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(Beginn um 9.00 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf Sie zur 26. Sitzung recht herzlich begrüßen und die Sitzung somit eröffnen.

Ich darf bekannt geben, dass die Frau amtsf StRin Dr Pittermann und die Frau GRin Lakatha entschuldigt sind.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01482/2003/0001-KSP/GM) wurde von Herrn GR Hufnagl an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Welche Auswirkungen auf die Wiener Verkehrspolitik, insbesondere auch im Zusammenhang mit der Pendlerproblematik und dem Modal Split, sehen Sie durch die im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung angekündigten verkehrspolitischen Maßnahmen?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Die Frage ist ein bisschen umfassend gestellt. Im Detail kann man sie ja nur beziehen auf das Koalitionsabkommen der Regierungsparteien auf Bundesebene; da wird es dann schon etwas einfacher. Denn so wie das gesamte Koalitionsabkommen ist auch das Kapitel Verkehr nicht wirklich elaboriert, und die Unterschiede, die man jetzt schon sehen kann, zu dem Text, der vorhanden ist, und dem, was jetzt an Aktivitäten gesetzt wird, ist doch eklatant. 

Ich weise zunächst auf den ersten Absatz hin, wo das Bekenntnis zum Generalverkehrsplan abgelegt wird, und gleichzeitig hören wir, dass dieser Generalverkehrsplan wieder modifiziert und adaptiert werden soll. Das wird auch dringend notwendig sein, wenn man versucht, dieses Programm umzusetzen, denn es steht wiederum ein Bekenntnis zur Schiene drinnen – das kann man nur unterschreiben –, nur, das Problem ist, dass im Generalverkehrsplan ja keine Finanzierung für die Schiene vorgesehen ist und dass mit Ausnahme der so genannten Ia-Projekte im Generalverkehrsplan keine Finanzierung vorhanden ist.

Sie wissen auch, dass Sie in diesem Haus vor mehr als einem Jahr ein Positionspapier zum Masterplan-Verkehr beschlossen haben, wo dringendst die Anforderungen gestellt wurden, die Beschleunigung in Richtung Umsetzung des Generalverkehrsplanes vorzunehmen und die Daten vor allem für die Projekte in der Ostregion zu beschleunigen. 

Und hier, muss man sagen, sind manche Formulierungen im Koalitionsabkommen doch eine gefährliche Drohung. Es steht zum Beispiel drinnen, dass man insbesondere die innerösterreichischen Strecken zu unterstützen und zu fördern gedenkt. Das bedeutet doch nichts anderes, als dass es eigentlich auf die Ost-Erweiterung keine Antwort geben wird. Und gerade die Ost-Erweiterung, die Erweiterung der Europäischen Union, die in mittlerweile nur mehr 13 Monaten auch umgesetzt werden wird, erfordert einfach die Ertüchtigung sowohl des Schienen- als auch des Straßennetzes in der Ostregion, in der Region Wien, in der Vienna Region. Und weder für die Projekte in Wien noch für die Projekte in Niederösterreich sind hier ordentliche Finanzierungsquellen vorgesehen.

Als gefährliche Drohung auch für den Ausbau der Straße zum Beispiel kann man sehen, dass bei der LKW-Maut in dem Programm nur die Überprüfung der Höhe der Sondermaut für LKW steht. Ich gehe nicht davon aus, dass das heißt eine Erhöhung, denn diese Forderung hat dieses Haus aufgestellt, weil wir der Meinung sind, weil Sie auch der Meinung waren, dass wir eine Quersubventionierung von der Straße zur Schiene benötigen, um den Schienenausbau zu forcieren. Hier steht etwas, was eher darauf hindeutet, dass die 22 Cent im Schnitt LKW-Maut noch einmal verringert werden sollen. Dann frage ich mich, wie man denn überhaupt noch den Straßenausbau bewältigen will, wenn man sogar den Zufluss an Mitteln zur ASFINAG wieder verringert. Und so geht das weiter.

Da Sie hinsichtlich des öffentlichen Verkehrs gefragt haben: Besonders bemerkenswert ist der eine Satz, dass es eine Qualitätsoffensive im öffentlichen Nahverkehr geben soll. Wunderbar. Diese Überschrift kann man unterstreichen. Das soll und muss auch gemacht werden. Nur, dann geht es weiter: Qualitative Weiterentwicklung des öffentlichen Nahverkehrs mit allen Vertragspartnern, Effizienzsteigerung unter anderem durch Verstärkung des Bestellerprinzips. Das ist eine wunderbare Idee, das Bestellerprinzip. Die Länder und Gemeinden brauchen den Nahverkehr dringend, und alle Verkehrskonzepte in allen Bundesländern und in allen Städten und Gemeinden Österreichs verlangen immer eine Verstärkung des öffentlichen Verkehrs, denn ohne diesen Maßnahmen wird es in Städten und in Ballungsräumen nicht gehen. Und dann wird hier nur mehr von einer Verstärkung des Bestellerprinzips gesprochen! Also der Bund verabschiedet sich – so ist das zu lesen – aus dem Nahverkehr und überlässt das den Ländern und Gemeinden. Und da muss man doch sehen, dass der Bund als Eigentümer der Bundesbahnen, als Eigentümer des Postbusses, als Eigentümer des Bahnbusses komplett versagt und sich komplett aus der Verantwortung stehlen möchte!

Dafür werden Projekte wie der Koralm-Tunnel vom neuen Bundesminister einzementiert, wo jeder weiß, dass er eigentlich nur dazu da ist ... (Zwischenruf des GR Dr Herbert Madejski.) Das hat er vor kurzem in einer Pressekonferenz festgestellt, es ist vor kurzem durch alle Zeitungen bei seinen Interviews gekommen, dass der Koralm-Tunnel ausgeführt werden soll und dass der angeblich eine unglaublich gute Verkehrsleistung bringt. Diese Verkehrsleistung zwischen einer Stadt mit 100 000 Einwohnern und einer Stadt mit 300 000 Einwohnern kann nie so stark werden wie die Verkehrsleistung, die man bei einem Zentralbahnhof Wien erreichen könnte. Und der Zentralbahnhof Wien ist in dem so hoch gelobten Generalverkehrsplan drinnen mit einem Zeithorizont Baubeginn 2020. Selbst die Bundesbahnen sind der Meinung, dass das viel zu spät ist, und selbst die Bundesbahnen setzen Schritte, dass sie gemeinsam mit der Stadt Wien, aber auch mit dem Bund das erfüllen könnten. 

Und wenn wir uns hier alle einig sind, und soweit ich das weiß, stehen alle Parteien in diesem Haus dazu, dass beim Nahverkehr in Wien auch dazu gehört, dass der U-Bahn-Bau weitergeführt wird, und wir haben die vierte Ausbauphase für den öffentlichen Verkehr gerade vor der Fertigstellung, so wird es die Nagelprobe sein für diese Bundesregierung, ob sie, so wie bisher alle Regierungen, einsieht und weiß, dass ein 50-prozentiger Anteil bei der Finanzierung durch den Bund notwendig ist. Und ich weiß von allen Parteien hier im Haus, dass sie dieser Meinung sind, dass der 50-Prozent-Anteil für die U-Bahn-Finanzierung durch den Bund gerechtfertigt ist.

Besonders schlimm wird es dann, wenn man den Teil der Bundesbahnen anschaut. Das steht nämlich nicht unter dem Verkehrsteil, denn die Bundesbahnen haben offensichtlich nichts mit dem Verkehr zu tun, sondern das steht unter Finanzen. Und da kommen besonders die Widersprüchlichkeiten heraus. Hier wird immer wieder die Mär verbreitet, dass die Bundesbahn einen so hohen Finanzbedarf und einen so hohen Zuschussbedarf hat. Es wird immer die Zahl von mehr als 4 Milliarden EUR pro Jahr kolportiert. Wenn man sich das genau anschaut, dann ist zusammengerechnet sowohl der Pensionsbeitrag, dann sind hineingerechnet die ganzen Sozialtarife, die Nahverkehrstarife für die Pendler, dann ist hineingerechnet alles das, wozu sich der Bund im Eisenbahngesetz verpflichtet hat, für die Bahn zu leisten. Und dann kommen die wunderbaren Lösungen, wie, man ändert den § 2 des Bundesbahngesetzes. Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn das passiert, dann verabschiedet sich der Bund aus der Infrastruktur, dann verabschiedet sich der Bund aus der Schieneninfrastruktur, dann wird die Schieneninfrastruktur vom Bund nicht mehr finanziert. Und genau das ist der Punkt, wo man sagen kann: Damit ist die Bundesbahn, genauso wie mit der Variante, die Bundesbahn zu filetieren und in viele, viele Einzelteile aufzusplittern, am Ende. Dann werden wir in Österreich keinen schienengebundenen Verkehr mehr haben, geschweige denn einen schienengebundenen Nahverkehr. Und das können wir uns als Stadt keinesfalls wünschen, denn passiert das, dann ist innerhalb der Stadt das Verkehrschaos vorprogrammiert, wenn alle nur mit dem Individualverkehrsmittel nach Wien hereinkommen können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, ich möchte auf einen wichtigen Punkt hinweisen, den Sie kurz erwähnt haben, der einen Qualitätssprung für Wien bedeuten würde, das ist die Frage des – Anführungszeichen – "Zentralbahnhofs" vor allem für den Nahverkehr. Da gab es ja vor einem halben Jahr, vor einem Jahr die sehr erfolgversprechenden Vorbereitungen, dass das wirklich vorgezogen wird. Also noch einmal: Das würde die von uns so vehement geforderte Südosttangente auf der Schiene staufrei ermöglichen. Das wäre wirklich ein Qualitätssprung. 

Wenn Sie jetzt gerade gesagt haben, die ÖBB ist ja ohnehin bereit: Gescheitert ist es meinen Informationen nach primär an der Führung der ÖBB. Gibt es da etwas Neues? Was kann die Stadt Wien tun, oder welche Informationen liegen Ihnen da vor, dass dieser Zentralbahnhof nicht – das wäre ja wirklich der helle Wahnsinn – erst im Jahr 2020 fertiggestellt wird, sondern ein großer Stadtteil rund um den derzeitigen Südbahnhof entstehen kann und gleichzeitig ein wirklicher Quantensprung im Nahverkehr einsetzen könnte? Ich kann nicht verstehen, warum dieses Projekt nicht aus beschäftigungs- und konjunkturpolitischen Gründen vorgezogen wird. Noch einmal: Da würden wir einen halben Bezirk in Wien mit sehr viel Verbesserung in zentraler Lage bauen statt nur in Transdanubien, worüber wir noch reden werden. 

Also meine Frage ist: Gibt es da etwas Neues? Welchen Druck kann die Stadt Wien hier ausüben? Und was ist der Hauptgrund, warum das derartig nach hinten geschoben wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Klubvorsitzender! Wir haben sehr erfolgreiche Verhandlungen sowohl mit Bundesministerien als auch mit den Österreichischen Bundesbahnen geführt und waren im Sommer vergangenen Jahres sehr zuversichtlich, dass sich alles auf die Reihe bringen lässt und wir in diesem Jahrzehnt die Fertigstellung auch dieses Bahnhofes feiern werden können. 

Das Modell ist sehr einfach. Es gibt Planungsgewinne, die entstehen, wenn Umwidmungen Platz greifen. 55 Hektar können von der Bahn freigegeben werden auf dem Arial des Südostbahnhofes, und diese 55 Hektar hätten den Löwenanteil zur Finanzierung des neuen Zentralbahnhofes beigetragen. 200 Millionen S sind offen dafür, und diese 200 Millionen S resultieren aus einem Betrag, den der Bund für die Infrastruktur zu leisten hätte, denn für die Schienen im Bahnhof ist auch der Bund zuständig nach § 2 Eisenbahngesetz, Bundesbahngesetz. Und genau dieser Punkt ist ungeklärt. Dieser Punkt ist abzuklären, und dafür stand bis vor kurzem keine Bundesregierung zur Verfügung. Ich weiß, dass sowohl der Finanzstadtrat als auch ich selber Terminansuchen liegen haben bei den zuständigen Ministern für Finanzen, Verkehr, Infrastruktur und Technologie. Bisher haben wir dazu leider noch keinen Termin bekommen. Wir werden versuchen, das zu einem raschen Ende zu bekommen. 

Sie werden vermutlich auch die Informationen der Bundesbahn gesehen haben, dass die für die Bahnhofsoffensive Zuständigen dort der Meinung sind, dass bis 2010 der Bahnhof fertiggestellt werden kann. Es gibt auch den Masterplan für den Bahnhof selbst, und wir sind gerade dabei, den Vertrag zu unterzeichnen, dass das gesamte Umfeld, der Masterplan für das Umfeld, der gemeinsam nur mit der Stadt entwickelt werden kann, ebenfalls zur Unterschrift kommt. Wie lange das noch dauern wird, kann ich zurzeit nicht wirklich abschätzen, aber ich bin überzeugt davon, dass das in den nächsten Wochen passieren wird. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zweite Zusatzfrage: Herr Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Persönlich möchte ich sagen, dass ich enttäuscht bin bei der offensichtlich von Ihnen bestellten Frage, dass Sie nicht eingehen auf die Wiener Verhältnisse, sondern hier als SPÖ-Politiker Ihre Darstellung zur Meinung der österreichischen Bundesregierung abgeben, und nicht über die Verkehrspolitik, wofür Sie zuständig sind für Wien, eine konkrete Antwort gegeben haben. Das enttäuscht mich, dass Sie die Geschäftsordnung in dieser Form hier missbraucht haben. 

Ich möchte daher nicht selbst in denselben Fehler verfallen wie Sie, dass ich jetzt auch meine Ausführungen tätige, sondern an Sie die konkrete Frage stellen: Was denken Sie, welche verkehrsleitenden Maßnahmen werden Sie in Wien konkret setzen, um den Modal Split zu verbessern, den Sie sich in Ihrer Frage auch gewünscht haben? Denken Sie auch daran, die Parkraumüberwachung auszudehnen, denken Sie daran die Parkraumgebühren zu erhöhen? (GR Christian Oxonitsch: Eine Frage!) Welche Maßnahmen setzen Sie, damit der Modal Split besser wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So. Bevor wir uns gegenseitig die Geschäftsordnung vorhalten: Das war auch eine weite Ausdehnung. – Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Die Frage war, und ich kann sie Ihnen gerne vorlesen, aber Sie haben sie ja ohnehin schriftlich vor sich, welche Auswirkungen wir auf die Wiener Verkehrspolitik zu erwarten haben. Das habe ich Ihnen vorhin erläutert, nämlich nicht nur Ihnen, sondern vor allem dem Fragesteller. Ich gehe davon aus, dass Sie den Unterschied zwischen dem, was Auswirkungen der Verkehrspolitik des Bundes auf Wien sind, und dem, was Wien allein gestalten kann, sehr wohl kennen und diese Unterscheidung auch selber treffen können. 

Was Ihre konkrete Frage betrifft, zur Ausweitung der Parkraumbewirtschaftung, so kennen Sie meine Haltung. Sie ist seit Beginn meiner Tätigkeit als Stadtrat absolut unverändert. Ich halte eine Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung in der Form, wie sie in den zehn Bezirken stattfindet, für nicht sinnvoll und zweckmäßig, weder was die zeitliche Komponente in den zehn Bezirken noch was die räumliche Ausdehnung auf andere Bezirke betrifft.

Was die Frage der Verbesserung des Modal Split betrifft, so darf ich Sie darauf verweisen, dass zurzeit die dritte Ausbauphase der U-Bahn läuft, dass wir in der vierten Ausbauphase zum öffentlichen Verkehr sowohl U-Bahn- als auch Straßenbahnausbaumaßnahmen dabei haben. Ich darf Sie darauf verweisen, dass die Park-and-ride-Anlagen zum Beispiel in Liesing derzeit in Ausbau sind, dass die Widmungen für andere Park-and-ride-Anlagen massiv vorangetrieben worden sind in meiner Zeit und dass darüber hinaus Anrainergaragen im verstärkten Maße gebaut werden konnten. Sie wissen ganz genau, dass vor allem die Maßnahmen im Bereich der Parkraumschaffung, im Garagenbereich, immer wieder natürlich von Anrainerprotesten begleitet sind, weil oftmals die Bürgerinnen und Bürger nicht abschätzen können, wie lange die Bauzeit sein wird und welche Vorteile sie danach auch für sich selbst daraus ziehen können. 

Wir haben außerdem eine Fülle von Maßnahmen gesetzt, um den Radverkehr zu verbessern. Ich darf hier auch korrigieren, was heute in einer Tageszeitung steht. Wir werden bis zum Ende dieser Legislaturperiode die 1 000 Kilometer Radweganlagen ausgebaut haben, und wir haben eine Fülle von Ausbaumaßnahmen auch heuer auf diesem Feld vor. Ich denke nur an die Marxergasse zum Beispiel, an die Bitterlichstraße und so weiter. Das können Sie ja in der Tageszeitung heute nachlesen, das ist korrekt wiedergegeben. 

Wir haben darüber hinaus auch eine Fülle von Maßnahmen vor, gerade im Jahr der Behinderten, im Jahr der Menschen mit Behinderung, im Straßenraum für Menschen, die entweder sehbehindert sind oder mit Rollstühlen unterwegs sind, das Erleben, das Erfahren, das Sich-Bewegen in der Stadt wesentlich zu erleichtern, und Sie wissen, dass wir hier einen großen Schritt vorangekommen sind, gerade was die taktilen Leitsysteme betrifft, die massiv ausgebaut wurden und werden. Nicht zuletzt darf ich daran erinnern, dass zum Beispiel gestern mit der Eröffnung des Penzinger Steges bei der Station Braunschweiggasse auch ein behindertengerechter Zugang zu einer U4-Station geschaffen wurde und damit heuer noch das Ausbauprogramm entlang der U4 abgeschlossen werden wird. 

Das sind eine Fülle von Maßnahmen, die dazu führen, dass das Benützen des öffentlichen Verkehrs einfacher, bequemer, sicherer wird, dass das Benützen des Fahrrades bequemer und sicherer wird und dass auch für Fußgänger Verbesserungen geschaffen wurden. Alles zusammengenommen führt kontinuierlich in Wien zu Verbesserungen des Modal Split. 

Ich erhoffe mir aber auch, Herr Gemeinderat, dass diese Bundesregierung in einem Punkt massiv die Positionen der Städte im Nahverkehr, im öffentlichen Nahverkehr unterstützen wird. Sie wissen, dass zurzeit die GATS-Verhandlungen im Gange sind. In wenigen Tagen haben die Mitgliedsstaaten die Position abzugeben, und dort drinnen könnte auch ein massiver Druck auf Veräußerung und Privatisierung des öffentlichen Nahverkehrs erfolgen. Davor ist massiv zu warnen, denn eine Privatisierung des öffentlichen Nahverkehrs führt in der Regel ins Chaos und zu einer deutlichen Verschlechterung des Angebotes.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Es ist ja interessant, dass der Kollege Hufnagl es verabsäumt hat, oder vielleicht hat er nicht alles verstanden, was Sie gesagt haben, keine Zusatzfrage gestellt hat, oder sie war so unpassend oder sein Interesse war nicht wirklich groß in dieser Angelegenheit. Sei es wie es sei, er wird vielleicht noch zum Abschluss eine Zusatzfrage stellen. 

Sie haben gesagt und haben sich ein bisschen lustig gemacht oder haben sich negativ zum Regierungsprogramm, zum Koalitionsabkommen über den Verkehr geäußert. Also ich kann nur sagen, wenn man unser Koalitionsabkommen liest und das Kapitel Verkehr, dann ist es ein Sachbuch gegenüber früheren Koalitionsübereinkommen im Verkehr. Das waren bestenfalls Comic-Hefterln. Also das möchte ich schon festhalten, dass wir hier sachlich, inhaltlich, sehr genau klargestellt haben, was die Bundesregierung im Verkehr will. Das nur einmal zum Ersten. 

Das Zweite. Sie haben erfreulicherweise heute gesagt, dass alle bisherigen Bundesregierungen, und ich nehme daher auch an die vorhergehende, die Vorgänger-Bundesregierung, die blau-schwarze Koalition, die Zustimmung gegeben haben, was die 50 Prozent Beteiligung bei den U-Bahn-Finanzierungen betrifft. Das wird selbstverständlich auch die neue Regierung in dieser Richtung einhalten. Da gibt es auch schon Gespräche dafür.

Sie haben auch in einer Deutlichkeit gesagt, wie ich es von Ihnen zwar erwartet habe, nicht aber in der Öffentlichkeit, Eigentümer der ÖBB und der Post ist der Bund, und wenn dort Furchtbares passiert, ist das für den Verkehr ein Wahnsinn. 

Ja bitte, die ÖBB war auch Eigentümer der Bahnhöfe bei Wien-Mitte, und 20, 30, 40 Jahre war im Bund nicht eine schwarz-blaue oder eine blau-schwarze Koalition und die Verkehrsminister waren keine Freiheitlichen, sondern die waren eindeutig der Sozialistischen oder Sozialdemokratischen Partei zuzurechnen. Daher frage ich schon, wenn Sie das jetzt vorwerfen, was haben denn Sie oder Ihre Genossen in den letzten 30 Jahren mit der ÖBB gemacht? (Beifall bei der FPÖ.) Gestatten Sie, dass ich das politisch hier ein bisschen einbringe, aber Sie haben auch politisch hier geantwortet, und das ist das Recht des Gemeinderates, glaube ich.

Das Dritte. Sehr geehrter Herr Stadtrat! In Ihrem Bericht SUPer NOW – wir werden ja heute noch Gelegenheit haben, es lange zu diskutieren, es ist ein ausgezeichnetes Papier – steht eindeutig drinnen, dass Veränderungen im Verkehr – ich rede jetzt vom Nordosten Wiens, und dort gibt es die größten Probleme – nur durch eine Veränderung der Stadtstruktur und Lenkungsmaßnahmen der Stadt Wien erreicht werden können. Und jetzt frage ich mich wieder: Die SPÖ hat jahrelang, jahrzehntelang die Planungsstadträte hier gestellt. Sie haben ein Erbe übernommen, das gebe ich zu. Die SPÖ hat jahrelang auf Bundesebene den Bundesminister gestellt. Und daher frage ich Sie jetzt: Wieso ist es Ihnen nicht gelungen, den Modal Split zugunsten des öffentlichen Verkehrs in den letzten 20 Jahren zu verändern, und zwar, was hat Sie daran gehindert, mit Ihren eigenen Genossen im Bund darüber zu sprechen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Ich glaube, Sie haben nicht ganz zugehört. Ich habe mich über dieses Programm nicht lustig gemacht, ich habe es als gefährliche Drohung bezeichnet. Da ist schon ein sehr großer Unterschied, und diese Gefahr habe ich in meiner Wortmeldung auch darzulegen versucht. 

Was die Frage betrifft, ob und in welcher Form wir mit dem Modal Split in Wien umgegangen sind: Nun, Sie können das im Internet nachlesen. Wir haben dort den Evaluierungsbericht zum Verkehrskonzept '94 seit einigen Monaten hineingestellt, und Sie können dort nachlesen, wie die Veränderungen im Modal Split tatsächlich erfolgt sind. In Wien haben wir daran gearbeitet, und das scheint Ihnen offenbar entgangen zu sein, denn in Wien sind die Verbesserungen im Modal Split eindeutig und deutlich nachlesbar. In Wien finden zurzeit 65 Prozent der Fahrten der Bevölkerung im Umweltverbund statt, nämlich im öffentlichen Verkehr, im Radverkehr und im Zufußgehen, und nur 35 Prozent der Fahrten werden mit dem Individualverkehrsmittel zurückgelegt. So wäre es, wenn wir nur die Wienerinnen und Wiener in Wien hätten. Sie wissen, ich bin nicht klaustrophobisch veranlagt, ich habe kein Problem mit den Niederösterreichern und Burgenländern und mit Ausländern auch nicht. Aber Tatsache ist, dass grenzüberschreitend der Verkehr zu 65 Prozent aus dem Individualverkehr besteht und dass nur 35 Prozent mit dem öffentlichen Verkehr kommen. Und dazu ist der Bund aufgefordert, seine Leistungen zu tätigen. Das ist nicht Aufgabe der Gemeinde, das ist nicht Aufgabe eines einzelnen Landes, sondern es ist Aufgabe der Bundesregierung, ihre Verkehrsmittel, ihre Verkehrsbetriebe, die sie hat, genauso zu ertüchtigen, wie die Wiener Stadtregierung ihre Wiener Linien ertüchtigt hat.

Wenn Sie die Umfragen anschauen, wie die Zufriedenheit mit den Wiener Linien ist, wie die Inanspruchnahme der Wiener Linien ist, dann werden Sie feststellen, dass alle in Wien, alle, höchst zufrieden oder zufrieden sind, und nur ein paar wenige dieses Angebot als nicht ausreichend und als zu wenig ansehen. Wir haben im Rahmen der Wiener Linien hervorragende Verbesserungen zustande gebracht, und es wird an der Flexibilität dieser Einrichtung liegen, dass wir den Unterschied noch deutlicher spüren werden in den nächsten Jahren, dass die Menschen, die aus Niederösterreich nach Wien einpendeln müssen, und die Burgenländer, die nach Wien einpendeln, die Schwierigkeiten haben werden, überhaupt noch ein ordentliches ÖV-Angebot vorzufinden, wenn diese Bundesregierung ihr Programm in der Form, wie es niedergeschrieben ist, umsetzt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die vierte Zusatzfrage: Herr GR Hufnagl.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Hoher Gemeinderat!

Im Gegensatz zur vorgegebenen Befürchtung meines Vorredners habe ich sehr wohl zu diesem wichtigen Themenkreis eine Zusatzfrage, und zwar aktueller Art. 

Nach einem langen Diskussionsprozess in der Europäischen Union liegt nunmehr der Entwurf einer neuen Richtlinie für die Wegekosten vor, und diese Richtlinie gibt aus österreichischer Sicht zu Recht zur Sorge Anlass, nämlich dahin gehend, was sowohl die Zeitleiste als auch die Kategorisierung der LKW und die territoriale Zuständigkeit dieser Richtlinie betrifft. Ich frage Sie daher, auch aus der Sicht der gesamten Ostregion, also der drei Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgenland: Welche Maßnahmen der Bundesregierung sind demzufolge absolut dringend notwendig und unerlässlich, um eine unzumutbare Ausweitung einer absehbaren Transitlawine von der Ostregion abzuwenden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Sie sprechen eines der traurigsten Kapitel der Verkehrspolitik der letzten Bundesregierung an und hier ganz bewusst der letzten, Herr GR Madejski, denn diese letzte Bundesregierung ist in die Verhandlungen auf der Europäischen Ebene immer nur mit der Vetodrohung hineingegangen. Die vorherige Bundesregierung hat in sehr konkreten Verhandlungen das Feld aufbereitet gehabt, und erst ab dem Moment, wo man mit Vetos droht, die ganz andere Felder betreffen, wo man versucht, mit Vetos ohne Kooperationsbereitschaft mit anderen Staaten im Rahmen der Europäischen Union das Auslangen zu finden, drohen solche Situationen, wie wir sie ab 1.1.2004 mit großer Wahrscheinlichkeit erleben werden, dass es keine Nachfolgeregelung für die Ökopunkte geben wird, dass es keine Nachfolgeregelungen geben wird, mit denen die Bevölkerung sowohl im Inntal als auch in Wien und in der Ostregion geschützt werden kann. Wir werden leider eine Situation erleben, dass möglicherweise ein Kompromiss, der zu Ende des vergangenen Jahres gefunden hätte werden können, jetzt mit großer Wahrscheinlichkeit nicht mehr erreichbar ist, ein Kompromiss, der auch schon Verschlechterungen beinhaltet hätte, wo sich der Verkehrsminister sehr wohl bemüht hat, zu einem Ergebnis zu kommen, das spreche ich dem Verkehrsminister der damaligen Bundesregierung nicht ab, aber wo ein Bundeskanzler geglaubt hat, er kann dann noch einmal glänzen und beim Gipfel in Kopenhagen noch einmal als großer Retter des Transitverkehrs herauskommen. Das war der eigentliche Grund, dass sich der Bundeskanzler Dr Schüssel verschätzt hat und von seinen Kollegen der Lächerlichkeit preisgegeben worden ist, weil er nichts zustande gebracht hat auf dieser Ebene, und weil er seinen Verkehrsminister im Regen stehen hat lassen mit einer Lösung, die auch schlecht ist, die aber immerhin noch eine Übergangsregelung beinhaltet hätte. Die große Schwierigkeit, in der wir uns jetzt befinden, in der sich Österreich und die Ostregion vor allem befindet, ist, dass möglicherweise für den Alpentransit eine Kleinigkeit an Verbesserung noch herausschaut, aber nichts mehr herausschaut für jene Regionen, wo die meisten Menschen wohnen in Österreich, wo die meiste Verkehrsbelastung ist und wo die höchsten Zuwächse im Transitverkehr zu erwarten sind.

Und das ist dieser Bundesregierung massiv anzukreiden. Es gibt eine Wegekostenrichtlinie, einen Entwurf dafür, ein Methodenpapier der Europäischen Union, wo das sehr genau ausgeführt ist, wie sich die Europäische Union zum Beispiel Quersubventionierung vorstellt, wie sich die Europäische Union vorstellt, dass man Transitverkehre regeln und regulieren kann. 

Ich habe von dieser Bundesregierung dazu noch keine Äußerung gehört. Ich habe von dieser Bundesregierung noch nicht gehört, in welche Richtung man denn als Österreich argumentieren möchte, in welche Richtung man Kompromisse mit anderen Ländern herstellen will, um verhandlungsfähig und ergebnisorientiert sein zu können. Es gibt ein paar Möglichkeiten dazu, über die man reden sollte. 

Und wenn man von einer Großstadt aus argumentiert, die auch Transitverkehr hat, weil wir eben in einer Brückensituation, in einer Knotensituation sind, dann kann ich nur sagen: Wenn wir in den Weg hineingehen, dass wir eine Lösung mit der Europäischen Union mit den anderen Mitgliedsstaaten finden wollen - aufs Wollen kommt es an –, dann wird man in der Wegekostenrichtlinie einen Punkt drinnen haben, dass man in den Transeuropäischen Korridoren, die quer über Europa gezogen sind, wohl eine Lösung andenken kann und dass man dort drinnen einen Erfolg finden kann, wenn man sagt, die Korridore bestehen aus verschiedenen Modes: aus der Schiene, der Straße, der Wasserstraße. Und wir finanzieren innerhalb des Korridors von einem Mode auch den anderen Mode mit. Dann kann man von der Straße – Westautobahn, Ostautobahn – die Schiene, unter anderem auch den Knoten in Wien finanzieren, den Güterbahnhof in Inzersdorf, den Containerterminal in Freudenau, den Zentralbahnhof für den Personenverkehr. Aber das erfordert Kreativität, Verhandlungsgeschick und Verhandlungsbereitschaft, und das ist leider bei dieser Bundesregierung in europäischen Fragen nicht zu erkennen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/01481/2003/0001-KGR/GM). Sie ist gerichtet worden von GR Ellensohn an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung: In Wien kommt es leider immer wieder zu illegalen Weitergaben und illegalen Untervermietungen von Gemeindewohnungen. Viele günstige Wohnungen werden von Ihren Mieterinnen und Mietern jahrelang 'aufgehoben', auch wenn längst kein Wohnbedarf mehr besteht. Diese zum Teil leerstehenden Wohnungen würde Wiener Wohnen dringend benötigen, um die Wartezeiten für Wohnungswerberinnen und Wohnungswerber zu verkürzen. Was tun Sie, Herr Stadtrat Faymann, bzw was unternimmt Wiener Wohnen gegen diese Praktiken? – Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Dass es immer wieder zu illegalen Weitergaben oder Untervermietungen von Gemeindewohnungen kommt, ist richtig. Ich habe Ihnen auch die Zahl jener Fälle mitgebracht, die aus diesem Grund delogiert werden. Insgesamt gibt es 110 gerichtliche Kündigungen wegen Nichtbenützung, Untermietung oder Weitergabe. Die genaue Zahl für die Untervermietung sind 30 pro Jahr. 

Dass es in einem Rechtstaat – das brauche ich Ihnen nicht lange auszuführen, ich glaube, hier herrscht keine große Differenz – zu beweisen ist und nicht nur zu vermuten, dass eine allgemeine Behauptung, jemand verhält sich gegen das Gesetz, nicht ausreicht, sondern dass Zeugen notwendig sind, dass Richter mehr als nur Gerüchte oder politisch allgemeine Floskel sehen wollen, sondern präzise Zeugenaussagen notwendig sind, um jemand nachzuweisen, dass er seine Wohnung untervermietet oder sie anders verwendet, als es das Gesetz oder der Mietvertrag vorsehen, führt dazu, dass es sich um eine recht aufwändige Handlung durch die Wohnhäuserverwaltung handelt, wenn wir derartige gerichtliche Aufkündigungen vornehmen. Aber es gibt sie, und die Zahl wollte ich Ihnen bekannt geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Gemeinderat.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! Diese allgemeine Antwort wäre zufriedenstellend, wenn alles so ablaufen würde und Wiener Wohnen tatsächlich, wenn ihnen Fälle bekannt werden, auch immer einschreiten würde. Es scheint aber Ausnahmen zu geben.

In einem konkreten Fall hat eine Dame aus dem 14. Bezirk, die sich um eine Gemeindewohnung bemüht, Wiener Wohnen darauf aufmerksam gemacht, dass ein Hausvertrauensmann in einer Anlage diese Wohnung seit Jahren nicht benützt. Ich nehme an, dass sollte auch Wiener Wohnen beziehungsweise der Stadt bekannt sein, weil dieser Herr ein Grundstück von der Stadt Wien begünstigt erstanden hat, übersiedelt ist in dieses Haus, aber nicht vor einem oder zwei Jahren, sondern vor mehr als einem Jahrzehnt, und aus diesem Grund die Gemeindewohnung natürlich nicht mehr benötigt hat. 

Diesen Sachverhalt hat diese Dame Wiener Wohnen kundgetan. Die Antwort war: "Ich bitte um Verständnis dafür, dass wir zum Thema Hausvertrauensmann nicht Stellung nehmen können, da in Ihrem Schreiben keine konkreten Angaben enthalten sind."

Die Frau bemüht sich ein weiteres Mal und macht darauf aufmerksam, dass sie in sehr konkreter Form die genaue Adresse – den Namen braucht man glaube ich nicht, um zu wissen, um welche Wohnung es sich handelt – den Mitarbeitern im zuständigen Kundendienstzentrum bekannt gegeben hat und diese es abgelehnt haben, der Sache nachzugehen.

Ein böser Mensch könnte vermuten, dass es Ausnahmeregelungen für einzelne Personen gibt. Das ist ein Hausvertrauensmann, der macht Wahlkampf in dieser Anlage für die größte Partei der Stadt Wien. 

Die Frage an Sie lautet: Gibt es Ausnahmeregelungen bei der Möglichkeit, Gemeindewohnungen zu besitzen, aufzubewahren – in diesem Fall hat der Herr gesagt für seine Nichte, 13 Jahre lang eine unbenützte Wohnung, oder gibt es keine Ausnahmeregelungen in der Stadt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Was glauben Sie? Die Ausnahmeregelungen kann es natürlich für niemanden geben, auch nicht, wenn er die GRÜNEN unterstützen würde im Wahlkampf. Ich hoffe, es enttäuscht Sie jetzt nicht zu sehr. Also Ausnahmeregelungen gibt es für niemanden. 

Wenn Sie einen konkreten Fall haben, würde ich dem gerne nachgehen. Ich möchte nur als jemand, der aus der Mietervereinigung kommt, kurz auf das Mietrechtsgesetz und die Frage, was man beweisen muss, verweisen.

Die Schwäche eines starken Mietrechtsgesetzes ist natürlich, dass der Vermieter für jemanden, der diese Schutzbestimmungen missbraucht, in einer wesentlich schwierigeren Situation des Nachweises ist, als das bei Mietrechtsgesetzen in anderen europäischen Ländern ist. Wenn das Mietrechtsgesetz in anderen europäischen Ländern den Schutz nicht so stark ausgeprägt hat wie es in unserem der Fall ist, dann fällt es dem Vermieter leicht, indem er sagt: Na schauen Sie, Sie haben da ein Grundstück von uns gekauft, das wird ja wohl reichen, auf Wiedersehen. Das ist bei uns nicht der Fall, ganz im Gegenteil. Unser Mietrechtsgesetz, das auch Gemeindemieter genauso schützt und um nichts weniger schützt als Privatmieter, Mieter von Gemeinnützigen oder anderen Wohnhausanlagen. Es ist möglich, dass der 25 Grundstücke besitzt, dass der sogar Häuser besitzt, Eigentumswohnungen und alles mögliche besitzt. Wenn er seinen Mietvertrag erfüllt und wir ihm nicht nachweisen können, dass er diese Wohnung nicht benutzt durch konkrete Zeugenaussagen, die natürlich nicht nur die Adresse beinhalten, sondern dass jemand sagt, ich weiß der wohnt dort nicht, dann kann der besitzen was er möchte, nach dem Mietrechtsgesetz.

Es muss uns klar sein, dass jemand nur bei Bezug der Gemeindewohnung die soziale Dringlichkeit nachweisen muss. Die Schwäche des Mietrechtsgesetzes in diesem Fall ist – wenn es überhaupt ein Missbrauchsfall ist, ich höre ihn ja jetzt das erste Mal, ich schaue ihn mir gerne an -, dass ich das sehr genau kennen muss, dass sich der versteckt hinter der rechtlich korrekten Auffassung: Solange er den Mietvertrag erfüllt, unterliegt er denselben gesetzlichen Bestimmungen, auch wenn er in einer Gemeindewohnung wohnt, als würde er in einer Mietwohnung irgendwo in einem privaten Althaus wohnen. Das heißt, zu beweisen ist von der Wohnhäuserverwaltung in diesem wie in jedem anderen Fall die Nichtbenutzung oder Benutzung durch jemand anderen. Und dazu braucht man Zeugen und nicht nur die Adresse.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Fuchs, bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Es geht natürlich um das soziale Handeln der Stadt und um das Verhindern von Härtefällen. Ich vermisse von Ihnen die Aussage, wie Sie handeln oder gehandelt haben in vergangener Zeit und handeln werden für jene, die ohne Vormerkschein in diese Wohnung eingezogen sind. Die haben auch einen Wohnungsbedarf, der aber natürlich nicht durch den Vormerkschein legitimiert wurde. 

Hier gibt es keine klare Aussage. Ich finde daher, dass man nicht Unrecht tun soll durch neues Unrecht. Ich meine, dass man hier für Personen, die einen Wohnbedarf haben, eine Amnestie durchführen muss und sollte, damit diese dann gerechtfertigt in dieser Wohnung bleiben können.

Aber es gibt natürlich ein anderes Unrecht, zu dem ich kommen möchte, das ist der Fehlbelag, ein Fehlbelag, der immer wieder auftritt durch Scheidungen, wo ein Ehepartner mit Kindern zum Beispiel auszieht. Der Mann verbleibt in der Wohnung, 130 Quadratmeter, und möchte natürlich in eine kleinere Wohnung ziehen, in eine 60 Quadratmeter große Wohnung. Jetzt sagt man, das geht nicht, weil er eine Einzelperson ist, und er muss mit einem Einzelraum vorliebnehmen. Er hat aber immer wieder seine Kinder auf Besuch, die dann länger bei ihm bleiben, die auch den Urlaub bei ihm verbringen und die bei einem Einzelraum natürlich nicht untergebracht werden können. Wiener Wohnen handelt hier eben nicht sozial und sagt: 130 Quadratmeter, bleibst lieber drinnen, bekommst keine 60-Quadratmeter-Wohnung, weil dir stehen eben die 40 Quadratmeter da zu. 

Hier, glaube ich, sollten Sie also schon mehr Toleranz üben und ein soziales Handeln im Sinne der Kinder und der gemeinsamen Erziehung beider Partner, auch wenn sie getrennt sind, an den Tag legen. 

Wie werden Sie in Zukunft bei solchen Dingen vorgehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Es gibt durchaus, insbesondere von der Wohnungskommission, aber auch von der sozialen Schiene, Einzelfälle, wo es demjenigen nicht zumutbar war, weil Scheidung alleine heißt ja noch nicht, dass der nicht wirtschaftlich in der Lage ist, auch am Wohnungsmarkt eine Wohnung zu finden, also Einzelfälle, die sozial nachweisbar dazu geführt haben, dass man Ausnahmen von der Regel macht und besondere Angebote durch die Stadt geleistet hat. Der Regelfall ist es nicht, aus einem sehr einfachen Grund. Ich werde oft gefragt: Warum geben Sie Menschen nicht eine ein bissel größere Wohnung? Jungen Leuten, die zusammenziehen, die wissen, sie wollen einmal ein Kind, vielleicht zwei Kinder, geben Sie ihnen doch eine größere Wohnung. 

Aber das liegt nicht an mir und auch nicht an der Wohnhäuserverwaltung, sondern es ist so, dass der Großteil unserer Wohnungen sehr kleine Wohnungen sind und dass wir gerade bei Zwei-, aber vor allem bei Drei-Zimmer-Wohnungen und bei noch größeren Wohnungen einen Engpass haben. Das heißt, jemand großzügig gegenüberzustehen und zu sagen, man gibt ihm eine größere Wohnung, als ihm eigentlich zusteht, diese Toleranz geht natürlich auf Kosten anderer, die in der Warteschlange stehen. Wenn jemand eine Wohnung zurückgibt im Falle einer Scheidung und uns zum Beispiel anbietet bei einem Scheidungsvergleich, dass wir zwei kleinere Wohnungen zur Verfügung stellen, machen wir das, wie die Praxis zeigt, sehr häufig. Wenn Sie einen Fall haben, wo Sie glauben, dass es vertretbar ist, dass diese Toleranz nicht dazu führt, dass sie auf dem Rücken anderer ausgeht, dann bin ich überzeugt, dass wir uns das so wie in anderen Fällen auch sehr konkret ansehen sollten. 

Zur Amnestie wollte ich noch etwas sagen. Wir haben einmal eine Aktion gemacht – die ist schon einige Jahre zurück –, wo wir gesagt haben: Wenn uns jemand nachweist, dass er bisher als Untermieter ungerechtfertigterweise in einer Wohnung gewohnt hat, und er zeigt uns, dass er da jahrelang bezahlt hat für Gas und Strom, oder er führt andere Nachweise, dann übertragen wir ihm die Wohnung. Man muss natürlich aufpassen, dass man diese Amnestieaktionen nicht in zu regelmäßiger Abfolge macht, weil das ist ja dann keine Amnestieaktion mit dem eigentlichen Ziel und Zweck, den Schwächeren zu helfen, sondern das ist ja dann eine Anleitung zur Weitergabe der Gemeindewohnung womöglich an die Falschen. Und diese scharfe Grenze zwischen sinnvoller Amnestie und regelmäßig wiederkehrenden Regelungen, die eine Art Anleitung für Missbrauch sind, diese scharfe Grenze muss man wählen, und ich glaube, die wählt man dadurch, dass man die Abstände, in denen man solche Aktionen macht, nicht zu berechenbar werden lässt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Frau GRin FRANK, bitte.

GRin Henriette FRANK (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr StR Faymann, Sie haben ursprünglich die Fälle insgesamt genannt. Ich habe das nicht mitgeschrieben oder nicht richtig verstanden und jetzt sind mit nur die 110 gerichtlichen Fälle im Gedächtnis geblieben. 

Meine Frage ist jetzt: Wenn das insgesamt eine gewisse Summe ausmacht, so sind das ja oft sehr langfristige Verträge. Das heißt, würden diese Leute die Wohnung zurückgeben oder sterben, dann würde vielleicht der Nachfolger einen wesentlich höheren Mietzins zahlen, als dies jene Leute tun. 

Gibt es jetzt irgendeine Größenordnung, welcher Schaden der Stadt Wien daraus entsteht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Einen Schaden könnte ich ja nur dann messen, wenn ich den Nachweis führen kann, dass es sich um einen Missbrauch der Wohnung handelt und dass dort tatsächlich ein illegaler Untermieter drinnen ist. Bei den Fällen, die wir kündigen – das kann ich ja jetzt nicht auswendig sagen –, sind es im Durchschnitt zwei Jahre, und diese zwei Jahre wäre der berechenbare Schaden, den ich Ihnen da hochrechnen könnte. 

Der größere Schaden entsteht durch den Aufwand, den wir dabei haben, dass uns jemand sehr häufig schreibt, er weiß, dass im Haus auf Tür Nummer 3 jemand anderer wohnt. Und wenn wir ihn dann bitten, uns das irgendwie schriftlich mitzuteilen und uns auch als Zeuge zur Verfügung stehen, dann sagen sehr viele Menschen: Mit dem Gericht möchte ich nichts zu tun haben. Daher kommt oft die Maschinerie in Bewegung, ohne dass es zum Erfolg führt, weil sich viele Menschen über einen Missstand zwar gern allgemein beschweren, aber nicht dann konkret als Zeuge vor Gericht zur Verfügung stehen. Da sind sicher die Kosten der Stadt erheblich. Wenn Sie wollen, ich kann das einmal ausrechnen oder schätzen lassen. Das ist sicher der größte Aufwand, wo Menschen von ihrem Unrechtsbewusstsein her unseren Apparat in Einsatz bringen, aber dann halt – eine vielleicht menschliche Eigenschaft – sich entscheiden, nicht wirklich vor Gericht zu dieser Aussage stehen zu wollen. Wir verlieren daher leider relativ viele Verfahren, weil sogar jene, die dann sagen, na gut, ich gehe als Zeuge, es sich knapp vorher noch einmal überlegen.

Das Mietrechtsgesetz hat eine große Stärke, das ist dieser Schutz, dass man ohne ganz konkreten Zeugen und der Überzeugung des Richters eben niemandem seine Wohnung wegnehmen kann. Das begrüße ich auch sehr als jemand, dem dieser Bereich sehr wichtig ist. Das ist eben in diesen Bereichen des Missbrauchs mühevoll und, wie ich überzeugt bin, auch kostenaufwändig.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr GR Ellensohn, bitte.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, ich bleibe bei meinem eingangs genannten Beispiel. Sie haben gemeint, es ist sehr schwierig, etwas zu unternehmen für Wiener Wohnen, wenn nicht die Zeugen und Zeuginnen bereits aufmarschieren. 

Jetzt sage ich: Es wäre ja auch möglich, auf einen Hinweis zu reagieren, vorbeizugehen und zu schauen: Ist die Wohnung benützt oder nicht? Manchmal lässt es sich ja sehr schnell feststellen. 

In diesem konkreten Fall verlangt der Hausvertrauensmann, der diese Wohnung zurückgelegt hat auf viele Jahre, 7 000 EUR Ablöse. Die Richtlinien von Wiener Wohnen gehen davon aus, dass man nicht mehr als 4 000 EUR verlangen sollte, und er verlangt 7 000 EUR mit der Begründung, die Wohnung wurde ja nie benützt und deswegen sind natürlich die Geräte und alles, was da drinnen ist, intakt. Und deswegen hat es praktisch mehr oder weniger den Neuwert und deswegen ist es okay. wenn er nicht den Richtlinienwert von 4 000 EUR, sondern von 7 000 EUR verlangt. Dieser Umstand ist Wiener Wohnen auch bekannt. 

Jetzt, was ist passiert in der Folge? Diese Dame, die mich informiert hat, war auf der Suche nach einer Gemeindewohnung. Es hat länger gedauert, es dauert auch manchmal länger, da kann man leider nicht sehr viel dagegen unternehmen. Wie sie mit dieser Geschichte, mit dieser Information gekommen ist, ist folgendes passiert: Nicht dem Herrn, der diese Wohnung zurückgelegt hat oder nicht verwendet hat, ist irgendetwas passiert, sondern ihr ist etwas passiert, und zwar etwas Wunderbares. Innerhalb kürzester Zeit wurde ihr eine Gemeindewohnung in einem neu sanierten Gemeindebau angeboten, worüber sie sich natürlich auch sehr gefreut hat. Keine Frage. 

Jetzt überlege ich mir: Wie kommt es zu dieser Reihenfolge? Sehen Sie einen Zusammenhang darin, dass diese Frau relativ schnell nachher, nämlich im Wochentakt, eine Gemeindewohnung angeboten bekam, die sich diese Frau über einen längeren Zeitraum von eineinhalb Jahren gewünscht hat, oder glauben Sie, es war einfach ein Zufall?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Sie erzählen uns eine Geschichte, deren Hintergrund ich von hier aus gar nicht in die Tiefe prüfen kann, was nicht heißt, dass Sie die Geschichte so glauben, aber ich kann von hier aus nicht feststellen, ob es sich auch so verhält. 

Wenn Sie mich fragen, also wenn eine Geschichte so wäre, wie Sie erzählen, und was wäre dann und was denkt man sich dazu, dann würde ich lieber den einfacheren Weg gehen. Ich gehe der Sache nach, wie ich das immer mache, und Sie wissen, dass ja nicht nur bei Fragestunden Stadträte zur Verfügung stehen zur Beantwortung von Anfragen. Also es gibt ja durchaus Gelegenheiten dazwischen auch, diesen Fall in die Tiefe zu klären.

Zu Ihrer anderen Bemerkung, wie man bei Kündigungen vorgehen sollte, muss ich Sie mit einem Detail belästigen. Das Mietrechtsgesetz sieht nicht vor, dass der Vermieter jemand vorbeischickt und ein paar Mal schaut, ob er da ist, und wenn er nicht da ist, ihm die Wohnung kündigt, sondern das Mietrechtsgesetz sagt, dass jemand die Hälfte der Zeit über eine Woche oder des Jahres die Wohnung benützen muss. Also wie oft, glauben Sie, muss der Mitarbeiter vorbeigehen, bis er diesen Nachweis führen kann. Und sehen Sie, daran merkt man, an diesem kleinen Detail, dass es schneller in einer Fragestunde gesagt als in der Wirklichkeit durchgeführt ist. 

Ich kann es daher nur auf den Punkt zurückführen: Ein starkes Schutzgesetz hat im Missbrauchsfall den Nachteil, dass sich der Nachweis erschwert durchführen lässt. 

Aber ich kann Ihnen eine Zahl aus dem Vorjahr noch sagen. Wir haben eine Rekordzahl an Wohnungsvergaben, nämlich mit 11.474 Gemeindewohnungen im Vorjahr gehabt. Das heißt, so viel kann nicht gehortet werden, wenn auf der anderen Seite trotz Mietrechtsfortsetzung an Verwandte, an Kinder, trotz der Maßnahmen, trotz dieser Einzelfälle des Missbrauches eine Rekordzahl an neuen Vermietungen im Gemeindebau erreicht wurde.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 2. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/01486/2003/0001-KVP/GM). Sie ist von GR Mag Neuhuber an den Bürgermeister gerichtet: In den Medien wurde über die Idee berichtet, einen Bummelzug für Touristen in der Fußgängerzone der Wiener Innenstadt zu betreiben. Laut Zeitungsmeldungen würde 'das Rathaus hinter diesen Plänen stehen'. Wie stehen Sie zu dieser Projektidee? – Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sie fragen mich, was ich von der Idee halte des so genannten Bummelzugs für Touristen. 

Wenn ich das vielleicht kurz so charakterisieren kann: Ich halte zwar die Idee für originell, aber nicht neu, denn in Varianten hat es diese Idee auch in der Vergangenheit gegeben. Und wie ich sagte: Ich halte sie für durchaus originell und witzig. 

Die Vorgangsweise dazu kann ja wohl nur die sein, dass man diese Idee jetzt diskutiert mit den Tourismusverantwortlichen, mit der Wirtschaftskammer, mit den Kaufleuten im 1. Bezirk, vor allem natürlich mit den Vertretern des 1. Bezirks, dass man sich die damit verbundene Problematik des Verkehrs etwa anschaut, und dann werden wir am Ende des Tages entscheiden: Ist das vernünftig, ist das nicht vernünftig? Vor allem ist natürlich auch darauf hinzuweisen, dass, wenn man das einem erlaubt, dann wahrscheinlich auch noch mehrere da sind, die das gerne wollen, denn ich bin ja nicht zum ersten Mal, wie gesagt, mit so einer Idee befasst worden. Also wir werden sehen, was dann am Ende des Tages herauskommt, wenn alle entsprechenden Informationen da sind und alle Diskussionen geführt sind. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Mag Neuhuber. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Sie haben also jetzt erwähnt, dass das in Akkordierung mit dem Bezirk und mit der Wirtschaftskammer erfolgen soll. Heißt das also weiter, dass es diesen Bummelzug aus Ihrer Sicht nur dann geben wird, wenn die Wirtschaftskammer, also sprich auch die Kaufleute des 1. Bezirkes, und wenn der 1. Bezirk selbst, die Bezirksvertretung, diesem Projekt zustimmen würden, dass dann erst das Rathaus grünes Licht geben würde? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also Sie können ganz sicher davon ausgehen, dass ich mit einer touristischen Attraktion niemanden quälen will, und Sie können ganz sicher davon ausgehen, dass der Bummelzug für Touristen keine Kampfzone zwischen dem Bezirk, dem 1. Bezirk, und dem Rathaus sein wird. Da können Sie ganz sicher davon ausgehen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. – Herr GR Strache, bitte.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Ich finde es spannend, dass Sie den Bummelzug als eine tolle Attraktion sehen. Ich denke, so eine tolle Attraktion wäre das nicht. Wir haben tolle Attraktionen in Wien. Wir haben in Wien die Fiaker. Ich glaube, dass es nicht schön wäre, eine Verdisneysierung in der Innenstadt, im Weltkulturerbe, vorzunehmen und alte Hüte, die in anderen Städten schon lange existent sind und gar nicht so schön sind, zu kopieren. Und wenn man sie schon kopiert, sollte man meinen, dass der Erstanbieter, der ja an die Stadt herangetreten ist, hier ein Vorrecht haben sollte und nicht jemand, der drei Jahre später eine Kopie einbringt und dann bevorzugt behandelt wird. 

Aber die konkrete Frage, der Bummelzug als solches, die Verdisneysierung des Weltkulturerbes. Wien-Mitte: Nach zehn Jahren Kritik unserer Seite hat man ja jetzt doch eingesehen, dass das für das Weltkulturerbe nicht gerade gesund wäre (Heiterkeit bei den GRÜNEN), weil ja die ICOMOS und die UNESCO festgehalten haben, dass man dann das Weltkulturerbeprädikat verlieren würde. Die Aushöhlung der Gründerzeitbauten in dieser Stadt, die weiter munter und lustig und auch zur Erheiterung der GRÜNEN in der Stadt vorgenommen wird, die Sofiensäle, die über den Winter nicht ausreichend geschützt worden sind vor der Witterung, der illegale Beginn eines Abrisses beim alten Schlachthof St. Marx – all das sind Dinge, die sich in dieser Stadt abspielen, wo man Weltkulturerbe und Denkmalschutz offensichtlich nicht so ernst nimmt. Und die Frage: Wann wird die Wiener Stadtregierung das auch endlich ernst nehmen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Manchmal denke ich mir schon: Ihre Sorgen und dem Rothschild sein Geld! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) Das würde wahrscheinlich manches erleichtern. 

Wie dem auch immer sei. Ich darf Ihnen versichern, nach dem, was ich an Auskünften dem Herrn GR Mag Neuhuber bereits gegeben habe, ergänzend hinzufügen, dass ich selbstverständlich auch, wie beim Bahnhof Wien-Mitte, darauf achten werde, dass dieses Projekt weltkulturerbe-kompatibel ist. Gar keine Frage. (Heiterkeit bei der SPÖ und den GRÜNEN, Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Kenesei. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Gut, also nachdem Sie geklärt haben, zu hoch wird er ja nicht sein, dieser Bummelzug (Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ), zu lang maximal, aber ob es da irgendwelche Richtlinien hinsichtlich der UNESCO gibt; ist mir nicht bekannt. 

Um jetzt wieder ernsthaft auf dieses durchaus wichtige Thema zurückzukommen. Wien hat eine gute Tradition an touristischen Angeboten. Ich denke nur an die Fiaker, die es in Wien eine Zeitlang schon gibt und durchaus zum Stadtbild gehören. Dann gibt es andere attraktive, interessante Einrichtungen, die nicht in der Innenstadt genutzt werden können. Ich erinnere immer nur, dass Sie, Herr Bürgermeister, gemeinsam mit dem Herrn Präsidenten Nettig die Saison der Paddelfahrer eröffnen. Ich sehe Sie schon mit der Lokführerkappe ganz vorne auf dem Bummelzug die Saison eröffnen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) Ich glaube, Wien ist mit den touristischen Einrichtungen – noch einmal auf die Fiaker zurückkommend – durchaus gerüstet, um ihre Attraktionen herzuzeigen. Ich glaube, eine zusätzliche Konkurrenz zu den Fiakern ist nicht wirklich notwendig. 

Meine konkrete Frage: Gibt es Überlegungen – denn auch die hat es gegeben von Seiten der Fiakerbetreiber –, hier andere Routen anzubieten, das auszuweiten? Gibt es da konkrete Gespräche mit der Stadt, um das Angebot bezüglich der Fiaker attraktiver zu machen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Es ist schon ganz gut, dass man in so einer Fragestunde durchaus alle Aspekte durchdenken kann, weil zum Beispiel der Aspekt der Eröffnung der Bahn jedes Frühjahr mit dem Wirtschaftskammerpräsidenten hat etwas für sich. Vor allem die Kapperlidee gefällt mir sehr gut. Solange es die Farbe eines Bahnhofsvorstehers hat, ist mir das schon Recht, und dann werde ich es auch gerne aufsetzen. Im anderen Fall müsste man es sich wahrscheinlich überlegen – nur von der Farbe her gesehen.

Aber es ist ein durchaus wesentlicheres Problem auch angesprochen worden als dieser Bummelzug, das ist die Frage der Fiaker, und in der Tat gibt es da ein großes Problem, das jetzt weniger besteht in der Frage der Ausweitung der Routen, denn darüber kann und soll man natürlich auch reden, wenn man zusätzliche Attraktivitäten anbieten will dabei. Das ist das Problem, das dort entsteht, wenn man halt so unkontrolliert liberalisiert. Das ist das Kernproblem, dass man eine Konzession eigentlich nicht verweigern kann und daher zweifelsfrei hier ein Überangebot ist, insbesondere von Billiganbietern. 

Wir versuchen daher gemeinsam mit der Wiener Wirtschaftskammer – was schwierig genug ist – hier ein Reglement zu entwickeln, das gewährleistet, dass die Qualität der Fiaker entsprechend erhalten ist. Damit meine ich jetzt nicht nur die selbstverständliche Betreuung der Pferde oder auch des so genannten Zeugels, sondern vor allem auch der Fiaker selbst, denn es handelt sich dabei natürlich auch um eine touristische Einrichtung. Das heißt, die Information der Touristen soll ja tunlichst nicht nur im wienerischen Idiom der deutschen Sprache an die Touristen herangebracht werden können. Ich halte das für etwas, wo es sich in der Tat lohnt, auch etwas zu tun. 

Zum Bummelzug sage ich nur noch einmal: Ob einem das jetzt gefällt oder nicht, ob man es als originell empfindet oder nicht, es wird einer ordnungsgemäßen Diskussion zugeführt, und dann schauen wir uns an, ob wir das wollen oder nicht. 

Ich halte nur der Ordnung halber fest, weil der Herr GR Strache vorhin versucht hat, den Bummelzug gegen die Fiaker auszuspielen. Die Idee, die jetzt gekommen ist mit dem Bummelzug, ist übrigens von einem Fiaker. Also so gesehen entbehrt ja auch Ihre Kritik nicht einer gewissen Humorigkeit. 

Also ich darf Ihnen versichern, dass das einen ordnungsgemäßen Diskussionsweg gehen wird, und ich darf Ihnen auch versichern, dass bei meiner Sorgenhierarchie der Bummelzug nicht die oberste Stelle einnimmt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte Zusatzfrage: Herr Mag Neuhuber. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Eine Eröffnung gab es ja vor kurzem von Ihnen und dem Präsidenten Nettig, nämlich die der Schanigärten, wie jedes Jahr. 

Und Sie haben vorhin in Bezug auf den Bummelzug etwas Interessantes gesagt. Sie meinten nämlich, wenn ich es jetzt so ungefähr wiedergebe: Wenn man es einem erlaubt, dann wird man es anderen wahrscheinlich auch genehmigen müssen. 

Jetzt schlage ich den Bogen wieder zu den Schanigärten. Es gibt derzeit ein Gartenprojekt – ich kann es ja gar nicht Schanigarten nennen – im 1. Bezirk, das die Gemüter sehr hochgehen lässt, und zwar versucht, wenn ich es jetzt einmal trivial ausdrücke, ein Gastronom nicht den normalen Weg der Genehmigung über das Gebrauchsabgabengesetz zu gehen, sondern über eine Betriebsanlagengenehmigung, was dann auch bedeuten würde, dass es kein temporärer Garten mehr ist, wie der Schanigarten eben, sondern ein ganzjährig nützbarer Gastgarten.

Wenn man es einem erlaubt, dann werden viele andere auch kommen. 

Wie stehen Sie zu dieser Idee - ganz konkret geht es um das Projekt Schanigarten Johm -, dort über Betriebsanlage einen Garten zu genehmigen und soll das Schule machen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also der Bogen vom Bummelzug zum Schanigarten ist in der Tat ein weiter. Ich hoffe, dass der Radius, den so ein Bummelzug hätte, enger ist als der, den man hier eingeschlagen hat, aber sei dem wie dem auch sei.

Zunächst eine Sachgeschichte: Dieses De-facto-Grundbenützungsübereinkommen, das man hier abseits der Gebrauchsabgabenordnung gewählt hat, bedeutet nicht, dass es ein ganzjähriges Nutzungsrecht hat, denn es bedarf noch immer einer Betriebsbewilligung und dort kann man die zeitliche Einschränkung natürlich auch treffen. Zum zweiten ist es in der Tat nicht das einzige, denn im 8. Bezirk ist ein anderes Projekt auch schon einmal genehmigt worden. 

Es ändert aber nichts an der Tatsache, dass ich angeordnet habe, dass damit Schluss ist, denn auf diese Art und Weise werden wir jenen Dialogprozess zwischen der Stadt Wien und der Wiener Wirtschaft über ein neues Reglement für Schanigärten nicht in jener Ruhe und Geschlossenheit und auch vertrauensvoll führen können, wenn wir diesen äußeren Druck nicht sozusagen auch wegnehmen. Dies wollen wir, dies wird auch stattfinden und ich bin überzeugt, dass wir in der nächsten Schanigartensaison, also im Jahre 2004, dieses neue Reglement haben werden, das sich auch an der übereinstimmenden Grundansicht orientiert. Wir sind in Wien eine Stadt des Maßes und nicht der Maßlosigkeit und daher werden wir hier einen gemeinsamen Weg finden, der dem Tourismus dient, der der Attraktivität der Stadt dient, aber der halt auch das Maß entsprechend gewährleistet.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Wir kommen nun zur 4. Frage (FSP/01010/2003/0005-KFP/GM). Sie ist von GR Josef Wagner an den an amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet worden: Nach unzähligen gescheiterten Plänen, den Donaukanal attraktiver zu gestalten, wurde Klaus Steiner (MA 18) im Sommer 2001 mit der Ausarbeitung eines Konzepts für ein Freizeitparadies beauftragt. 2002 folgte durch Sie die Präsentation 'Erholung am Wasser', bei der - unter dem Motto 'Besser, Attraktiver und Neuer' - tolle Projekte angekündigt wurden. Was sind die Gründe dafür, dass bisher kein einziges Projekt verwirklicht wurde? 

Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie verweisen darauf, dass es angeblich viele gescheiterte Versuche gibt, den „Donaukanal neu“ zu gestalten. Ich kann nur sagen, wir haben voriges Jahr mit einem neuen Konzept begonnen. Wir haben mit dem Donaukanalkoordinator begonnen und wir werden heuer wie folgt folgende Projekte zur Umsetzung bringen: 

Es wird bei der Haidingergasse auf der Höhe Haidingergasse/Friedensgasse im 2. Bezirk ein Fußgängersteg realisiert, die erste Holzbrücke über den Donaukanal, also auch hier eine Innovation. Es werden weiters die letzten Verhandlungen zur Unterdückerung der Heizbetriebe Wien-Rohrleitung beim Hermann-Park vorbereitet, sodass der Baubeginn bald stattfinden kann. Die Finanzierung zwischen der Stadt und den Heizbetrieben ist auch hier gesichert. Ich möchte darauf hinweisen, dass im vergangenen Herbst bereits die provisorische Ansiedlung des Ruderklubs „Lia“ realisiert wurde.

Es gibt eine Fülle von weiteren Projekten, zum Beispiel auch einen Standort für eine Fähre im 9. Bezirk, für die es allerdings derzeit keinen Interessenten gibt. 

Ich könnte Ihnen noch eine Fülle anderer Projekte aufzählen. Ich finde es nur bemerkenswert, dass man so von Haus aus weiß, dass dort alle Pläne gescheitert sind und dann die Baustelle der U2 als das ganz Große anführt, wo eigentlich alles nur verhindert wird. Man muss doch auch sehen, dass die U2 gerade für den Bezirk, aus dem Sie kommen, für den 2. Bezirk, eine wunderbare Verbesserung eines nicht gerade besonders verwöhnten Gebiets darstellen wird. Dass man da Bauzeit hat und dass in der Bauzeit natürlich die sonstige Nutzung nicht ganz so wunderbar ausfallen kann, das werden Sie hoffentlich verstehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Danke für den Hinweis auf die Baustelle U2, wo Sie meinen, dass ich das angeführt habe. Ich weiß nicht, woraus Sie das lesen. Selbstverständlich habe ich nichts dagegen, dass die U2-Baustelle dort einen Teil des Donaukanals ein bisschen beeinträchtigt und dass dort Baustelle ist, aber ich glaube schon, dass Sie wissen, wovon wir reden. 

Wir reden auch nicht über jene Kleinigkeiten, die Sie anführen - einen Hohlsteg und ein paar so Schmankerln. Ich erinnere Sie daran, dass Sie sich mit dem Klaus Steiner im Frühjahr 2002 groß hingestellt haben und nicht von Kleinigkeiten wie einer Fähre – oder diese entfernt haben, die gibt es ja nicht mehr - oder einen Holzsteg gesprochen haben, sondern Sie haben hier ganz konkret gesagt, es werden unter dem Motto "Besser, attraktiver, neuer" ein Yachthafen am Schwedenplatz, ein Wildwasserkanal, eine neue Plattform für Sportler und Spaziergänger, eine Fitnessmeile, Toiletten und Duschen geplant.

Ich frage Sie, wenn Sie sagen, es sind Projekte verwirklicht worden: Können Sie mir davon ein einziges Projekt nennen, das Sie verwirklicht haben? Das werden Sie nicht zu Stande bringen!

Meine konkrete Frage ist daher: Stehen Sie zu Ihren Ankündigungen, die Sie mit dem Klaus Steiner vor einem Jahr gemacht haben und können Sie einen Zeitplan nennen, in dem diese Projekte wirklich verwirklicht werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich stehe natürlich, Herr Gemeinderat, zu diesen Ankündigungen. Ich möchte Sie nur darauf hinweisen, dass auch solche Projekte ihre Vorbereitungszeit haben. Ich bin gerne bereit, dass wir uns anschauen, wie die Bauarbeiten für die U2 dort durchgeführt werden und dann erklären Sie mir, wie man jetzt dort bei den Vorarbeiten und bei den Vorarbeiten bei der Urania die Verbesserungen durchführen soll, ohne dass sie binnen kürzester Zeit wieder weggeräumt und neu hingestellt werden müssen.

Ich habe Ihnen einige Projekte gesagt, die realisiert werden, nicht im 1. Bezirk, aber in vielen anderen Bezirken, und ich könnte Ihnen eine Fülle anderer Projekte vorlesen, die ebenfalls in der Pipeline sind. Es macht nur wenig Sinn, dass man diese Projekte vorliest, denn Sie wissen ja in der ersten Zeile Ihrer Anfrage schon, dass alles gescheitert ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich möchte auf eine konkrete Auswirkung der derzeitigen Bauarbeiten eingehen, die vielleicht viele von Ihnen nicht stört. Ich drehe es um. Stellen Sie sich vor, es wird im Rahmen der Südosttangente etwas renoviert und dann wird vier Jahre lang die Südosttangente gesperrt. Da wird man sagen: Muss das vier Jahre gesperrt werden? 

Tatsache ist, dass im Zuge der Bauarbeiten jetzt eine auch von mir gelegentlich benutzte und von sehr, sehr vielen Radfahrern und Radfahrerinnen benutzte Hauptroute, nämlich die Hauptroute durch die Stadt am Donaukanal, gesperrt ist. Es ist mir schon klar, dass U-Bahnbauten auch Nutzungseinschränkungen bedürfen. Momentan sehe ich aber nicht die Notwendigkeit. Mit gutem Willen könnte man das vielleicht verkürzen, könnte Bypass-Sachen machen oder wenn alles nichts nützt, könnte man die andere Seite des Donaukanals für Radfahrer öffnen. Noch einmal für die wenigen Radfahrer unter Ihnen: Das ist eine Hauptverkehrsroute für Radler und auch für Skater. Wenn das dort gesperrt ist, dann muss man mühsam da hinauf und wird oben am Kai herumgeleitet. 

Also meine konkrete Frage: Können Sie sich eine Variante vorstellen oder vielleicht fällt Ihnen sogar spontan eine ein - man könnte den Südteil aufmachen, man könnte überprüfen, ob es wirklich bis 2006 gesperrt sein muss - und was werden Sie tun, um die Situation dieser wichtigen Radverbindung nicht so zu lösen, wie derzeit: Gesperrt bis 2006?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Wir werden uns etwas einfallen lassen. (GR Mag Christoph Chorherr: Und das ist alles?)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage Herr Mag Chorherr, ah Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich glaube, es herrscht wohl Konsens in diesem Haus darüber, dass die Attraktivierung des Donaukanals ein Projekt ist, hinter dem wir hier alle natürlich stehen. 

Zu einem derartigen Projekt gehört letzten Endes auch ein gerütteltes Maß an Gastronomie, und jetzt schlage ich ein bisschen den Bogen zu meiner Anfrage an den Herrn Bürgermeister zurück. Gastronomie am Donaukanal im Bereich des 1. Bezirks und des 9. Bezirks, also in unmittelbarer Nähe zu den Attraktionen und den Schanigärten der Innenstadt, bildet immer eine Gratwanderung zwischen Belebung, weil überhaupt mehr Leute in dieses Gebiet kommen, und Overkill - so wie wir es schon am Rathausplatz hatten -, der dann dazu führt, dass die Innenstadt entvölkert wird und die Gastronomen darunter leiden.

Wird man bei den weiteren Projekten, die dort zur Auswahl kommen sollen, auf diese sensible Betrachtungsweise der Gastronomie am Donaukanal besonderen Wert legen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Das ist einer der Punkte im Konzept.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, der Herr GR Josef Wagner hat die vierte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben ja darauf verwiesen, dass es durch den U-Bahnbau jetzt zu Verzögerungen bei den Projekten kommt und kritisiert, dass ich meine, die Projekte sind gescheitert. Aus heutiger Sicht sind sie auch gescheitert. Wir werden auch in Zukunft schauen, ob Sie eines der Projekte wirklich umsetzen können, vielleicht wenn dann die U-Bahn keine Ausrede mehr für Sie ist. Ich frage mich schon, ob Sie voriges Jahr im Frühjahr, als Sie das mit dem Klaus Steiner groß angekündigt haben, nicht gewusst haben, dass die U-Bahn gebaut wird und dass dort eine Baustelle sein wird?

Ich frage Sie: Haben Sie in der Zwischenzeit bei den von Ihnen geplanten Projekten auch dafür gesorgt, dass es ein Budget dafür gibt? Nach Aussagen des Klaus Steiner und nach Ihren Aussagen haben Sie ihm für die Umsetzung der Projekte die besten Wünsche mitgegeben, aber dazu gesagt, dass er einen Euro von der Stadt Wien dafür nicht bekommen wird. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist etwas, wo man jetzt nicht auf die Bundesregierung verweisen kann!) 

Wird es für diese Projekte eine Budgetplanung geben? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Sie haben einen der spannendsten Punkte gefunden. Es ist tatsächlich so und Sie haben richtig zitiert, dass ich nicht versprochen haben, dass wir dort mit großen Budgetmitteln hineingehen werden. Sie haben allerdings nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dass wir zur Zeit zwei Projekte haben, wo tatsächlich auch Budgetmittel der Stadt in die Hand genommen werden, und zwar massiv. Sie können sich vorstellen, dass ein neu zu errichtender Steg, eine neu zu errichtende Brücke sehr wohl Geld kostet. Sie können sich hoffentlich vorstellen, dass auch die Unterdückerung eines Heizwärmekanals einiges an Geld kostet und dass das alleine nicht aus den Mitteln finanzierbar ist, die die Heizbetriebe haben, denn die haben ja ihre Rohrbrücke. Also hier geht es um eindeutige Stadtbildverbesserungen, um eindeutige Verbesserungen im öffentlichen Raum und an den Blickachsen in diesem Areal. 

Wenn Sie sagen, es hätte gescheiterte Projekte gegeben, dann kann ich Ihnen zwei nennen, wo in den beiden betroffenen Bezirken Ihre Fraktion auch massiv dagegen waren, nämlich das Projekt eines Hotels am Hermann-Park und das andere Projekt bei der Franzensbrücke Brückenkopf im 2. Bezirk. Ich sage Ihnen auch offen, dass ich von diesen Projekten auch nicht viel gehalten habe. Der Herr Steiner war der Meinung, dass er damit die anderen Dinge finanzieren kann. Beide Bezirke haben diese Projekte nicht gewünscht, ich auch nicht. Daher muss sich der Herr Steiner um neue Finanzierungsquellen umsehen. Das ist die Aufgabe, die ein Koordinator hat. Das steht in seinem Aufgabenkatalog und er soll sich tunlichst darum kümmern. 

Wir werden andere Projekte im Donaukanalbereich verwirklichen, die auch zur Verbesserung und Attraktivierung beitragen werden. Ich habe Ihnen ein paar davon aufgezählt und könnte Ihnen - wie gesagt - davon noch eine Reihe aufzählen, zum Beispiel auch die Wildwasserstrecke. Hier ist die Machbarkeitsstudie fertig gestellt. Auch hier werden die Betreiber ein Finanzierungskonzept vorzulegen haben. Sie arbeiten gerade daran. Auch das ist ein attraktives, interessantes Projekt, wo klar ist, dass die Machbarkeit besteht und dass die Finanzierung jetzt zu erstellen ist. 

Hier gibt es eine Fülle weiterer Projekte, auch die Frage der Toiletteanlagen am Vorkai. Das sind Dinge, die dann Sinn machen, sie zu installieren, wenn zumindest die Bauarbeiten bei der Urania fertig gestellt sind und die Zugänglichkeit zum Vorkai dann besonders leicht gefunden werden kann. Es wird auch daran liegen, was an der Sonnenseite im 2. Bezirk rund um die dort jetzt schon befindlichen Einrichtungen noch alles an Verbesserungen gemacht werden kann. Möglicherweise erfolgt die Attraktivierung auch in Form des Radwegs. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Danke schön, somit ist die 4. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/01011/2003/0002-KSP/GM) von GR Deutsch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt: Sie haben sich die Renaturierung am Unterlauf der Liesing im Zuge der Errichtung des Liesingtal-Sammelkanals zum Ziel gesetzt. Wie ist der aktuelle Stand der Umsetzung? Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herzlichen Dank. Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie stellen an mich die Frage betreffend Renaturierung Unterlauf der Liesing. Das Projekt Liesingtal-Sammelkanal ist ein erfolgreiches Umweltprojekt mit vierfachem Nutzen, mit vierfachem Effekt für die Umwelt und für die Wienerinnen und Wiener und für Lebensqualität in Wien. Dieses Beispiel hier zeigt, dass Ökologie und Technik miteinander gehen, Hand in Hand gehen. Das ist ein nachhaltiges Projekt, das 

Punkt 1: den Entlastungskanal ermöglicht, 

Punkt 2: eine Revitalisierung ermöglicht, das heißt, die Schaffung neuen Lebensraums. Ein neuer Radweg wird geschaffen werden. 

Punkt 3: Ein Nebeneffekt ist die Ableitung der Abwässer aus der Therme Oberlaa. Auch die werden gefasst werden. 

Punkt 4: Sicherstellung des Hochwasserschutzes von einem 30-jährigen Hochwasser auf ein 100-jähriges Hochwasser. Die Technik dahinter: Der Anschlussgrad wird erhöht werden. Die Kläranlage Blumental, eine sehr effektive Kläranlage, hat derzeit eine Reinigungsleistung von 98 Prozent, aber bei Starkregen gehen 2 Prozent ungeklärt in die Liesing. Das ist zuviel. Daher Neubau des Entlastungskanals Liesingtal-Sammelkanal, Durchflussleistung 900 Liter pro Sekunde, bei 100-jährigem Hochwasser 90 000 Liter pro Sekunde, also 90 Kubikmeter.

Was ist der Effekt für die Umwelt? Wir schaffen neuen Lebensraum, der Flusskrebs wird sich wieder ansiedeln können, 30 neue Fischarten werden hier wieder leben können. Die Güteklasse, derzeit drei bis vier, wird auf Güteklasse zwei, also Badequalität, erhöht. Insgesamt ist es ein strategisch wichtiges Projekt im Zusammenhang mit der Hauptkläranlage in Simmering. Und was mir persönlich gefällt ist, es werden Meander und kleine Inseln geschaffen werden und insgesamt wird ein neuer Lebensraum und die Natur den Wienerinnen und Wienern in diesem Bereich zurückgegeben werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Danke. 

Herr GR Maresch, Sie haben die erste Zusatzfrage.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Das mit den neuen Fischarten hat mich schon ein bissel interessiert, weil was sind neue Fischarten? Machen wir die gentechnisch oder wie? Aber ist ja ganz egal. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

Der Flusskrebs wird in der Liesing angesiedelt und deswegen meine Frage: 

Zwischen dem renaturierten Teil der Liesing, der da sozusagen mitgestaltet werden kann, gibt es einen Teil der Liesing, der noch nicht renaturiert wird. Glauben Sie nicht, dass sich dieser noch nicht renaturierte Teil oder der noch zu renaturierende Teil sehr massiv beeinträchtigend auf diese neuen Fischarten und den Flusskrebs, den Sie im Unterlauf ansiedeln wollen, auswirken wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Ja wie gesagt, das gesamte Projekt ist ein sehr ehrgeiziges Projekt bis nach Rodaun. Derzeit wird am ersten Bauabschnitt - 5,2 Kilometer - gebaut. Die Fische werden sich ansiedeln. Welche Einflüsse dann auf diese neu geschaffene Ökologie, Fauna und Flora einwirken werden, das sagen die Untersuchungen. Die Fische werden sich ansiedeln und dafür brauchen wir sicherlich keine Gentechnik und das ist auch sicherlich in Ihrem Sinne.

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Danke. 

Herr GR Klucsarits die zweite Zusatzfrage.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Es wurde ja am Liesingbach eine Informationsstelle über die Renaturierung des Baches installiert. Was geschieht nach Ende der Renaturierung mit dieser Informationsstelle?

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr verehrter Herr Gemeinderat!

Bürgerbeteiligung und Information stehen bei diesem Projekt im Vordergrund, daher dieser Infocontainer, ein versetzbarer Infocontainer. Das gesamte Projekt bis Rodaun wird bis 2014 dauern und bis dahin ist der Infocontainer sicherlich in Betrieb. Dann werden wir eine neue Verwendung suchen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Bitte Frau GRin Reinberger.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben gesagt, die Renaturierung der Liesing ist ein sehr ehrgeiziges Projekt. Es ist sicher, da gebe ich Ihnen Recht, auch ein erfolgreiches Umweltprojekt, wenn es umgesetzt wird.

Darf ich Ihnen eine Frage zu einem ehrgeizigen Projekt Ihres Vorgängers stellen, nämlich zur Umweltmeile am Donaukanal: Wie sieht es da aus? Wie weit wird das ein erfolgreiches Projekt sein? Immerhin sind schon zwei Millionen EUR investiert worden. Ein Drittel davon ist in Werbemaßnahmen gegangen. Bei jedem kleinen Abschnitt „Umweltmeile“ hat man den Herrn StR Svihalek sehr häufig in allen Medien gesehen. Wie geht es da weiter? Wann können Sie uns da berichten, dass ein erfolgreiches Umweltprojekt vor dem Abschluss steht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Gemeinderat!

Das Projekt „Umweltmeile“ reduziert sich derzeit auf das Glashaus. Die Verwendungsmöglichkeiten des Glashauses sind vielfältig, sie gehen bis zur Nutzung von Privaten und bis zur Nutzung in den Blumengärten Hirschstetten. Derzeit werden die Varianten untersucht und die Variante, die effektiv und günstig ist, wird dann zum Tragen kommen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Danke schön. 

Die letzte Zusatzfrage Herr GR Deutsch.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben darauf hingewiesen, dass der Liesingbach im Bereich der Stadtgrenze bis zum Blumental revitalisiert werden soll. Ich darf auch daran erinnern, dass im Bereich von Rodaun vor einigen Jahren ein Pilotprojekt durchgeführt wurde, wo in Verbindung mit einem sehr umfassenden Bürgerbeteiligungsmodell auch die angrenzenden Schulen miteinbezogen wurden. 

Daher meine Frage: Ist es in Verbindung mit Ihrer Überlegung, das Liesingtal auch im Abschnitt Blumental über Inzersdorf, Alt-Erlaa, Liesing bis nach Kalksburg zu revitalisieren, beabsichtigt mit einem Bürgerbeteiligungsmodell die angrenzenden Schulen wieder einzubeziehen, nachdem es in diesen Bereichen ja viele Schulstandorte gibt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte!

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat!

Selbstverständlich. Das gesamte Projekt wird intensiv mit Anrainern diskutiert werden. Die Schulen sind hier erfolgreich integriert. Sehr viele Schulen melden sich freiwillig. Die Schülerinnen und Schüler arbeiten gemeinsam einerseits bereits an der Liesing im Bereich Rodaun. Selbstverständlich wird es auch hier notwendig sein, Projekte gemeinsam mit Schulen zu erarbeiten, denn mir geht es darum, dass hier das Naturverständnis erhöht wird und auf der anderen Seite selbstverständlich auch die Technik verständlich gemacht wird, denn eines muss auch für unsere nachfolgenden Generationen klar sein: Natur, Technik und Ökologie müssen im Einklang sein und dieses Projekt wird zeigen, dass das möglich ist, und das gemeinsam mit den Schulen. Damit ist dieses Wissen dann auch für die nachfolgenden Generationen sichergestellt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. 

Somit ist die Fragestunde beendet. 

Bevor wir zur Aktuellen Stunde kommen, habe ich eine angemeldete Wortmeldung zur Geschäftsordnung gemäß § 20, Abs 3, der Herr GR Dr Tschirf. Fünf Minuten ist die maximale Redezeit.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Geschäftsordnung ist klar. Sie spricht davon, dass nach § 34, Abs 1, 2. Satz die Beantwortung - und hier ist die Rede von der Beantwortung von Anfragen - so kurz und konkret zu erfolgen hat wie es die Anfrage zulässt. 

Wir haben hier heute in der Früh erlebt, dass die erste Frage eine halbe Stunde abgehandelt wurde. Die Fragestunde lebt von der Lebendigkeit. Ich werde das daher in der nächsten Präsidiale zur Sprache bringen. (Beifall bei der ÖVP)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, wir werden das entsprechend besprechen. 

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde, mit dem Thema "Lobauautobahn – Das Aus für den Nationalpark Donauauen? Die Autobahnpläne der Wiener SPÖ nehmen den Nationalpark in die Zange." Das Verlangen wurde entsprechend unterstützt und beantragt.

Der Herr GR Mag Maresch eröffnet als Erstredner die Aktuelle Stunde. Du hast zehn Minuten Redezeit. Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zunächst einmal gleich am Beginn: In der Debatte geht es immer darum, dass uns die SPÖ sagt, es gäbe in Österreich schon einige Beispiele, wo es eine Autobahn unter einem Nationalpark gibt. Ich möchte Ihnen den Österreich-Autoatlas empfehlen. Schauen Sie nach: Die Tauernautobahn ist kilometerweit weg davon, auch die Felbertauernstraße ist weit darunter. Also wie gesagt: Nachschauen und dann argumentieren! 

Doch zunächst einmal zum Thema. Am Anfang habe ich mir jetzt einmal überlegt: Wir hatten in Wien hier das erste Mal - und das möchte ich wirklich einmal begrüßen - eine allumfassende Untersuchung, und zwar die SUPer NOW, die strategische Umweltprüfung für den Nordostraum Wiens. Da muss ich schon sagen: Vielen Dank an das Team. Es hat Verkehr, Raumentwicklung, Naturschutz und Bevölkerungszahl untersucht und es ist ein wirklich gutes Ergebnis. Deswegen mein Dank an den Karl Glotter und sein Team. Sie haben wirklich gute Arbeit geleistet. Das muss man hier einmal in den Raum stellen. 

Es ist das erste Mal, dass in Wien, und wahrscheinlich auch in Österreich, so etwas passiert ist, also eine ganz tolle Sache, aber - und jetzt kommt einmal gleich das Aber. Praktisch fünf Minuten oder vor Abschluss dieses tollen Projekts hat die SPÖ eine Uraltvariante hineinreklamiert, und zwar eine Donauquerung in den Ölhafen hinein und dann zwei Autobahnen:

1. Die Verlängerung der Raffineriestraße und

2. die Lobauunterquerung in Form der S1, also mitten hinein ins Herz des Nationalparks auf Wiener Seite. 

Da muss man schon sagen, das ist ein ganz verwegener Angriff auf den Nationalpark, denn was schaut dabei heraus? Die AICN als internationale Organisation beobachtet natürlich streng und zu Recht, was da in unserem Nationalpark und zwar in Wien passiert. Da frage ich mich schon: Hat die SPÖ aus dem Debakel rund um Wien-Mitte nicht gelernt, dass international sehr wohl beobachtet wird, was mit unseren Kulturgütern, mit dem Landschaftsschutz beziehungsweise Naturschutz oder den Denkmälern passiert? Was wird also hier vor sich gehen? 

Sie haben zuerst einmal eine sechsstreifige Autobahn auf der jetzigen Raffineriestraße, und was bedeutet das? Diese Autobahn wird sechs Streifen und nicht vier Streifen haben, wie uns immer gesagt wird, und wird einerseits die Panozzalacke, ein wunderschönes Naturjuwel, beeinträchtigen, und andererseits das Erholungsgebiet im Süden der Lobau massiv antasten. Ob das die WienerInnen freut oder nicht, das werden Sie wahrscheinlich bei der nächsten Wahl beurteilen können. Wir glauben, dass es für die Wienerinnen und Wiener nicht möglich ist, da einfach darüber hinweg zu sehen. 

Die zweite Sache ist, es ist Thema der Niederösterreichwahl und der Herr Lhptm Pröll sticht ja mit seinem Spaten in die niederösterreichische Erde hinein und sagt, er braucht unbedingt die A5 - und wie reagiert Wien? Wien sagt: Okay, die A5 ist gottgegeben, und weil sie gottgegeben ist, müssen wir jetzt eine Lobauquerung als S1 hinten dransetzen. Nur was bedeutet das? Es bedeutet 32 000 Autos mehr nach Wien hinein aus einem Bereich, wo bisher der öffentliche Verkehr eigentlich ganz gut funktioniert hat. 32 000 Autos mehr pro Tag in Wien! Das kann man nicht zulassen. Wir glauben zwar, dass ÖV-Maßnahmen im 22. und 21. Bezirk zuerst zu setzen sind und erst nachdem diese ÖV-Maßnahmen, das heißt neue Straßenbahnen, soft meazures für den öffentlichen Verkehr, soft meazures für den EIMV gemacht wurden und nach all diesen Maßnahmen muss man sich einmal anschauen, ob sie etwas gebracht haben oder nicht. Dann können sich die GRÜNEN genauso wie die Ökovereine anschauen, ob wir eine Autobahn in Form einer Donauquerung brauchen oder nicht. Aber nur eine Donauquerung und keine Lobauquerung! 

Dieses Szenario ist gerechnet worden. Man hat gefunden, es ist ein Szenario im Straßenbau und in der Entwicklung des Bezirks, das Klimaschutz gewährleistet und das es uns letztendlich möglich macht, Kyoto-Ziele zu erreichen. Drei Prozent weniger CO2-Ausstoss würden diese Maßnahmen bringen, immerhin. Österreich muss 13 Prozent reduzieren und wir sind in Wirklichkeit auf dem Weg ganz woanders hin. Es würde zwar eine Reduzierung von 19 Prozent notwendig sein und ich glaube, dass eine Reduzierung im Straßenverkehr um 3 Prozent allein schon einen Paradigmenwechsel bedeutet. Dazu könnten wir uns Umfahrungsstraßen im 22. Bezirk wie die B3d vorstellen, die auch Entlastung für die Ortskerne bringen könnte. 

Was bedeutet das für uns? Wir glauben, dass mit geringen Straßenbaumaßnahmen und mit einer Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs grundsätzlich eine Verbesserung der Lebensqualität der Donaustädterinnen und Donaustädter und Floridsdorfer und Floridsdorferinnen gewährleistet werden kann und gleichzeitig Wiens Prestige als Umweltmusterstadt, das Sie immer wieder so gern bemühen, gewährleistet bleibt.

Stellen Sie sich vor, international wird Wien oder der Lobau der Status eines Nationalparks aberkannt. Kann sich die Stadt Wien das leisten? Wir sagen „Nein“. Es ist keine andere Möglichkeit da als einfach diese Lobauautobahn zu verhindern. 

Zum Geburtstagsgeschenk oder zum Wahlgeschenk vom Kollegen Pröll in Niederösterreich ist noch zu sagen: Warum baut er die A5? Im Moment kommen prognostiziert 18 000 PKW über die Grenze. 18 000 PKW sind so wenig, dass sie keine Autobahn rechtfertigen. Also warum die Autobahn in Niederösterreich? Damit man Wahlen gewinnen kann, damit den Weinviertlern und Weinviertlerinnen klar gemacht wird, dass es besser ist mit dem Auto zu fahren als mit der Schnellbahn. Da kann natürlich Wien durchaus gegensteuern und sagen, wir brauchen genau diese Autobahn nicht. Aber was passiert stattdessen? Nein, Wien heult einfach mit den großen Autobahnbauern mit!

Was glauben wir also in Wirklichkeit? Wir glauben, dass Klimaschutz und Naturschutz diese Parameter sind, die wir in Wien weiterhin verfolgen sollten. Die Lebensqualität in der Stadt wird sich sicherlich nicht verbessern, wenn wir riesige Mengen von Autos noch zusätzlich nach Wien hinein bringen, gleichzeitig dabei zuschauen und nichts passiert. Die Lenkradperspektive, die immer wieder in diesem Bereich herrscht, sollten wir endlich einmal überdenken, dabei ganzheitliche Methoden anwenden und sagen, wir brauchen durchaus bessere Luft, bessere Lebensqualität und überhaupt bessere Standorte in der Donaustadt. 

Warum braucht die Stadt Wien unbedingt das Asperner Flugfeld? Das ist auch noch eine Frage, die zu beantworten ist. Faktum ist, Arbeitsplätze sollen geschaffen werden. Wir sind durchaus dafür, aber dazu brauchen wir nicht unbedingt die Autobahn, sondern es genügen der ÖV und ein paar Straßenbauten in der Donaustadt. 

Ganz zum Schluss möchte ich noch darauf hinweisen, dass wir – und da sind wir uns mit allen nationalen und internationalen NGO’s in diesem Bereich einig – die Lobau als ganz wichtiges Gut an unsere Nachkommen weitergeben, weil Nachhaltigkeit nicht nur grünes Thema sein soll, sondern die Lobauautobahn genau diese Nachhaltigkeit verhindert und Wien in eine Situation bringt, wo im Grunde genommen Naturschutz nicht mehr zählt und für die Stadtverwaltung Klimaschutz eigentlich uninteressant geworden ist. 

Deswegen fordern wir Sie auf, eine Donauquerung nur dann durchzuführen, wenn ÖV-Maßnahmen evaluiert worden sind, Straßenumfahrungen der Ortskerne durchgeführt und evaluiert worden sind und durchgerechnet wurden und keine Lobauunterquerung stattfindet. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Gerstl gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

40 Prozent Zunahme des Individualverkehrs in der Region Wien. Eine Verdoppelung des Flugverkehrs. 3 Prozent jährliche Steigerung in Wien an MIV, das heißt 2,4 Millionen Fahrten pro Werktag im Jahr 2010 prognostiziert. Alleine von 1995 bis 2000 hat sich der Gesamtverkehr in Wien auf Wiens Autobahnen um 20 Prozent erhöht. Der gesamte Wirtschaftsverkehr beträgt 50 Prozent, davon rund ein Drittel Lieferverkehr. 86 Prozent der Wiener Einwohner leiden täglich an Hauptverkehrsstraßen unter Verkehrslärm, in der Nacht sind es immerhin noch 74 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Diese Zahlen zeigen uns, dass es immens notwendig ist, dass wir Alternativen schaffen, die den Menschen mehr Ruhe und mehr Ausweichmöglichkeiten bringen. Aus diesem Grund ist es für uns eindeutig und ganz klar, dass bei einer 6. Donauquerung nicht mehr zur Diskussion steht ob sie kommt, sondern nur mehr wie sie kommt und wann sie kommt. 

Daher unterscheiden wir uns sehr, sehr deutlich von den GRÜNEN, die diese 6. Donauquerung noch in Frage stellen wollen. Für uns ist das ein Kapitel, über das nicht mehr gesprochen wird. Es steht auch im Gesamtverkehrsplan, der von der Bundesregierung gemeinsam mit den Bundesländern beschlossen worden ist, auch mit der Stadt Wien beschlossen wurde. (GR Günter Kenesei: Das ist die 7. Donauquerung!) 
Das ist, glaube ich, ein wesentlicher Punkt, bei dem wir nun einmal bleiben müssen, dass wir uns dazu entschlossen haben, gemeinsam hier vorzugehen, denn bereits nächstes Jahr wird die Erweiterung der EU Richtung Osten stattfinden. Wir werden nicht nur auf Grund dieser Tatsache, sondern auf Grund der Erhöhung des Wohlstands damit rechnen können, dass Wirtschaftsverkehr und Verkehr allgemein zunehmen werden.

Meine Damen und Herren! Diese Zahlen, die eigentlich eine so deutliche Sprache sprechen, lassen mich trotzdem daran zweifeln, ob die Absichten, die von der Wiener SPÖ hier vorgelegt werden, wirklich auch so sind, wie sie dargestellt werden. Manchmal habe ich nämlich einen ganz, ganz anderen Eindruck. Es werden hier Varianten vorgeschlagen, die nicht nur die teuersten Varianten sind, die man sich vorstellen kann, sondern es werden auch Varianten vorgeschlagen, die ohne Rechnung mit dem Wirt gemacht werden. Man hat hier nämlich oft den Eindruck, die Wiener Stadtregierung finanziert die 6. Donauquerung und die Autobahn am Rande der Lobau. Es wird bei der SPÖ-Klausur in Rust beschlossen, das wird kommen. In den Medien wird abgefeiert: Wir bekommen sie. 

Doch meine Damen und Herren, wer zahlt es wirklich? Wer muss es zahlen? Es muss die ASFINAG zahlen, das ist eine Teilgesellschaft des Bundes. Wer hat mit der ASFINAG bisher geredet? Der Herr Stadtrat hat uns in der letzten Sitzung nicht gesagt, dass hier ganz konkrete Gespräche schon ausverhandelt sind, aber Sie planen die teuerste Variante! (Aufregung bei den GRen Franz Ekkamp und Godwin Schuster.) Dieser Autobahnkilometer, den Sie planen, ist dreimal so teuer als jedes andere Autobahnstück, Herr Kollege! Denken Sie daran, auch an die Finanzierung. Wenn es Ihnen wirklich so viel Wert ist, diese Variante zu finanzieren, dann bekennen Sie sich dazu, dass Sie diese Mittel auch in die Hand nehmen, denn ich habe nämlich den Eindruck, Sie wollen hier die schönsten Geschichten und die schönsten Projekte für das liebe Christkind bringen und wollen den Wienerinnen und Wienern weismachen, dass Sie die besten Verkehrspolitiker für Österreich wären! Aber ganz im Gegenteil, Sie richten die Wünsche ans Christkind und sagen nicht dazu, wer es bezahlen soll, nämlich der österreichische Steuerzahler und um den geht es nämlich. (GR Franz Ekkamp: Jetzt verwechseln Sie etwas!) Da haben Sie auch die Pflicht, diese Beträge nach unten zu setzen und nicht die Schuld auf den Bund zu schieben, denn Sie haben nicht das Interesse, zu kooperieren, was nämlich notwendig wäre. Kooperation vor Schuldzuweisung! 

Wenn Sie nicht lernen, mit der Bundesregierung und mit den Bürgern zu kooperieren, werden Sie keine Leistungen für die Stadt bekommen und dazu rufe ich Sie auf! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. Als nächste zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst einmal auch mein Dank an das SUPer NOW-Team. Es hat auch von uns aus gesehen tatsächlich eine großartige Arbeit geleistet. Aber zur Demonstration darf ich Ihnen kurz etwas zeigen. (GRin Heike Trammer zeigt einen Plan des 21. und 22. Bezirks.) Wir haben hier den Ist-Zustand für Donaustadt und Floridsdorf, das heißt mit 260 000 Einwohnern sind diese Bezirke die zweitgrößte Stadt Österreichs. Also das - noch einmal - für den öffentlichen Verkehr und besonders auch für den motorisierten Individualverkehr, da kann ich Ihnen nur sagen: Das kann gar nicht und Sie haben 20 Jahre verschlafen.

Aber Gott sei Dank ist es so, dass man jetzt aufgewacht ist und ich freue mich, dass Sie aufgewacht sind und dass man Planungen angestellt hat. Bei diesen Planungen ist es leider so gekommen, dass wir in Wien keine wirkliche Umfahrung haben, keine Nordostumfahrung, sondern wir bekommen eine Querung des Bezirks Donaustadt. 

Unsere geforderte Variante, eine echte Nordostumfahrung östlich von Großenzersdorf, wurde bei den Planungen der SUPer NOW leider nicht berücksichtigt.

Noch einmal: 330 000 Autos queren derzeit täglich die bestehenden Donaubrücken. 450 000 Autos werden es laut den Angaben der SUPer NOW bis ins Jahr 2021 sein. Das bedeut natürlich eine große Verkehrsbelastung und eine Überlastung der Donaubrücken.

Warum, frage ich Sie, kommt erst jetzt diese Erkenntnis? Wir haben seit 20 Jahren gepredigt, dass etwas passieren muss. Leider ist nichts geschehen, aber ich denke, besser spät als gar nicht. Derzeit fungieren die Bezirke als Transitkorridore und die Ortskerne werden extrem vernachlässigt. Die EU-Osterweiterung wurde leider systematisch ignoriert. 

Aber was kommt jetzt tatsächlich? Ich hab es Ihnen gezeigt: Es gibt keine echte Umfahrungsstrasse, daher auch keine wirkliche Entlastung der Bezirke Donaustadt und Floridsdorf, sondern es kommt eine Hochleistungsstrasse zwischen Aspern und Essling, die zusätzlich von zirka 170 000 PKW’s benutzt werden wird und die in die Ortkerne hineingeleitet wird, weil dort auch die großen Zu- und Abfahrten passieren werden. Warum macht man das? Weil der Bodenbereitstellungfonds selbstverständlich das Flugfeld Aspern von der Stadt Wien schon gekauft hat und das Areal natürlich auch mit einem großen Gewinn verwerten möchte. Da fragt man sich, welche Gegengeschäfte denn da bereits schon im stillen Kämmerlein veranlasst wurden? 

Eine kompakte Stadt wird angestrebt. Die Stadtentwicklung wird an den Linien des hochrangigen öffentlichen Verkehrs passieren, also Richtung Flugfeld Aspern und an der Achse Brünnerstrasse, und das bedeutet eine massive Zurückdrängung von Einfamilien- und Reihenhäusern, also von Eigentum. Die Gefahr der Hochhausschluchten ist gegeben. 

Als Resümee - und ich möchte mich kurz an die GRÜNEN wenden, die mit ihrer ablehnenden Haltung zur Umfahrung die Folgen der EU-Osterweiterung scheinbar verdrängen - ein Zitat aus dem Neuen Testament: „Denn mit sehenden Augen sehen sie nicht und mit hörenden Augen hören sie nicht, denn sie verstehen es nicht.“ (GR Mag Rüdiger Maresch: Ein Prozent Transitverkehr! Ein Prozent Transitverkehr! Da braucht man keine Autobahn!)

Und zur SUPer NOW kann ich nur sagen, obwohl es eine umfassende Arbeit ist, aber da sie die Innenvariante präferieren: „Der Berg kreiste und er gebar einen Zwerg.“ (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Reiter. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates):Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wie bekannt, wurde ja im Rahmen dieser strategischen Umweltprüfung für den Nordostraum Wien ein Gesamtbild für diese planerische Entwicklung entworfen. Die Szenarien, die heute auch schon angeführt wurden, für Raum- und Wirtschaftsentwicklung und Umwelt und öffentlichen, motorisierten Individualverkehr sind wichtig und wesentlich und sind auch zum Teil im Konsens mit dieser Arbeitsgruppe erfolgt. Sie werden einer breiten Öffentlichkeit auch vorgestellt werden, und zwar am 7. April im HDB im 22. Bezirk. Sie werden und wurden auch diskutiert, beispielsweise sehr sachlich im Planungsausschuss und dann weiter im Arbeitsausschuss und in der Stadtentwicklungskommission

In diesem Zusammenhang möchte ich natürlich auch im Namen meiner Fraktion und ich nehme auch an im Namen von Ihnen allen stellvertretend für all diese Mitglieder, die in dieser Arbeitsgruppe hier monatelang und jahrelang gearbeitet haben, dem Herrn Dipl Ing Charly Klotter für seine wirklich umsichtige und gestaltende Vorsitzführung danken. 

Jetzt zu den einzelnen Konsenspunkten: 

Der 1. Schwerpunkt wurde schon erwähnt: Kompakte Stadtentwicklung. Selbstverständlich, sie soll schwerpunktmäßig an den Entwicklungsräumen stattfinden, zum ersten Stadlau und Flugfeld Aspern und zum zweiten an der Achse Brünnerstrasse/Stammersdorf. Dazwischen sollen diese grünen Erholungsräume vorgesehen werden. 

Der 2. Schwerpunkt im Konsens ist auch klar und da bin ich auch mit dem Kollegen Maresch einer Meinung. Es ist überhaupt keine Frage, dass der öffentliche Verkehr vor dem Individualverkehr sein soll, das heißt, dass dem öffentlichen Personennahverkehr alle Chancen eingeräumt werden sollen. Das bedeutet neben der Errichtung der U1 in die Großfeldsiedlung der U6 zum Rendezvousberg Stammersdorf natürlich auch die Verlängerung der U2 zum Flugfeld Aspern und natürlich auch mit den dafür vorgesehenen Park & Ride-Plätzen.

Der dritte Konsensschwerpunkt wurde heute auch schon angezogen, das Flugfeld Aspern. Es soll möglichst frühzeitig zu einem wirklich hochwertigen Wirtschaftsstandort entwickelt werden. Das bedeutet, dass die U2 verlängert wird, das habe ich schon erwähnt, dass es also auch eine hochrangige Strasse geben muss. Da scheiden aus meiner Sicht einige dieser Szenarien aus, meine sehr geehrten Damen und Herren, auch die von der Kollegin Trammer da favorisierte Außentrasse, die uns heute hier mit ihren Taferln ja gezeigt hat, was wichtig und wesentlich ist. Also Kollegin, diese Außentrasse würde am Flugfeld vorbeigehen. Da sind wir einer Meinung. Das bedeutet, sie würde einen Speckgürtel im Umland hervorrufen und die Bedarfsflächen für Einkaufszentren und für Fachmärkte würden sich außerhalb der Stadtgrenze ausweiten. 

Das kann es doch nicht sein, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass wir hier von dieser Stelle aus Wirtschaftförderungsprogramme für Niederösterreich fördern! Nein, Kollegin Trammer, das können Sie dort vorschlagen, aber bitte nicht im Wiener Gemeinderat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Außerdem möchte ich auch klarstellen, dass der Tunnel hier wesentlich länger wäre und über vier Kilometer durch den Nationalpark gehen würde. Der hausgemachte Verkehr, von dem hier gesprochen wird, würde ja umso weniger auf dieser Nordost-Umfahrungsstrasse sein je weiter außen, je weiter im Osten die Trasse zu liegen kommt. 

Also alle Vorteile aus meiner Sicht hat diese Subvariante 4 Knoten Lobau, 6. Donauquerung und Querung des Nationalparks an der schmalsten Stelle. Aber dazu wird die Kollegin Winkelbauer noch ausführlich Stellung nehmen. 

Aber Kollege Gerstl, weil Sie darüber gesprochen haben, was wir in Rust da beschlossen haben: Eigentlich können Sie uns nicht verwehren, dass wir uns als Fraktion eine Meinung bilden und dafür war Rust vorgesehen. Ich nehme auch an, dass das die anderen Fraktionen ebenfalls tun und ebenfalls meinungsbildend unterwegs sind. 

Als Floridsdorfer Mandatar noch ein Punkt, der mir wesentlich ist: Es wurde hier schon gesagt und auch der Medienberichterstattung war zu entnehmen, dass diese A5 vom Landeshauptmann von Niederösterreich am 17. März Spaten gestochen wurde und die Niederösterreicher sich diese an der Grenze in Stammersdorf dann in etwa 2010 wünschen. Das kann es ja nicht sein, dass wir den überregionalen Verkehr, den hausgemachten und den regionalen Verkehr haben. Da muss man reagieren, meine Damen und Herren! 

Und wenn dieser tägliche Stau bei 180 000 Autos bei einem Unfall auf der Tangente eigentlich schon die Regel ist und die Wirtschaft Millionen Verluste hat, dann muss man reagieren. Wenn praktisch jede größere Ortschaft eine Umfahrung hat und in Wien der Verkehr durch die Stadt geht, dann muss man reagieren. Wenn die Lebensqualität und die Umweltbedingungen von 260 000 bis 270 000 Floridsdorfern und Donaustädtern durch diesen einströmenden Verkehr beeinträchtigt werden, dann muss man reagieren. 

Und ich meine abschließend, um nicht zu lang zu werden, dass dem Herrn Bürgermeister, dem Planungsstadtrat und auch den Mitgliedern der Stadtregierung für ihre konsequente Haltung in dieser Frage zu danken ist. 

Meine Damen und Herren des Gemeinderats, der Ring um Wien ist nach all den Punkten, die ich hier erwähnt und aufgezählt habe, eine Notwendigkeit! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren, ich möchte mit einer Gratulation beginnen. 

Wie oft haben wir uns hier den Mund fusselig geredet, dass eine großzügige Umfahrung Wiens zum Schaden der Wiener Wirtschaft ist und nur einen massiven Siedlungsimpuls außerhalb Wiens bringt. Also ich habe immer gesagt, wenn man damit alle überzeugen kann, einen kann man damit aber sicherlich nicht überzeugen, und das ist der Herr GR Reiter. Dass Herr GR Reiter auch sagt, eine Umfahrung außerhalb Wiens ist kontraproduktiv, ist zum Schaden Wiens und bringt das nach außen – also es geschehen ja noch Zeichen und Wunder! Ganz ist er noch nicht überzeugt, aber das zeigt schon allein, wie wichtig dieser SOB-Prozess war um Dinge, die selbstverständlich sind, dass nämlich Straßenbau Siedlungsentwicklung verändert und dass Straßen massiv Grosseinkaufszentren nach sich ziehen, klar zu legen. Es gibt keinen stärkeren Siedlungsimpuls in Transdanubien als dort, wo man hochrangige Verkehrsmittel hinlegt. Dass das sogar beim GR Reiter gelandet ist, dafür gehört ja dem Charly Klotter der Überzeugungsnobelpreis! 

Wahrscheinlich ist diese Straße, über die wir noch viel, viel reden werden, im Jahr 2015 fertig. Was ist bis dahin? Da stehen einige ganz wichtige Dinge in dieser SUPer NOW, die ich jetzt hier unterstreichen möchte: 

Bis zum Jahr 2010 – darüber hat noch niemand gesprochen - soll sich Wien verpflichten, drei bis vier neue Straßenbahnlinien zu bauen und selber zu finanzieren. Wenn die im Jahr 2010 fertig sein sollen, lange bevor diese Straße fertig ist, ja dann: Los geht’s, Herr Kollege Schicker! Los geht’s, Herr Kollege Rieder! Wo ist die Finanzierung dafür? Ist von den Bezirken auch geklärt, wo die fahren werden? Wie mühsam das ist, das sehen wir beim Projekt im Süden Wiens, bei den Wienerberggründen, wo es dauert und dauert und dauert, dass eine Straßenbahn hingeführt wird. 

Die eindeutige Priorität heißt öffentlicher Verkehr. Was ich fürchte und was immer passiert ist, das ist: Öffentlicher Verkehr machen wir eh, na klar konzentrieren wir uns auf den öffentlichen Verkehr, selbstverständlich, da brauchen wir gar nicht darüber zu diskutieren, aber die Straße. Was bleibt über? Die Straße wird geplant und mit enormen Mitteln gebaut. Darf ich es noch in Schillingen sagen? Zwischen 15 und 20 Milliarden Schilling wird das kosten. Und was ist dann für den öffentlichen Verkehr da, für einen öffentlichen Verkehr, der von Wien und ausschließlich von Wien finanziert werden muss, was die Straßenbahnen betrifft? Und das zweite Projekt, die wichtigen Projekte im Schnellbahnverkehr - hier muss der Bund mitfinanzieren. 

Aber jetzt liegt es einmal an Wien. Ich sehe diese ganze Diskussion, was die Straße betrifft, relativ gelassen. Die wirkliche Entscheidung - und da hat der Kollege Gerstl Recht - wird jene Bundesregierung treffen, die nach 2006 im Amt ist. Will sie diese 20 Milliarden für diese Lobau-Autobahn - ja oder nein? Da rege ich mich jetzt auf, das kritisieren wir, aber das sehe ich mit einer gewissen Gelassenheit. Wo wir jetzt Druck machen ist, dass jetzt die Voraussetzungen für das, was selbstverständlich ist, getroffen werden: Jene drei bis vier Straßenbahnlinien, die neu sind und gegen die sich zum Beispiel der Herr BV Lehner in einigen Bereichen immer wieder ausgesprochen hat, müssen jetzt geplant und finanziert werden. Und Sie werden einige Anträge auf den Tisch bekommen, dass sie das umsetzen. Da können Sie sich nicht auf den Bund ausreden, da können Sie sich nicht auf die ASFINAG ausreden. Das muss die Stadt Wien selber tun! 

Ein letzter Punkt. Warum gibt es denn das von allen beschworene Verkehrschaos in diesen Bezirken? Wegen einer jahrzehntelang völlig verkehrten falschen Planungspolitik! Wir haben bei der Bevölkerung am Rande der Stadt enorme Zuwachsraten und warum haben wir sie? Weil der WBSF insbesondere in diesen peripheren Gebieten Grundstücke gekauft hat. Anstatt dass wir im Zentrum der Stadt entwickelt haben, bekommen Sie jetzt mit dieser Stadtplanung - und da richte ich mich vor allem an die SPÖ - die Rechnung präsentiert. 

Vorgestern war schon wieder im Planungsausschuss, dass ganz weit an der Stadtgrenze ein Gebiet gewidmet wird. Na wie werden dort in diesem Gebiet weitab von öffentlichen Verkehrsmitteln alle Menschen fahren? Es werden dort alle mit dem Auto fahren. Das ist der Punkt. Mit Ihrer falschen Siedlungspolitik, die zerstreut im 22. Bezirk mal da ein Bemmerl, mal dort ein Bemmerl widmet und baut, zwingen Sie die Leute zum Autoverkehr und wundern sich, wenn auf der Tangente der Verkehr zunimmt. Das ist der zentrale Punkt! 

Wie Sie das ändern wolle, auch das steht im SOB-Bericht drinnen: Konzentration der kompakten Stadt. Hier soll sich etwas ändern. Frage an Sie, Herr StR Schicker: Was macht denn der WBSF mit den Grundstücken, wo es nicht kompakt ist? An wen... 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Kollege Chorherr, bitte kommen Sie zum Schluss! I

GR Mag Christoph Chorherr (fortsetzend): Ich komme zum Schluss, Frau Vorsitzende. 

Konzentrieren wir uns auf den Konsensbereich. Setzen wir die Straßenbahnlinien durch und hören Sie auf, an der Peripherie der Stadt unausgesetzt Wohnungen zu widmen, denn sonst kann der Kollege Reiter hier bald herauskommen und die 7. oder 8. oder 9. Donauquerung verlangen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Parzer. Ich erteile es ihm. 

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Viel ist schon über SUPer NOW gesprochen worden und alle, die nicht dort wohnen, wissen am meisten davon und das ist immer das Elegante. Ich würde sagen, der Schaffung einer 6. Donauquerung müssen wir wirklich ins Auge sehen und die Wiener Verkehrspolitik muss das und hat das auch eingesehen. Das ist eine der dringendst notwendigen Entscheidungen für die nächsten Jahre. 

Betroffen von dieser Entscheidung ist ein Bezirk, der sich geradezu explosionsartig vermehrt hat. Wir haben immerhin einen Zuwachs von 38 Prozent an Bevölkerung in den letzten 10 Jahren und das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen: 38 Prozent - nahe der Hälfte - in 10 Jahren, lieber Herr Reindl, und weiters natürlich auch eine explosionsartige Zunahme des Autoverkehrs. Daraus leitet sich schon die Brisanz dieser hier vorliegenden Entscheidung ab. 

Ich kann dem nicht viel abgewinnen, wenn wir alle sagen, bis 2015 oder bis 2010. Die Bürger, die jetzt dort leben, sind davon betroffen und wollen in wirklich schneller Zeit eine Entscheidung hören, eine Entscheidung über einen Bau einer Donauquerung, über eine Möglichkeit einer Bezirksdurchquerung oder an der Grenze zwischen Wien und Niederösterreich, aber ohne dem wird es nicht gehen. 

Natürlich bin ich auch beim Mag Chorherr wenn er sagt, der öffentliche Verkehr gehört verstärkt. Na klar, der öffentliche Verkehr ist in unserem 22. Bezirk, auch im 21., noch ein bisschen im Argen, aber nicht deswegen im Argen, weil alles so schlecht konstruiert wurde, denn es ist so, dass doch sehr viele Jungfamilien den Willen haben, ins Grüne zu ziehen. Diesen Willen konnte man ihnen auch nicht verwehren und wir sind froh darüber, dass sich viele Jungfamilien entschieden haben, in unserem Bezirk leben zu wollen. Da brauchen wir etwa auch eine gute leistungsfähige Straße, wir brauchen aber auch den öffentlichen Verkehr. Ob das die U-Bahn ist, die Gott sei Dank bis Aspern verlängert wird und wie es dann weitergehen wird, ob es Straßenbahnlinien geben wird oder nicht, das werden wir sehen. Derzeit wird es schwer möglich sein, in die Außenrandstellen Eßling, Aspern und auch Großenzersdorf Straßenbahnlinien ohne große Verkehrsstaus hinzuführen. Auch hier wird man eine Lösung treffen müssen. Sie wird auf uns zukommen.

Angesichts dieser Aufzählung sehen Sie, dass die Attraktivität dieses Bezirks ja gegeben ist, als Nummer 1 die Lebensqualität. Als Nummer 2 ist der Wirtschaftsstandort nicht zu vergessen und die Nummer 3 sind unsere eigenen hausgemachten selbstgestrickten Probleme mit dem Verkehr: Erstens der Verkehr durch die Zuwächse der Bevölkerung und zweitens durch den zu erwartenden - sage ich einmal vorsichtig - Transitverkehr. 

Allerdings bleibt nach der Feststellung, die die SUPer NOW getroffen hat, noch zu sagen – wobei ich auch nicht vergessen möchte, dem Charly Klotter ein herzliches Danke für seine wirklich komplexe Arbeit zu sagen, die er geliefert hat und die wirklich Entscheidungshilfen bringen wird und auch soll -, dass dieses Projekt eine verkehrspolitische Weichenstellung für die Zukunft des Wiener Verkehrs sein muss. Nein, es bedeutet auch einen Eingriff in die Bezirksstruktur. Das dürfen wir nicht vergessen. 

Viele Varianten, die hier angesprochen werden, werden die Bezirksbewohner wahrscheinlich betroffen machen. Außerdem gibt es bei uns auch noch die Lobau, den Nationalpark. All das muss ins Kalkül gezogen werden. 

Zum Ablauf des Verfahrens von SUPer NOW möchte ich sagen, dass die Dauer der Vorgangsweise nicht immer ganz den Bürgersorgen entsprochen hat. So haben sich während des SUPer NOW-Prozesses natürlich Bürgerinitiativen gebildet, die vorher nicht genau wussten oder noch nicht wissen, wie das Projekt wirklich laufen wird. Gerade dieses Verfahren hätte aber schon ein bisschen die Aufgabe gehabt, hier die Aktivitäten noch mehr an die Bürger zu bringen und das Misstrauen gegenüber diesem Projekt mit Hilfe eines kürzeren Bürgerbeteiligungsverfahrens schnell auszuräumen. Deshalb sind wir alle in der Donaustadt wirklich froh, dass gerade am 7. April - bitte meine Damen und Herren, alle, die in der Donaustadt wohnen und davon betroffen sind, sollen das wahrnehmen – SUPer NOW im HDB vorgestellt werden wird. Es werden dort die Konstrukteure dieses gesamten Komplexes anwesend sein und Rede und Antwort stehen können. 

Es werden dort wirklich die Konstrukteure dieses gesamten Komplexes anwesend sein und Rede und Antwort stehen können. Ich finde das okay, jeder sollte da auch seine Meinung sagen können und probieren, sich mit den Leuten auseinander zu setzen.

Ich möchte aber nicht verhehlen, dass ich aus Sicht der Donaustadt die Variante 4, die hier angegeben wurde, bevorzuge. Es gibt ja noch keine Fixierung, aber mit der Lobauquerung am Alberner Hafen ist die Lobau noch am wenigsten betroffen. Alle anderen Varianten, wie zum Beispiel die Querung beim "Roten Hiasl", würden aus Sicht der dort anrainenden Bevölkerung wahrscheinlich große Probleme mit sich bringen. Es gibt eine Unzahl von weiteren Baustellen, und es werden natürlich auch Mehrkosten verursacht. Ich weiß schon, dass die Kosten den Bürger nicht so drücken. Der Bürger will die Entscheidung haben, das ist für uns wirklich das Wichtigste.

Eine gute Lösung würde diese Untertunnelungslösung beim Alberner Hafen bis zum Asperner Ast zeigen. Aber auch dort ist es natürlich - wie mein Kollege Mag Gerstl schon gesagt hat, das dürfen wir nicht vergessen - eine Kostenfrage. Das wird nicht leicht sein. Wenn wir uns heute den Kaisermühlendamm anschauen, der eine Zeit lang untertunnelt ist, ist das sicherlich eine der besten Lösungen, weil oberhalb wieder Grünflächen frei und für die Bevölkerung gewidmet werden.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr Gemeinderat Parzer, darf ich Sie bitten, zum Schluss zu kommen.

GR Robert Parzer (fortsetzend): Danke. - Hier würde ich auch sagen, es ist eine Lösung, die wir anstreben würden.

Wir werden neben dem Masterplan für die Projektauswahl auch sinnvolle strategische Überlegungen für die Finanzierung dieses Projekts anstellen müssen. Das wird eine weitere Phase sein, für die die Stadtverwaltung kreative Lösungsvarianten anbieten muss.

Eines möchte ich noch sagen. Hier geht es, bitte, um einen Bezirk - ich denke an beide Bezirke, Floridsdorf und Donaustadt - mit 280 000 Einwohnern. Es heißt immer 260 000, 230 000, ich glaube sogar, wir haben schon (Bezirksvorsteher Franz-Karl Effenberg: 300 000!) - Bezirksvorsteher Effenberg, danke! - 300 000 Einwohner in beiden Bezirken. Ich kann nur sagen, bitte hören Sie auch auf die Leute: Wir brauchen die 6. Donauquerung und auch den öffentlichen Verkehr! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vorerst - ich habe es auch schon in den Präsentationen gesagt - ebenfalls danke an die Ersteller dieser Untersuchung, vor allem an Herrn Dipl Ing Glotter! Es ist hier erstmals in Wien etwas vorgelegt worden, auf dem man wirklich aufbauen kann. Egal, ob man mit allen Lösungen und Inhalten einverstanden ist, gibt es doch zumindest einmal ein Werk, eine Basisinformation, die in den nächsten fünf oder zehn Jahren für die weitere Entwicklung dieses Raumes sicherlich maßgeblich sein wird.

Das Einzige, was mich ein bisschen gestört hat, ist, dass hier unter anderem - und das spielt dann eine wichtige Rolle bei der Routenauswahl, bei der Umfahrung - als eines der wichtigsten Ziele, neben vielen anderen, hervorgehoben worden ist: Es muss unbedingt das Flugfeld Aspern als der Wirtschaftsstandort der Donaustadt geschaffen werden. Man hat sich gar nicht damit auseinander gesetzt, dass vielleicht auch andere Möglichkeiten bestanden hätten. Daher kann dieses Ziel eigentlich nur zu Ihrer Variante, der innen liegenden Variante, führen. Warum wir diese nicht goutieren, werde ich jetzt kurz ausführen.

Diese Untersuchung SUPer NOW ist aber noch etwas anderes: Es ist dies eigentlich - wenn ich es jetzt etwas politisch-polemisch sagen kann, aber es hat, wie immer, auch einen sachlichen Hintergrund - ein Protokoll des Versagens der Planungsstadträte, und zwar vor allem jener der letzten 20 Jahre, in diesem Raum Wiens. Denn es steht in der Kurzfassung drin - ich zitiere jetzt die Kurzfassung; das ist nicht von mir, sondern steht in SUPer NOW drin -: "Das Verkehrsverhalten im Nordosten Wiens hat seine Ursachen in einer unzureichenden Ausstattung mit Arbeitsplätzen, einer Siedlungsstruktur mit geringer Dichte, dem großen Anteil an segmentierten Einkaufszentren/Fachmärkten an der Peripherie, fehlenden Geschäftsstraßen, einer fehlenden vertikalen Mischung sowie einem sehr großen Angebot an Straßeninfrastruktur und auch im Fehlen attraktiver öffentlicher Verkehrsmittel." - Ich möchte hier nicht weiterlesen, weil ich nur fünf Minuten Zeit habe.

Das ist ein Eingeständnis, dass Sie in der Planung im Nordosten Wiens, insbesondere in der Donaustadt, ganz sicher versagt haben. Denn wenn wir wissen - und das wussten wir schon früher -, dass es in den letzten 20 Jahren im Bezirk Donaustadt um 19 Prozent mehr an Wohnbevölkerung gibt, dass aber gleichzeitig 40 000 Arbeitsplätze fehlen, die andererseits im Süden Wiens, in ganz anderen Regionen Wiens, geschaffen wurden, ist das ja einer der Gründe, warum derart starker Individualverkehr zwischen Ihrem Bezirk, Donaustadt, und zum Beispiel Liesing vorzufinden ist.

Den Modal Split werden Sie nie optimal - auch mit den Zielen Wiens - erreichen, egal mit welcher Variante. Sie haben die meisten Kilometer pro Tag, pro Person in Ihrem Bezirk, und Sie haben die größte Dichte an angemeldeten Kraftfahrzeugen in Ihrem Bezirk, gemessen an der Summe von Wien. Da kann ich niemandem verbieten, dass er dort weiterhin Autos anmeldet, ich werde niemandem anordnen können, dass er sie verkauft, und niemanden verpflichten können, dass er auf Skateboards, Räder oder Sonstiges umsteigt.

Meine Damen und Herren! Daher ist die Umfahrung Wiens und die Neukonzeption in diesem Bereich eine Notwendigkeit. Ich habe schon in der Präsentation gesagt, wir gehen in vielen Punkten konform, weil es nichts anderes betrifft als Anträge, die schon mein Vorgänger, der ehemalige StR Prinz, und auch andere Abgeordnete dieses Bezirkes seit vielen Jahren gestellt haben, die von Ihnen immer abgeschmettert wurden, lächerlich gemacht wurden und als nicht notwendig hingestellt wurden.

Wir sind uns darüber einig, dass die U 2 in Richtung Flugfeld Aspern kommen muss. Wir sind uns darüber einig - und da unterscheiden wir uns massiv von den GRÜNEN -, dass wir die 6. Donauüberquerung brauchen. Es gibt sowohl in der Planungsgemeinschaft Ost als auch in allen anderen Studien die Notwendigkeit dieser Donauquerung. Das ist gleichzeitig eine Entlastung nicht nur für diesen Bezirk, sondern auch für den Bezirk 21 sowie insbesondere für die Bezirke 20 und 2. Denn über diese vier Brücken fahren derzeit, wie wir gehört haben, täglich 382 000 Kraftfahrzeuge, und in einigen Jahren werden es 450 000 sein. Ohne diese zusätzliche Überquerung werden diese Bezirke noch weiter in Mitleidenschaft gezogen. 

Wir sind uns sicherlich auch darin einig, dass wir eine Umfahrung Wiens brauchen. Doch sind wir der Ansicht, dass man die ganz außen liegende und nicht die innen liegende nehmen soll. Der Speckgürtel, den Kollege Reiter angesprochen hat - Entschuldigung, Sie bauen die Umfahrung von Großenzersdorf, die B 3 und die B 3-D aus. Dort werden sich auch Fachmärkte und Supermärkte ansiedeln, das werden Sie ja nicht verhindern können. Im Bereich Asperner Flugfeld könnte man genauso Arbeitsplätze schafften ohne eine Autobahn, weil ich in Zukunft die U-Bahn habe. Arbeitsplätze im Bereich einer Thermensiedlung, im Bereich des Sozialen, im Bereich von Rehabilitation. 

Meine Damen und Herren! Nehmen wir die Chance wahr, dass Wien eine echte Umfahrung bekommt, eine wirkliche Umfahrung, aber nicht, wie Kollege Reiter gesagt hat, eine Stichstraße zum Asperner Feld. Sonst wäre Ihr Unterfangen, Ihre Variante in Wirklichkeit ein Stich durch das Herz von Donaustadt! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Winklbauer. Ich erteile es ihr.

GRin Renate Winklbauer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Seit zwei Wochen liegt der Endbericht der Strategischen Umweltprüfung für den Nordosten Wiens vor. Damit ist erstmals vor Beginn eines konkreten Projektes ein beispielgebendes Verfahren durchgeführt worden, in dem ExpertInnen unter Einbeziehung der BürgerInnen Szenarien entwickelt haben, um die Auswirkung künftiger Planungen auf die Umwelt, die Lebenswelt und die wirtschaftliche Entwicklung einer Region darstellen können. Es liegt also eigentlich ein Bericht vor, auf dessen Modellhaftigkeit für Planungen nicht nur für Wien wir zu Recht stolz sein können. Herzlichen Dank an alle, die das bewerkstelligt haben; auch mein Dank richtet sich vor allem an "Charly" Glotter!

Umso unverständlicher ist die Haltung der GRÜNEN, die offensichtlich wieder in die destruktive Frühphase ihrer politischen Tätigkeit der Verhinderung zurückfallen und nun polemisch behaupten, es sei ein Aus für den Nationalpark Donauauen durch den Bau einer, wie Sie sagen, "Lobauautobahn". Es ist an dieser Behauptung nichts richtig: weder wird irgendwo im Nationalpark eine Autobahn sichtbar sein, noch wird der Nationalpark Schaden leiden noch Schaden leiden dürfen. Im Gegenteil, durch das meiner Meinung nach günstigste Szenario, die so genannte Subvariante zur OPTINOW, wird es nicht nur eine Verbesserung in der Verkehrssituation und damit für die Umwelt geben, sondern es wird vor allem für die Menschen in den dicht besiedelten Ortsteilen im Osten der Donaustadt zu spürbaren Erleichterungen und damit zu einer Verbesserung ihres Lebensumfeldes kommen.

Ich halte es geradezu für zynisch, zu behaupten, der Nationalpark sei gefährdet - was nach den Aussagen der Experten nicht der Fall ist -, und den Lebensraum von Zehntausenden Menschen, die jetzt schon unter der Verkehrssituation leiden, nicht zu berücksichtigen. Ich denke da an den Biberhaufenweg, an die Ortsteile Aspern und Eßling, an Hirschstetten und Breitenlee. 

Zu dem falschen Argument der Beeinträchtigung des Nationalparks: Zirka 30 Meter unter dem Niveau wird der Nationalpark an seiner schmalsten Stelle auf einer Länge von einem Kilometer in einem Tunnel unterquert. Dadurch werden im Schutzgebiet weder Lüftung noch Fluchtstiegen notwendig sein. Die Experten sagen, dass die Natur und vor allem das Grundwasser auch nicht von unten her beeinträchtigt wird. Auch die Durchquerung des Tanklagers Lobau ist ohne Beeinträchtigung der Umwelt möglich. Die Donauquerung bei Albern bewirkt außerdem, dass am rechten Donauufer schützenswerte Naturgebiete wie das Blaue Wasser nicht tangiert werden.

Die Raffineriestraße, deren Ausbau uns als DonaustädterInnen in anderen Varianten große Sorge bereitet hatte, wird in dieser Variante am schonendsten gebaut und beeinträchtigt den Nationalpark nicht. Die Variante 2a, die ein Verkehrskleeblatt beim Biberhaufenweg in der dreifachen Größe des Jonas-Reindls entstehen lassen würde, würde damit den wichtigsten Eingang zum Nationalpark weit mehr und sichtbarer beeinträchtigen als eine Unterquerung beim Tanklager.

Noch einige Bemerkungen zur so genannten außen liegenden Variante: Abgesehen von der längsten Lobauquerung, wäre auch ein Sog der wirtschaftlichen Entwicklung und damit ebenfalls ein höheres Verkehrsaufkommen gegeben. Der Verkehr würde dann die Ortskerne von Aspern und Eßling in der entgegengesetzten Richtung durchfahren, um auf die Umfahrung zu kommen, oder die Menschen würden weiter den kürzeren, direkteren, wenn auch überlasteten Weg auf die B 302 und die Tangente wählen.

Zu dem Argument "Dann tun wir eben gar nichts mit dem motorisierten Individualverkehr und bauen den ÖV optimal aus oder versuchen, mit Wachstumsbremsen, also weniger Bevölkerungszuwachs, lenkend einzugreifen": Abgesehen davon, dass wir auch damit nicht das Kyoto-Ziel erreichen, würde es der Donaustädter Bevölkerung in ihren Wohngebieten keine Verkehrsentlastung bringen, die sie jetzt schon braucht. Diese Entlastung der Menschen ist unser höchstrangiges Ziel. 

Am Biberhaufenweg läge die tägliche Kfz-Belastung der anderen Variante bei 20 000, bei der von uns präferierten bei 8 000. Das gleiche Verhältnis ergäbe sich am Asperner Siegesplatz in Breitenlee. In der Eßlinger Hauptstraße wären es bei der Nur-ÖV-Variante 39 000 Fahrzeuge pro Tag, bei der aus unserer Sicht optimalen wären es nur 6 000. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... für die Umfahrungsstraße, Frau Kollegin!)
Für die Sozialdemokraten bleiben die Menschen und ihre Lebensqualität nach wie vor der wichtigste Bezugspunkt. Dazu gehört der Ausbau des öffentlichen Verkehrs, und daran wird bereits gearbeitet. Es ist nicht richtig, was Kollege Chorherr sagt: dass da nichts geschieht. Es sind bereits Detailplanungen im Gange, und auch die Trassenplanungen werden demnächst beginnen. Für uns gehört der Ausbau des öffentlichen Verkehrs ebenso wie die Verkehrsentlastung durch eine hochrangige Donau-Straßenquerung dazu. 

Daher wollen wir, dass möglichst rasch alle Maßnahmen des öffentlichen Verkehrs, die unbedingt vor dem Ausbau der Straßen fertig gestellt sein müssen, in Angriff genommen werden. (Ruf bei der FPÖ: Frau Vorsitzende, Redezeit!) Der Bau der 6. Donauquerung und einer neuen, umweltfreundlichen Tangente ...

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, kommen Sie bitte zum Schluss.

GRin Renate Winklbauer (fortsetzend): Ich bin schon bei meinem letzten Satz. - Zur Entlastung der Donaustädter Ortskerne vom Durchfahrtsverkehr müssen Lösungen realisiert werden, die den Nationalpark nicht beeinträchtigen und den Nordosten Wiens lebenswert und attraktiv erhalten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen drei vom Grünen Klub im Rathaus, 18 vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien und sieben vom Klub der Wiener Freiheitlichen eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs zwei, des ÖVP-Klubs null, des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei und des Klubs der Sozialdemokratischen Fraktion null Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 3 und 4, 6, 8 bis 12, 14 bis 16, 19 bis 21, 23, 25, 28 und 29, 32 bis 35, 37 und 41 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben.

Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 5 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 2, 39, 38, 40, 17, 36, 30, 31, 18, 22, 24, 26, 27, 13 und 7. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend "Soziales Wien - Neue Strukturen im Sozial- und Gesundheitsbereich" zum Wort gemeldet. 

Ich erteile ihr das Wort, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 40 Minuten begrenzt ist. - Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Regierungsfraktion dieses Hauses hat entschieden, eine der wahrscheinlich größten Strukturreformen im Sozialbereich umzusetzen.

Warum haben wir uns dazu entschieden? - Das ist recht einfach begründet. Die Wiener Politik war schon immer auf dem Grundsatz der sozialen Sicherheit aufgebaut. Das Soziale Wien ist Legende, und richtungsweisend war und ist auch für die Zukunft in der Politik dieser Stadt, vor allem in den Bereichen Gesundheit, Behinderte, Wohnungslose, Seniorinnen und Senioren, Familien, sozial Benachteiligte, Pflegebedürftige einen Schwerpunkt zu setzen und jedenfalls sicherzustellen, dass sie im Rahmen des gesamtgesellschaftlichen Umfeldes die nötige Berücksichtigung und die nötige politische Schwerpunktsetzung erfahren.

Grundlage unseres Systems und unserer Politik war und ist es, ein ausgezeichnetes System aufzubauen, vor allem diejenigen besonders zu unterstützen, die es brauchen, und - was besonders wichtig ist - auch die Finanzmittel für ein solches soziales System zur Verfügung zu stellen. Ich bin stolz darauf, dass es selbst in den Zeiten, in denen Budgetmittel aus den unterschiedlichsten Gründen nicht mehr in Hülle und Fülle vorhanden waren, jedenfalls im Bereich der sozialen Sicherheit in Wien keine Einschnitte gegeben hat.

Wir unterscheiden uns in unserem sozialen System von anderen Bundesländern besonders bei einigen Punkten, auf die ich hier noch einmal aufmerksam machen möchte. Es gibt in Wien keinen Regress bei der Sozialhilfe. Das ist ganz entscheidend, weil wir in anderen Bundesländern erleben, dass Regressansprüche gerade bei jenen Menschen, die mühevoll wieder in ein System eingegliedert werden, gleichzeitig bedeuten, dass sie wieder aus dem System herausfallen. Wir haben ebenso keinen Regress bei der Unterbringung von Seniorinnen und Senioren, zum Beispiel in unseren Häusern des Kuratoriums, aber auch in anderen Einrichtungen, mit denen wir Verträge abgeschlossen haben.

Blickt man nach Niederösterreich - um ein aktuelles Beispiel zu nennen -, dann weiß man, dass dort für die Unterbringung von älteren Menschen in SeniorInnenwohnhäusern oder auch in Pflegeeinrichtungen die Kinder, die Familien herangezogen werden, was oftmals die Entscheidung, eine qualitative Betreuung zu bekommen, verhindert, weil diejenigen, an denen man regressiert, nicht bereit sind, diese Leistungen zu erbringen.

Wir haben eine besondere Situation in Wien, was den Anspruch auf Sozialhilfe betrifft. Es ist die Höhe der Leistungen in Wien, die uns von anderen unterscheidet, es ist die Dichte des Systems, die uns von anderen unterscheidet, und es ist vor allem die Qualität der Leistungen, auf die wir in Wien sehr, sehr stolz sind.

Die Grundlage dieses dichten sozialen Systems und Netzes in Wien war immer auch das Zusammenwirken der Stadt Wien als Leistungserbringer und anderer Partnerinnen und Partner, die mit uns gemeinsam dieses System aufrechterhalten. Die Grundlage war und wird auch in Zukunft weiterhin sein, dass dieses System sich ständig weiterentwickelt hat, dass wir es optimiert haben und dass wir im Sinne der Betroffenen rasch auf geänderte Rahmenbedingungen reagiert beziehungsweise vorausblickend gehandelt haben, etwa in der Beobachtung der Bevölkerungsentwicklung, von Altersstrukturen in der Stadt und vielem anderem mehr.

Was ist bereits geschehen? - Das wissen Sie alle, daher streife ich es nur sehr kurz. Wir haben in den letzten Jahren im Gesundheitsbereich verschiedenste Strukturreformen durchgeführt und damit ein System geschaffen, das die besten Voraussetzungen für die Zukunft bietet. Wir haben vor einigen Jahren damit begonnen, im Bereich der offenen Sozialhilfe eine Reorganisation durchzusetzen, und befinden uns mitten im Prozess der Ausrichtung und Zusammenführung von Sozialarbeit und Bezügen. Wir errichten neue Sozialzentren in Wien, die jedenfalls klientenorientiert die besten Voraussetzungen für diese Menschen bieten sollen, und wir haben mit dem Programm für die Wiener Wohnungslosen ein Programm gemacht, das international Anerkennung findet.

Diese Kette der Maßnahmen, die von der Prävention bis zur Rückführung gestaltet sind, ist etwas, worauf wir stolz sein können. Wir sind gerade dabei, in diesem Rahmen das umzusetzen, was wir uns vorgenommen haben: große Einrichtungen, die nicht mehr den neuesten Standards entsprechen, zu schließen und demgegenüber neue Einrichtungen zu schaffen, betreutes Wohnen und vieles andere mehr, was in diesem Bereich zu erwähnen ist.

Auch im Bereich der Behindertenpolitik ist in den letzten Jahren viel geschehen. Ich denke nur an die wertvolle Arbeit der Arbeitsgemeinschaft, die sich mit Wohnplätzen auseinander gesetzt hat. Da sind wir voll in dem von uns beschlossenen Programm.

Wie sehen nun die äußeren Rahmenbedingungen für diese Reform aus? - Ich sage: nicht gerade rosig. Denn Wien ist in einer Situation, in der wir zur Kenntnis nehmen müssen, dass sich die Leistungskürzungen auf Bundesebene in allen Bereichen niederschlagen - natürlich vor allem bei Menschen, die an sich schon benachteiligt sind - und in Systeme hineinwirken, die seitens des Landes, seitens der Stadt aufgebaut wurden, was weiters zur Folge hat, dass wir von Maßnahmen betroffen sind und auf Maßnahmen reagieren müssen, die von uns nicht gestaltbar sind, die ganz im Gegenteil von uns kritisiert werden.

Wir sind mit einer Situation auf dem Arbeitsmarkt konfrontiert, dass wir von der höchsten Arbeitslosigkeit seit Jahrzehnten ausgehen müssen. Wir diskutieren erstmals wieder Jugendarbeitslosigkeit - eine Tatsache, die mich besonders empört, weil in den letzten Jahren bewiesen werden konnte, dass durch vorausschauende und spezielle Maßnahmen gerade in diesem Segment eine Situation herbeigeführt werden konnte, in der wir keine Jugendarbeitslosigkeit hatten. Jetzt diskutieren wir wieder über Jugendarbeitslosigkeit, weil vollkommen sinnloserweise jene guten Programme, die hier gegriffen haben, eingestellt wurden.

Wir haben einen starken Anstieg von LeistungsempfängerInnen im Bereich der Sozialhilfe, natürlich einerseits begründet durch die Situation auf dem Arbeitsmarkt, begründet aber auch - und ich kehre zu Punkt eins zurück - durch die Rücknahme von Leistungen des Bundes. In den letzten Jahren sehr stark gestiegen ist insbesondere die Personengruppe derjenigen, die Ausgleichszahlungen aus der Sozialhilfe benötigen, weil sie aus Versicherungssystemen wie zum Beispiel der Notstandhilfe nicht mehr genügend an Leistung bekommen, um ihre Lebensgrundlage sicherzustellen.

Wir warten noch immer auf eine Vereinheitlichung der Sozialhilfegesetzgebung, und wir haben gerade in den letzten Tagen eine neue Diskussion eröffnet bekommen, wodurch wieder einmal versucht wird, Aufgaben des Bundes auf die Länder und Städte zu überwälzen. Wenn ich mir vorstelle, was es bringen soll, dass der Vollzug der Notstandshilfe auf die Länder überwälzt werden soll, dann zeigt sich unterm Strich dasselbe wie bei allen diesen Maßnahmen: ein Abschieben der Aufgaben des Bundes, ein Überwälzen auf die Bundesländer und damit sozusagen ein scheinbares Einsparungsziel, das dort erreicht wird, was in Wirklichkeit eine Maßnahme auf dem Rücken der Bundesländer bedeutet, die sowieso schon durch ihre Finanzmittel dazu beitragen - und gerade Wien trägt dazu bei -, die finanzielle Situation des Bundes überhaupt so zu erhalten, wie sie derzeit ist. Das bringt sie in eine noch schlimmere Situation, das ist eine Maßnahme, die wir ablehnen, und wir werden noch geeignete Wege suchen, das auch so umzusetzen. (Beifall bei der SPÖ.)
Unter diesen Voraussetzung und vor diesem Hintergrund haben wir uns entschieden, in Wien den nächsten großen Schritt zu setzen, und zwar mit der Strukturreform 2004 die soziale Sicherheit in Wien für die Zukunft zu sichern. Ich mache diese Mitteilung heute ganz bewusst, um die Damen und Herren des Hauses von dem Schritt zu informieren und inhaltlich auf das vorzubereiten, was an Beschlussfassungen infolge der Umsetzung des Programms im Haus notwendig sein wird.

Ich bin sehr verblüfft darüber, dass es hier Oppositionsparteien gibt, die der Meinung sind, dass die Form von Mitteilungen eine ist, die dem Haus nicht gut tut. Ganz im Gegenteil meine ich, man sollte alles, was man an Information bekommt, annehmen, aufnehmen und qualifiziert mitdiskutieren. Es ist dies auch eine besondere Situation in Wien. Nicht alle parlamentarischen Einrichtungen dieses Landes gehen nach diesem Prinzip vor. 

Was sind die Grundlagen für diese Strukturreform, und was waren die Grundlagen für die Entscheidung der Stadtregierung? - Es war einerseits ganz konkret die Andersen-Studie zum Thema SeniorInnen in Wien, es waren dies Kontrollamtsberichte, die uns vorlagen und eine gute Grundlage, vor allem analytische Grundlage für die Entscheidungen geboten haben, und es war eine Arbeitsgruppe, die sich mit dem Thema "Alt werden in Wien" beschäftigt hat, die die Ausgangsbasis geliefert haben.

Wie wird die Umstrukturierung aussehen? Was wird umstrukturiert? - Es wird Umstrukturierungen im Bereich der Sozialhilfe, der Behindertenhilfe, der Maßnahme für SeniorInnen und der Pflege im hohen Alter geben. Betroffen sein werden vor allem die Aufgabenbereiche zweier Magistratsabteilungen, die sich jetzt mit diesen Aufgaben beschäftigen, nämlich solche der MA 12 und der MA 47. Die Strukturreform wird sich äußerlich ausdrücken durch eine Zusammenführung dieser Agenden in der Geschäftsgruppe Gesundheit, was ich inhaltlich für eine sehr gute Entscheidung halte. 

Was sind nun die Ziele dieser Riesen-Reform? - Es ist einerseits die grundlegende Neustrukturierung des Sozialbereichs nach den Prinzipien des New Public Managements. Es ist dies die Trennung der Bereiche Planung, Steuerung und Umsetzung. Es ist dies eine Verbesserung der Kundenorientierung und der Servicequalität. Es geht um eine Verbesserung der Schnittstellenbereiche der gesamten Pflegekette, um den Abbau von Doppelgleisigkeiten, um Effizienzsteigerung und um die Erzielung von Synergieeffekten. Es geht darum, die kommunalen und privaten Dienstleistungen auf ihre Wettbewerbsfähigkeit im europäischen Kontext vorzubereiten und fit zu machen, auch für mögliche Veränderungen und gesetzliche Grundlagen oder Vorgaben, die seitens der Europäischen Union zu erwarten sind. Es geht überdies um eine Gesamtreform und darum, alle Bereiche, die unter dem großen Schlagwort Daseinsfürsorge zusammengefasst werden können, tatsächlich für die Zukunft fit zu machen.

Was ist nun die Strukturvorgabe? - Es geht darum, nach einem so genannten Drei-Säulen-Modell vorzugehen. Auf der einen Seite geht es um jene Aufgaben, die man unter "hoheitliche Aufgaben" zusammenfassen könnte und die beim Magistrat verbleiben werden - wie schon gesagt, zusammengefasst im Gesundheitsbereich. Da geht es vor allem um rechtliche Grundlagen, gesetzliche Grundlagen, Bescheide, die Aufsicht, die Strategie. Es geht auch darum, die budgetären Voraussetzungen zu schaffen, und um die Kommunikation und die Koordination der Querschnittspolitik in diesen Bereichen. Es geht um Strategie und Controlling.

Es wird einen zweiten großen Bereich geben, bei dem es vor allem um Finanz- und Qualitätsmanagement gehen wird. Diese Aufgabe soll beim Fonds Soziales Wien angesiedelt werden, der sich schon bisher in seiner Aufgabenstellung in einem bestimmten Bereich hervorragend bewährt hat und der sicherstellen kann, dass in diesem großen Bereich auch in Zukunft sowohl das Finanz- und Qualitätsmanagement, aber auch das so genannte Case Management - das Vertragsmanagement, was Leistungsverträge, Förderungen, Bewilligungen, Beratung und Beschwerden betrifft - hervorragend lösen wird.

Es gibt die dritte Säule, die so genannte Säule der operativen Dienstleistung, bei der es um die Kooperation mit privaten Trägern, Vereinen et cetera und vor allem auch der Wiener Holding als Trägerin zukünftiger kommunaler Dienstleistungen geht. Es geht um die operative Umsetzung und daher auch um die Struktur wirtschaftlicher Einheiten, deren wir uns hier bedienen.

Es gibt klare Vorgaben für die Strategie. Hier gilt es einerseits, das System so aufzubauen, dass es einer Mixed Economy entspricht. Es geht darum, in den wichtigsten sozialen Dienstleistungssektoren und auch im Bereich der Wiener Holding strategische Marktanteile aufzubauen. Die Stadt Wien will ihre Handlungsfähigkeit im sozialen Bereich auch nach der Öffnung der Märkte behalten. 

Was das Wichtigste ist - zwei Dinge, die mir ganz besonders wichtig sind -: Einerseits geht es nicht, wie in anderen Gebietskörperschaften, darum, finanzielle Einsparungen zu erzielen, sondern es geht darum, das vorhandene - und, so hoffe ich, auch in Zukunft ausreichend vorhandene - Geld so einzusetzen, dass den Menschen geholfen werden kann und die soziale Sicherheit in Wien auch in Zukunft gegeben ist. Der zweite Punkt, der mir genauso wichtig ist, besteht darin, Arbeitsplätze zu sichern und - ich meine, jeder, der sich die statistischen Entwicklungen von Bevölkerungen in dieser Hinsicht anschaut, wird das wissen - auch qualitative Arbeitsplätze für die Zukunft zu sichern und auszubauen. Hier geht es auch um Ausbildung, die wir in diesen Bereichen benötigen. Eines ist sicherlich nicht unsere Zielsetzung - wie dies bei anderen der Fall ist -, nämlich mit Zahlen darüber zu protzen, wie hier an Personal eingespart werden kann. Ganz im Gegenteil! (Beifall bei der SPÖ.)

Es gibt einen sehr stringenten Zeitplan für die Umsetzung. Der erste Schritt ist bereits gesetzt, nämlich die Grundlage zu erarbeiten und das Programm festzulegen, nach dem wir vorgehen wollen. Es geht um die rechtliche Abklärung und die grundsätzliche Struktur, die wir bereits erledigt haben und Ihnen somit heute vorstellen können. Bis zum Sommer soll ein detaillierter Strukturplan erstellt und vorgeschlagen werden. Ab Sommer 2003 geht es darum, dort, wo wir neue Rechtsträger brauchen, diese auch zu schaffen. Im Spätherbst beziehungsweise im Winter wird jener Zeitpunkt sein, zu dem Sie sich das nächste Mal mit diesem Thema beschäftigen werden, weil es dann darum gehen wird, im Haus die nötigen Beschlüsse zu fassen, einerseits mit einer neuen Geschäftseinteilung im Magistrat, andererseits im Rahmen der Beschlussfassung für das Budget 2004. Der 1. Jänner 2004 ist der Zeitpunkt des Beginns der operativen Umsetzung in den neuen Strukturen. 

Was ich Ihnen hier zusammengefasst und sehr gerafft präsentiert habe, ist das Ergebnis intensiver Beratungen und Vorbereitungsarbeiten, die von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Hauses in hervorragender Art und Weise geleistet wurden. Dafür möchte ich mich sehr, sehr herzlich bedanken! Bedanken möchte ich mich auch jetzt schon bei denjenigen von Ihnen, die bereit sind, an dieser Strukturreform inhaltlich, sachlich und mit Engagement mitzuarbeiten, weil ich glaube, dass das für Wien gut ist. Bedanken möchte ich mich auch bei den Damen und Herren von der Personalvertretung, die in diesem Prozess natürlich mit eingebunden sind. Es betrifft immerhin eine Größenordnung von ungefähr 1 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die von dieser Strukturreform in der einen oder anderen Form betroffen sein werden und die schon bisher qualitativ sehr hochwertig und engagiert mitgeholfen haben, die ersten Schritte zu setzen. Ich bin überzeugt davon, dass es gerade unter dem Gesichtspunkt, dass es hier nicht um Einsparungen und Jobabbau geht, sondern ganz im Gegenteil um Qualitätssicherung, um die Förderung des Systems und um die politische Zielsetzung der sozialen Sicherheit in Wien, auch im Gesamtrahmen der Umsetzung so weitergehen wird.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und bitte Sie, mitzuhelfen, dass wir den nächsten großen Schritt im Sinne eines sozialen Wiens setzen können. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke Frau VBgmin Grete Laska für den Bericht.

Die Geschäftsordnung bestimmt, dass in der nun folgenden Besprechung kein Redner öfter als zweimal und länger als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. Ausgenommen von dieser Beschränkung sind der Bürgermeister und die zuständigen amtsführenden Stadträte; deren Redezeit ist pro Wortmeldung mit 20 Minuten beschränkt.

Zur Besprechung der Mitteilung erteile ich Frau GRin Jerusalem das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Berichterstattung der Frau Stadträtin hat nichts Neues erbracht. Das war das, was wir nach Rust auch in der Zeitung lesen konnten. (VBgmin Grete Laska: Ja, aber da waren Sie nicht dabei, in Rust!) Da waren wir nicht dabei. (VBgmin Grete Laska: Eben!) Deswegen sind wir ja jetzt besonders dankbar dafür, dass die Worte auch in den Gemeinderat eingezogen sind, und wollen nun auch gerne mit Ihnen darüber diskutieren.

Sie haben einiges gesagt, was ich bemerkenswert finde. Eines ging in Richtung ÖVP und FPÖ, nämlich: Sie wollen nicht damit protzen, was alles man einspart durch diese Strukturreform! Das glaube ich Ihnen gerne. Sie sind nämlich die Sozialdemokratische Partei - Sie vergessen manchmal kurzfristig darauf -, Sie können sich wohl kaum in der Öffentlichkeit hinstellen und sagen: Wir machen jetzt in Wien ein getarntes Sparpaket, und damit wollen wir öffentlich protzen! - Da würden Sie bei Ihrer Klientel nicht sehr gut ankommen. Das heißt, das können Sie tatsächlich nicht gut tun. Sie müssen das Sparpaket daher tarnen.

Sie werden aber genau dasselbe tun. Sie werden nämlich Personal einsparen, und zwar nicht durch Entlassung von Menschen, sondern dadurch, dass Menschen in Pension gehen und die Posten nicht mehr nachbesetzt werden, so wie das auch jetzt schon der Fall ist. (VBgmin Grete Laska: Wo, bitte? Wo?) Wo, bitte? - Sowohl bei der MA 12 als auch bei der MA 11. Sie sperren eine Hauptbücherei auf, ohne das notwendige Personal zur Verfügung zu stellen. (VBgmin Grete Laska: Stimmt überhaupt nicht!) So ist es überall, in ganz Wien. Wir haben eine Schuldnerberatung, der das Personal fehlt. Es fehlt einfach überall, überall fehlt das Personal! (VBgmin Grete Laska: Wer ist dort in Pension gegangen und wurde nicht nachbesetzt? Erzählen Sie nicht Geschichten, sondern Realitäten!)
Das ist die andere Variante - nicht nachzubesetzen, das ist die eine Sparmaßnahme; die andere Sparmaßnahme heißt, neue Dinge aufzusperren und das Personal erst gar nicht zur Verfügung zu stellen. Fragen Sie doch, bitte, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadt Wien! Oder fragen Sie für den Fall, dass er sich heute hier hereintraut - aber ich glaube, er ist zum Wort gemeldet -, den Herrn GR Hundstorfer. Da bin ich ja gespannt, wie er diese Reform, die nun ansteht, den Gemeindebediensteten "verklickern" wird. (Zwischenruf des GR Rudolf Hundstorfer.)
Die GRÜNEN werden jedenfalls der Reform - der Ausgliederung, die ein getarntes Sparpaket ist - keine Zustimmung geben, mit Sicherheit keine Zustimmung geben! Darauf möchte ich jetzt in der Folge ein bisschen näher eingehen.

Ich möchte Sie an die Ausgliederung des KAV erinnern. Dort sieht man ja sehr schön, was passiert ist. Es hat geheißen, es muss gespart werden - minus 9 Prozent in allen Häusern -, und die Konsequenzen tragen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter: Burnout-Syndrom, Überstunden, Mehrstunden, alles das ist dort der Fall.

Ich möchte Ihnen gerne eines mit auf den Weg geben. New Public Management, wie Sie es verstehen und wie Sie es jetzt umsetzen, ist nicht machbar, ohne dass man beim Personal spart. Ich möchte Sie daran erinnern, beim Fonds ... (VBgmin Grete Laska: Sie haben es nicht verstanden!) Ich befürchte, Sie haben es nicht verstanden. Aber ich kenne jemanden, der es jedenfalls verstanden hat, nämlich die Gemeindebediensteten. Möglicherweise reden Sie noch mit ihnen, und sie werden es Ihnen schon erklären.

Die Aufgabe des Fonds Soziales Wien lautet: keine Kündigungen, kein Qualitätsverlust, es sollen Millionen eingespart werden, und das System soll ausgebaut werden. Das alles sind die neuen Aufgaben des Fonds. Dazu möchte ich Ihnen erstens sagen, es ist die Quadratur des Kreises, die hier versucht wird. Zum Zweiten wäre es genau die Aufgabe der Politiker und Politikerinnen dieser Stadt, das zu machen. Es ist die Aufgabe der Politik und nicht die Aufgabe irgendeines Fonds, das umzusetzen. (VBgmin Grete Laska: Ihre positive Zugangsweise ist immer sehr "erfreulich", ich darf Ihnen das so sagen! Es motiviert richtig, Ihnen zuzuhören!)
Frau Stadträtin! Es ist möglich, dass es Ihnen noch nicht aufgefallen ist, aber ich stehe nicht hier und bin auch nicht dafür gewählt, um Sie zu erfreuen. (Beifall bei den GRÜNEN. - VBgmin Grete Laska: Ihre Wähler, nicht mich!) Es wäre ja haargenau umgekehrt: Sie sollten eine Politik machen, die die Wienerinnen und Wiener erfreut. (VBgmin Grete Laska: Das ist richtig!) Die werden aber kaum in den Genuss dieser großen Freude kommen. (Beifall bei den GRÜNEN. - VBgmin Grete Laska: Die haben uns bei der Wahl auch die Bestätigung gegeben!)
Denn wenn man sich's genauer anschaut - und das möchte ich jetzt gerne tun -, dann wird man draufkommen, dass nicht nur die Mitarbeiterinnen geschädigt werden, sondern in der Folge ganz systematisch auch die Wienerinnen und Wiener, weil nämlich bei der Qualität Einbußen erfolgen werden, da sie erfolgen müssen. Es ist dies zwangsläufig so. (GRin Barbara Novak: Da verfügen Sie über hellseherische Fähigkeiten!)
Liebe Frau Gemeinderätin, das ist nett. Ich hätte gerne hellseherische Fähigkeiten, aber ich habe keine. (GRin Barbara Novak: Aber so sieht es aus! - Ruf bei der SPÖ: Kassandra!) Ich kann nur schauen, wo es schon eine Ausgliederung gegeben hat - zum Beispiel beim KAV -, und was für Folgen das dort gehabt hat. Ich sage es Ihnen noch einmal: Alle Nachteile tragen nur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, mit Mehrstunden, mit Überstunden, mit Burnout-Syndrom, viele flüchten in die Teilzeitarbeit. Es ist eine Katastrophe! Es wird gespart, in jedem Haus um 9 Prozent, die Lage ist schlimm, und diese MitarbeiterInnen sagen Ihnen das auch dauernd.

Aber es ist nicht so, dass in der Folge die Frau StRin Laska oder die Frau StRin Pittermann die Konsequenzen tragen werden, wenn sie Patientinnen - und Patienten - sind. Oder glauben Sie tatsächlich, dass dann die Stadträtinnen vier Monate lang auf eine neue Hüfte warten werden? Oder dass die Stadträtinnen ein halbes Jahr auf eine Operation gegen grauen Star warten werden? Oder dass die Stadträtinnen in Gangbetten untergebracht werden? Alles das wird nicht geschehen, sondern es sind die Wienerinnen und Wiener, die ganz normalen Bürger, die die Folgen von New Public Management und den Einsparungen tragen werden.

Sollte sich Herr GR Hundstorfer dazu aufraffen, hier einmal Klartext sprechen, dann müsste er ja auch sagen, dass er als Chef dieser Gewerkschaft immer wieder - lesen Sie bitte seine Homepage - darauf hinweist: keine Privatisierungen, keine Auslagerungen, weil die Auslagerungen immer Hand in Hand gehen damit, dass die Rechte der MitarbeiterInnen beschnitten werden, das Besoldungsrecht, das Dienstrecht, das Arbeitsrecht und das Pensionsrecht! Sie können diese Reformen nur mit rechtlosen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern machen.

Schauen Sie sich den Fonds Soziales Wien an - wieso der das Wort "sozial" im Namen hat, habe ich noch nicht herausgefunden! -, dieser Fonds Soziales Wien hat meines Wissen, oder hatte bis vor ganz kurzem, nicht einmal eine Betriebsvereinbarung, die er herzeigen kann und die sozial genannt werden kann. Nicht einmal das hat dieser Fonds.

Daher behaupte ich, die Strukturmaßnahmen, die Sie hier treffen, bedeuten eine Verschlechterung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie eine Verschlechterung für die Klienten, also für die Wienerinnen und Wiener.

Man kann aber natürlich - und sollte das auch tun - anschauen, was das eigentlich für die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte heißt, wenn quasi nicht mehr der Gemeinderat beschließt, informiert wird und Mitbestimmungsrechte hat, sondern alles in einen Fonds ausgelagert wird, in dessen Statuten die Rechte der Gemeinderätinnen und Gemeinderäte in überhaupt keiner Weise vorkommen. Da wird ausgelagert, um dem Gemeinderat Rechte wegzunehmen: eine Verlagerung weg vom Gemeinderat, hin zur SPÖ, weil nämlich dort im Präsidium und im Kuratorium die SPÖ sitzt, die dann bestimmt! (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Die Logik ist sagenhaft!) 

Wollen Sie mitreden? Wollen Sie es berichtigen? (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Weltverschwörungstheorie ist das!) "Weltverschwörungstheorie" - na gut, dann sind wir also wieder dort. (GRin Mag Sonja Wehsely: ... Paranoia! - Zwischenruf der GRin Josefa Tomsik.) "Paranoia", ja, natürlich!

Das heißt, Sie behaupten, für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird das ein großer Vorteil sein, und für die Wienerinnen und Wiener detto. Das werden wir uns anschauen! Beim KAV war es jedenfalls nicht der Fall, sondern genau das Gegenteil war der Fall.

Meiner Meinung nach spielt auch die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten, und zwar die Fraktion der Sozialdemokraten, diesbezüglich eine mehr als traurige Rolle. Denn was auf der Homepage steht, was den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gegenüber quasi immer vertreten wird und womit diese bei der Wahl geködert werden, zuletzt im Jahr 2002, ist haargenau das Gegenteil von dem, was die SPÖ hier im Gemeinderat macht.

Herr GR Hundstorfer muss mittlerweile überhaupt an den zwei Seelen in seiner Brust zugrunde gehen. Es steht zum Beispiel auf seiner Homepage geschrieben: "Gewisse politische Kreise stellen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit kommunaler Einrichtungen in Frage." Diese "gewissen politischen Kreise" sind aber nicht - da kann man sich noch so lange darauf ausreden - die Regierungsparteien ÖVP und FPÖ, die "gewissen politischen Kreise", die das in Frage stellen: das ist die SPÖ! Das ist also, in einer Person zusammengefasst, der Herr GR Hundstorfer, der eben auch Chef der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Frau Stadträtin hat auch - und das möchte ich noch einmal hervorheben - darauf hingewiesen, wie toll die Sozialhilfe in Wien ist. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sicher! Schauen Sie es sich an!) Eine Anmerkung am Rande: Der Letzte, der Ihnen gesagt hat, dass das überhaupt nicht toll ist, weil ein menschenwürdiges Leben bei diesen Richtsätzen nicht möglich ist, war Herr Volksanwalt Dr Peter Kostelka. Den Herrn kennen Sie ja: auch von der Sozialdemokratie! Er war der Letzte, der Sie daran erinnert hat, dass man mit diesen Mitteln nicht über die Runden kommen kann.

Ich kann mich an unsere kleine Einkaufstour erinnern, als wir anstelle von Sozialhilfeempfängern eingekauft haben und mit so einem Tagsatz auskommen mussten. Da haben wir erlebt und erfahren, wie wenig man in so ein Einkaufswagerl hineinpacken kann, wenn man mit diesem Geld tatsächlich auskommen will. Ich möchte Sie aber auch daran erinnern, dass Sie die Gruppen der Migrantinnen und Migranten überhaupt aus der Sozialhilfe ausschließen und dass diese Gruppe tatsächlich zu den ärmsten Menschen in Wien gehört.

Eine letzte Erinnerung möchte ich Ihnen auch noch mit auf den Weg geben. Es wurde in den letzten Jahren die MA 12 reformiert. Mit viel Bauchweh, auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, wurde bei der MA 12 eine Reform durchgezogen, die meiner Meinung nach in weiten Teilen eine positive und gute Reform war. Wir müssen jetzt diese Reform dennoch als teilweise gescheitert definieren, und zwar deswegen, weil das notwendige Personal für die Umsetzung dieser Reform nicht da ist. Ich möchte Sie daran erinnern, dass - ich glaube, es waren 38 - zusätzliche Dienstposten beantragt waren. Ich glaube, es waren dann 15, die zugesichert wurden, und auch die sind noch nicht da.

Das heißt, es hat sich herausgestellt, dass eine Reform, wie sie vorgesehen war und wie sie gut wäre, unter dem Vorzeichen von New Public Management nicht möglich war. Jetzt wirft man die ganze Reform sozusagen wieder weg und macht eine neue Reform, um neuerdings einzusparen. Es wird sich in den nächsten Monaten und Jahren herausstellen, dass das eine Einsparungsmaßnahme und nichts anderes war, dass das das Wiener Sparpaket war, und dann werden Sie vor den Trümmern dieser Reform stehen.

Ein Allerletztes: Bei allem, was nunmehr der Fonds machen soll, wäre es eigentlich in der Verantwortung der Politik, das zu machen. Herrn Peter Hacker faktisch zu einem Stadtrat aufzublasen, ohne dass er allerdings diese Funktion tatsächlich erhält - das heißt, sozusagen auch die Funktion der Stadträtin auszulagern, sich zurückzulehnen und zu sagen: die Politik mache jetzt nicht mehr ich, sondern die macht der Fonds -, das halten wir für den falschen Weg. Genau die Politik wäre zuständig dafür, zu sagen: Welche Aufgaben müssen in der Sozialpolitik erfüllt werden? Wie schauen die sozialen Standards aus, die zu erfüllen sind? Wie geht die Umsetzung vor sich? - Das ist nicht die Aufgabe des Fonds Soziales Wien. 

Abschließend noch einmal: Die GRÜNEN werden dieser Strukturreform keine Zustimmung erteilen, und die GRÜNEN halten das eindeutig für eine getarnte Sparmaßnahme. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Hahn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Zunächst einige Bemerkungen zu dem - jedenfalls aus unserer Sicht - inflationären Gebrauch der Mitteilung durch amtsführende Stadträte in den letzten Sitzungen: Zugegeben, es ist eine durch die Geschäftsführung ermöglichte Form des halbwegs intelligenten Filibusterns für die Regierungsfraktion - wir haben das in der Schule seinerzeit STUVAG genannt, Stundenverkürzungs-AG. Von Stundenverkürzung kann hier zwar keine Rede sein, die Methode ist allerdings eine ähnliche. Durch das Ansprechen eines scheinbar aktuellen Themas wird von wirklich brennenden Fragen abgelenkt und so Zeit gewonnen.

Ich kann mir nämlich nicht vorstellen, dass das, was die Frau Vizebürgermeisterin heute ausgeführt hat, wirklich schon sozusagen der vollendete Diskussionsstand innerhalb der Regierungsfraktion ist. Hier habe ich eine Presseaussendung des Kollegen Hundstorfer vom 25. Februar vor mir, worin er in seiner Eigenschaft als Personalvertreter die Mitwirkung der Personalvertretung bei dieser Reform einmahnt. In Kenntnis der Mühlen dieses Hauses kann ich mir nicht vorstellen, dass von der Einmahnung bis zum heutigen Tag, innerhalb eines Monats, die Dinge geklärt sind, sodass die Regierungsfraktion hier schon mit einheitlicher Zunge sprechen kann.

Insofern bleiben wir daher bei unserer Meinung, dass der Zeitpunkt zufällig, aber nicht willkürlich gewählt ist. Den Ausführungen der Frau Vizebürgermeisterin konnte man ja entnehmen, dass es der zaghafte Versuch war, auf die niederösterreichischen Landtagswahlen noch einen mehr als geringfügigen Einfluss zu nehmen. Der Sonntag wird zeigen, dass das nicht funktioniert hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Wie gesagt, das ist mein Appell an die SPÖ, an die Regierungsfraktion: Es wäre wünschenswert, wenn Sie die Mitteilung wieder für das einsetzen, wofür sie ursprünglich eigentlich gedacht war und viele Jahre auch entsprechend angewandt wurde, nämlich als eine Ad-hoc-Möglichkeit, zu wirklich topaktuellen Themen seitens des zuständigen Regierungsmitgliedes den Gemeinderat zu informieren. 

Aber nun zur Sache selbst: zur Zusammenlegung. - Ich sage einmal, die kann durchaus als etwas Sinnvolles betrachtet werden; es ist nicht wirklich abwegig, was hier angedacht wird. Allerdings gibt es einige Fallstricke, auf die es hinzuweisen gilt. Der erste Fallstrick ist die Vielfalt, die künftig in dieser Geschäftsgruppe angesiedelt sein wird. Der zweite Punkt - darauf werde ich noch näher eingehen - ist die politische und managementmäßige Kompetenz durch die Leiterin der künftigen erweiterten Geschäftsgruppe. Schlussendlich ist es - jedenfalls wenn das Konzept einigermaßen so umgesetzt wird, wie es jetzt angedacht ist - die nicht gegebene politische Kontrolle durch die Opposition dieses Hauses.

Meine Damen und Herren! Zur Vielfalt: Ansatz für die Überlegungen, hier eine Zusammenführung herbeizuführen, war ja die schon wiederholt zitierte Andersen-Studie, die es als Aufgabenstellung hatte, zu analysieren, wie die Betreuung älterer Menschen durch die Stadt erfolgt. Die Agenden der MA 12 - und das ist heute auch in den Ausführungen der Frau Vizebürgermeisterin angeklungen - gehen weit über diesen Bereich hinaus. Ich darf hier auszugsweise aus der Aufgabenstellung zitieren: Die MA 12 ist unter anderem zuständig für die wirtschaftliche Sozialhilfe, für Familien mit Kindern unter 18 Jahren, Sozialarbeit mit Erwachsenen, Führung des Wiener Bahnhofsozialdienstes, Vertretung des Landes Wien in Sozialhilfekostenangelegenheiten vor Gericht, Handhabung des Behindertengesetzes, Handhabung des Opferfürsorgegesetzes, Ausstellung von Nachweisen für die Familien- und Einkommensverhältnissen zur Erlangung von Begünstigungen, Grundverwaltung und Erhaltung der Stiftungshäuser et cetera.

Mit einem Wort: Hier gibt es eine ganze Menge von Aufgabenstellungen, die auch bei wohlwollendster Betrachtung nicht gerade den Eindruck von Homogenität mit der bestehenden Geschäftsgruppe Gesundheit nahe legen. 

Damit kommen wir zu zwei gravierenden Punkten, nämlich erstens zu der Frage, ob die amtierende Stadträtin für das Gesundheitswesen den politischen und managementmäßigen Herausforderungen dieser neuen, gewachsenen, umfangreicheren Geschäftsgruppe gewachsen wäre. Ich würde sagen, die Erfahrung zeigt uns, dass diese Frage mit einem schlichten und einfachen "Nein" zu beantworten ist. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich darf im Hinblick auf die geplante Integration – es geht ja mehr um eine Integration und weniger um eine Zusammenführung - der MA 12 in die bestehende Geschäftsgruppe Gesundheit vielleicht in Erinnerung rufen, dass, ausgenommen die Mitarbeiter der Seniorenwohnheime, allein die MA 12 etwa 500 Mitarbeiter umfasst und dass der Umsatz der MA 12 - wenn ich das so nennen darf -, also das Budget rund 400 Millionen EUR beträgt. Nimmt man noch die Seniorenwohnheime dazu, dann kommen noch einmal "schlanke" 50 Millionen EUR dazu. Das heißt, wir reden hier von gut und gerne 450 Millionen EUR, und das ist für österreichische Verhältnisse an der Kippe vom Mittel- zum Großbetrieb. Die Integration derartiger Strukturen verlangt extremes fachliches Know-how, und wir wissen, dass über drei Viertel der Mergers und Acquisitions in Österreich scheitern, weil die Integration von integrierten Firmen in bestehende Firmen nicht funktioniert. 

Aber man versucht sich ja hier mit Auslagerungen zu helfen. Das ist geradezu ein Zauberwort, wobei ich den Eindruck habe, dass hier Auslagerung mit Weglagerung gleichgesetzt wird. Dennoch verbleibt, wie man teilweise auch den heutigen Ausführungen entnehmen konnte, ein ganz erheblicher Bereich an Zuständigkeiten direkt bei Frau StRin Pittermann. Ich darf das im Folgenden zusammenfassen: Es ist davon die Rede, dass die politischen Vorgaben, die Strategie, die Finanzierung und Planung und das Controlling sowie die Festlegung der Standards noch in der hoheitlichen Zuständigkeit der Geschäftsgruppe verbleiben sollen. 

Wenn ich daran denke, dass selbst bei der jetzt wesentlich homogeneren Geschäftsgruppe diese Aufgaben nicht erfüllt werden und die Stadträtin in den letzten Jahren bei wesentlich einfacheren Dingen kläglich gescheitert ist, dann kann ich nur sagen: Gute Nacht, Wien! - Ich glaube auch nicht, dass eine derartige Maßnahme, wie sie jetzt angedacht ist, erfolgreich dazu dienen kann, einen politischen Sozialfall wieder einzugliedern. 

Ein zweiter Punkt, der bei dieser angedachten Zusammenführung zu diskutieren sein wird und für den es, jedenfalls aus unserer Sicht, noch keine befriedigende Lösung gibt, ist die Frage der politischen Kontrolle. Es ist schon angeklungen, dass wesentliche Bereiche ausgegliedert werden sollen. Ich habe, wie ich schon gesagt habe, den Eindruck, dass man unter "Auslagern" hier eher das "Weglagern" versteht, nämlich das Weglagern von der politisch legitimierten Kontrolle des Hauses. Es sollen bestimmte Bereiche in die Wiener Holding eingegliedert werden. Ich darf in diesem Zusammenhang daran erinnern, dass es seit 1997 keinen Geschäftsbericht der Wiener Holding gibt. Das ist, so würde ich sagen, das Mindeste dessen, was man als Transparenz bezeichnen kann; ich rede hier gar nicht von einer entsprechenden Kontrolle durch politische Organe.

Ein anderer, nicht unwesentlicher Teil soll in den Fonds "Soziales Wien" integriert werden. Zu den Organen des Fonds gehören das Kuratorium, wobei seinerzeit Wert darauf gelegt wurde, dass keine Politiker darin vertreten sind, und das Präsidium, das das wirklich mächtige Organ ist. Diesem Präsidium sind ein Jahresarbeitsplan, der Budgetvoranschlag, die Rechenschaftsberichte sowie alle möglichen weiteren Berichte, abgeschlossene Dienstverträge et cetera vorzulegen, und sie sind von diesem Präsidium zu genehmigen. Es gibt keine Berichtspflicht gegenüber parlamentarischen Gremien. Es gibt jedoch die Pflicht, alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht zu veröffentlichen. Das mag vielleicht in der Frage der sehr eingeschränkten Zuständigkeit in Drogenangelegenheiten gereicht haben – zumal wenn man bedenkt, dass es begleitend dazu die Drogenkommission gibt, wo viele Fragen permanent releviert werden können -, aber bei den angedachten Aufgaben des Fonds - nunmehr "neu" – ist diese Struktur mit diesen Kontrollmöglichkeiten nicht mehr ausreichend.

Meine Damen und Herren von der Regierung! Wir stehen aber nicht an, konstruktive Vorschläge zu machen, und es ist ja angeklungen, dass wir diese Frage heute nicht zum letzten Mal diskutieren werden; ich hoffe es jedenfalls. Ich möchte schon jetzt zwei Vorschläge in die Debatte einbringen:

Der erste Vorschlag zielt in die Richtung, dass, wenn es in der Tat zu entsprechenden Auslagerungen in den Bereich der Wiener Holding beziehungsweise in den Bereich des Fonds "Soziales Wien" kommt, von Seiten der Regierung entsprechende Vorkehrungen getroffen werden, damit auch die echte politische Kontrolle durch dieses Haus, durch diese Opposition sichergestellt werden kann. Es bietet sich dazu ein Instrument an, das wir schon von den Stadtwerken her kennen, nämlich in Form des Unterausschusses für die Stadtwerke. Im gegenständlichen Fall böte sich die Einrichtung eines entsprechenden Unterausschusses für die Belange der ausgegliederten Aktivitäten im Bereich der sozialen Dienste an.

Ich darf daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der in diese Richtung geht. Wir ersuchen um eine sofortige Abstimmung dieses Antrags, der sich an den Herrn Bürgermeister richtet und der gegebenenfalls die Einrichtung eines entsprechenden Unterausschusses zum Inhalt hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Zum Zweiten, meine Damen und Herren - und diesbezüglich ist ja noch Zeit genug -, ist unsere Fraktion der Meinung, dass diese Zusammenführung nur dann einigermaßen Aussicht auf Erfolg haben kann, wenn es auch zu einem Wechsel im zuständigen Ressort kommt. Sie haben dazu noch bis zum 1. Jänner des kommenden Jahres Zeit, aber bitte rufen Sie sich ins Gedächtnis, dass die geplante Neustrukturierung zur Folge hat, dass die Geschäftsgruppe Gesundheit dann über rund ein Drittel des Wiener Stadtbudgets verfügen wird. Es geht nicht nur darum, dieses Budget zu verwalten, sondern es geht auch darum, zu gestalten. Schon jetzt aber ist jeglicher politischer Gestaltungswille nicht erkennbar, beziehungsweise das, was von Seiten der Gesundheitsstadträtin an Vorschlägen gekommen ist, hat regelmäßig dazu geführt, dass sie vom Bürgermeister korrigiert werden musste. 

Daher ist es, so glaube ich, unabdingbar, begleitend zu dieser Maßnahme der Konzentration auf Aufgabenstellungen auch Neubesetzungen vorzunehmen. Das ist keine Schande. Auch wenn es bei Firmen zu Umstrukturierungen kommt, muss man diesbezüglich gelegentlich personelle Konsequenzen ziehen. 

Zieht man sie nicht, meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion, dann würde ich durchaus meinen, dass damit der imaginäre Tatbestand der vorsätzlichen politischen Krida gegeben wäre. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zur Geschäftsordnung hat sich Herr GR Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und rufe in Erinnerung, dass ich die Redezeit auf fünf Minuten begrenzen darf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) (zur Geschäftsbehandlung): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Was sich hier heute abspielt, ist einfach ein Bruch parlamentarischer Gewohnheiten: Wir haben hier eine Debatte über eine Mitteilung zu führen, und es ist keine der zuständigen amtsführenden Stadträtinnen da. 

Ich verlange daher eine Sitzungsunterbrechung und die Einberufung einer Präsidiale. So geht man mit diesem Haus nicht um! Diese Vorgangsweise widerspiegelt offensichtlich die Bedeutung, die man diesem Thema beimisst. Wir glauben, dass wir uns mit diesem Thema auseinander setzen können sollten. Dieses Verhalten ist eine Brüskierung dieses Hauses, und das lassen wir uns nicht gefallen! (Beifall bei der ÖVP, der FPÖ und den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es liegt eine weitere Wortmeldung zur Geschäftsordnung vor, uns zwar von Herrn GR Mag Kabas. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen) (zur Geschäftsbehandlung): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollege Dr Tschirf ist mir zuvorgekommen. Ich wollte denselben Antrag stellen, weil auch meine Fraktion die Meinung vertritt, dass, wenn eine Mitteilung gemacht wird - was das gute Recht der Stadträtin ist, es ist in der Geschäftsordnung vorgesehen -, auch darüber debattiert werden soll. Wenn aber jemand sozusagen das Ei legt - und es handelt sich dabei um ein sehr weitreichendes "Ei" - und dann hinausgeht, dokumentiert er natürlich damit auch die Nichtachtung des Gremiums, dem er die Mitteilung gemacht hat. 

Das ist eigentlich ein einzigartiges Verhalten, und wir glauben, dass dieses der demokratischen Einrichtung des Gemeinderats nicht adäquat ist. Daher beantragen auch wir die Unterbrechung der Sitzung und die Abhaltung einer Präsidiale. (Beifall bei FPÖ und ÖVP sowie der GRin Mag Marie Ringler.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich habe ein Zeichen für eine Wortmeldung von Herrn GR Oxonitsch bekommen. (GR Christian Oxonitsch und weitere Gemeinderäte der SPÖ weisen auf GR Mag Christoph Chorherr.) - Es tut mir Leid, ich habe keine Meldung von ihm bekommen. (Widerspruch bei Gemeinderäten der GRÜNEN und der SPÖ.) - Das habe ich nicht verstanden. Entschuldigung, das habe ich nicht gehört.

Bitte, Herr Mag Chorherr, ich erteile Ihnen das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus) (zur Geschäftsbehandlung): Meine Damen und Herren! Es ist wenig Neues, was ich in diesem Zusammenhang beibringen kann. 

Wir haben in der Präsidiale darüber diskutiert, und es wurde vor allem von der Sozialdemokratie erklärt, es ginge dabei um ein besonders wichtiges Thema - dem schließen wir uns an -, um eine große Verlagerung von Kompetenzen von einer Stadträtin zur anderen. Die andere, jene Stadträtin, die all diese Kompetenzen bekommt, war heute überhaupt noch nirgendwo zu sehen. (GR Dr Matthias Tschirf: Richtig! ... ausgewandert!) Das ist eine bodenlose Frechheit, was sich die SPÖ da leistet! (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)

Das soll man hier einmal sagen, auch im Hinblick darauf, wer aller jetzt anwesend ist. Man sollte einmal klingeln, damit die Abwesenden geschwind aus der Cafeteria zurückkommen. – Werte Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ! Ihr missbraucht auf eklatante Art dieses Haus! Das ist die Präpotenz der absoluten Mehrheit.

Zur Geschäftsordnung möchte ich sagen, dass ich das von ÖVP und FPÖ gestellte Verlangen begrüße. Es tut mir Leid, das auch von dieser Seite aus sagen zu müssen. Vielleicht kommt Herr GR Oxonitsch an das Rednerpult und entschuldigt sich für diese indiskutable Vorgangsweise. (Beifall bei den GRÜNEN und der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es gibt eine weitere Wortmeldung zur Geschäftsordnung. - Bitte, Herr Kollege Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats) (zur Geschäftsbehandlung): Einmal mehr versucht man, ein bisschen künstliche Aufregung in diese Hallen zu bringen. (GR Mag Christoph Chorherr: Geh! Das ist keine künstliche Aufregung! – GR Günther Barnet: Wenn die Frau Stadträtin etwas Besseres zu tun hat!)

Sie wissen ganz genau, dass diese Diskussion in den Vorraum übertragen wird. Das heißt, wenn es hier zu einem kurzen ... (GR Mag Christoph Chorherr: Dann gehen wir alle nach Hause, oder was?)

Nun ja, wir brauchen ja nur zu schauen, wie viele Gemeinderäte von Ihrer Seite dann bei der Debatte anwesend sein werden. Wir werden das heute sehr genau verfolgen! Wir können uns das ja immer sehr genau ansehen. (GR Mag Hilmar Kabas: Sie haben eine Mitteilung gemacht! Die anderen haben ja keine Mitteilung gemacht!)

Noch einmal: Wenn man kurz den Raum verlässt, dann ist das legitim - das kann auch einmal notwendig sein -, dann ist man draußen ... (GR Mag Christoph Chorherr: Wo ist die Frau Pittermann?)

Was diese Frage betrifft, so ist in der Präsidiale sehr klar darüber informiert worden, dass Frau StRin Pittermann bei dieser Sitzung nicht anwesend sein wird, vor allem auch deshalb, weil dieser Umstrukturierungsprozess unter Federführung der amtsf StRin Laska vonstatten geht. (StRin Karin Landauer: Die ist ja auch nicht da!) 

Daher ist es eine ganz klare Geschichte, dass die Mitteilung hier von Seiten der StRin Laska gemacht wird, weil sie diesen Umstrukturierungsprozess betreut, und dass mit dieser Mitteilung einem Wunsch oder einem Verlangen, das gerade von Ihrer Seite gekommen ist - schauen Sie sich Ihre eigenen Pressemitteilungen an: Sie wollten eine Mitteilung im Gemeinderat haben! -, Rechnung getragen wird. 

Angesichts dessen hier jetzt eine solche Aufregung zu produzieren, dieses Verhalten richtet sich, glaube ich, von selbst, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es liegen nun drei Wortmeldungen von drei Klubobleuten vor, die eine Sitzungsunterbrechung wünschen. (GR Dr Matthias Tschirf: Ja!) Es ist gute Sitte dieses Hauses, dass einem solchen Wunsch nachgekommen wird. 

Ich unterbreche daher die Sitzung und bitte die Präsidiale, zusammenzutreten.

(Die Sitzung wird um 12.14 Uhr unterbrochen und um 12.21 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Präsidiale ist zusammengetreten, und wir haben kurz beraten. Wir haben das Begehren der drei Klubobleute, die diese Situation kritisiert haben, miteinander besprochen und sind zu der Lösung gekommen, dass es richtig wäre, wenn die Stadträte – also in diesem Fall die Frau Stadträtin – zur Mitteilung anwesend wären, die sie ja auch selbst wünschte. Der Sinn dieser Mitteilung ist es ja auch, dass sich die anderen Fraktionen dazu äußern, und daher ist es sehr wichtig, dass die zuständigen Stadträte auch hören, was die anderen Fraktionen dazu zu sagen haben. 

Wir haben uns darauf geeinigt, dass die zuständigen Stadträte selbstverständlich kurzfristig den Raum verlassen können, dass sie aber für die Dauer der Mitteilung anwesend sein sollten. 

Wir setzen jetzt in der Behandlung der Tagesordnung fort. 

Als nächster Redner ist Herr GR Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich freue mich, dass Frau StRin Laska wieder im Saal ist, aber ich lade sie dennoch ein, ein bisschen aus dem Eckerl, in dem sie sitzt, hervorzukommen. (GRin Ursula Lettner: Das geht Sie aber wirklich einen Schmarren an, bitte!) Man soll ja nicht sagen können, sie sitzt im Schmollwinkerl, weil wir jetzt hier ihre Anwesenheit verlangt haben. (GR Kurt Wagner: ... kommen selbst zu spät und stänkern über andere!)

Die Frau Stadträtin hat in ihrer Lesung von 11.17 bis 11.37 Uhr eine Langfassung der "Rathauskorrespondenz" vom 21. Februar wiedergegeben. Es ist in dieser Mitteilung heute nichts substantiell Neues enthalten gewesen. Darum nehmen wir halt mit dem vorlieb, was wir hier haben.

Sie hat gesagt, es sei vorausschauend, was da geschieht. - Nun ja, "vorausschauend" ist natürlich ein sehr relativer Begriff. Ich habe hier beispielsweise eine "Rathauskorrespondenz" - deren Mitteilungen betrachte ich immer ganz gerne als die offiziellen Aussagen des Hauses - vom 21. Februar vor mir liegen, und zwar nicht vom 21. Februar 2003, auch nicht 2000, sondern aus dem Jahre 1995. Damals hat sich die Wiener Expertenpflegeheimkommission konstituiert, und der damals auch in der Öffentlichkeit sehr wortgewaltige und gehörte Professor Dr Leopold Rosenmayr, Vorstand des Instituts für Soziologie, hat schon damals nachdrücklich auf die demographische Entwicklung und die Konsequenzen, die sich daraus für die Kommunen ergeben werden, hingewiesen. Das ist also schon ein paar Jahre her. Sagen Sie daher bitte nicht, es sei vorausschauend, wenn Sie uns das heute erzählen!

Eine Bemerkung zur Methodik des Zusammenlegens von MA 12 und MA 47: Es kamen, wie es nicht anders sein konnte, natürlich auch die Synergieeffekte vor. Es ist ganz einfach: Dort, wo Synergieeffekt draufsteht, ist Einsparung drinnen. Deshalb tut man es ja, um dadurch zu einer Verminderung der Ausgaben zu kommen. 

Was die nicht gefährdeten Arbeitsplätze betrifft, so wird man im Bereich der Verwaltung ja sehen, ob das tatsächlich so zutrifft. Ich würde sogar meinen, dass man sich der Analyse von Frau Kollegin Jerusalem anschließen kann. 

Aber wir werden in einem anderen Bereich einen absoluten Mangel an Arbeitskräften haben, und daher ist es gar nicht so schwer, davon zu reden, dass man in diesem Bereich Arbeitsplätze schaffen wird. Es wird im Bereich der Pflege, der Betreuung von älteren und von alten Menschen einen gewaltigen Bedarf an Arbeitskräften geben, und wenn es hier nicht zu einem grundlegenden Verständniswandel kommt, werden wir große Schwierigkeiten haben, diese Arbeitskräfte auch im notwendigen Umfang zur Verfügung zu stellen. Es werden dann die Kräfte des Marktes über die Qualität und die Intensität der Betreuung entscheiden, wenn Sie hier nicht Vorsorge treffen, und ich bin davon überzeugt, dass es eine Aufgabe der öffentlichen Hand ist, in diesem Bereich leitend tätig zu sein. Hier müssen Sie Vorsorge treffen, hier haben Sie nicht Vorsorge getroffen.

Es wundert mich ein wenig, dass wir hier eine Mitteilung einer bald nicht mehr zuständigen Stadträtin vernehmen müssen, die - es kommt mir fast so vor - die künftig zuständige Stadträtin ex cathedra ein wenig schulmeistert, wie es denn geht. Es ist besonders pikant, dass diejenige, die zukünftig für das Ergebnis der Restrukturierung keine politische Verantwortung zu tragen haben wird, genau diese Restrukturierung leitet, für die dann zukünftig jemand anderer politisch verantwortlich sein soll. Das können Sie sich in der Fraktion ausmachen, das ist Ihre Angelegenheit. Ich meine nur, dass das Ganze in der Art und Weise, wie Sie es uns präsentieren, alles andere als den Ruf genießen darf, ein Beitrag zur Demokratie zu sein.

25. Februar 2003, Stadtsenatssitzung: Im Stadtsenat wird urgiert, dass wir über die näheren Details dieser Umstrukturierung informiert werden. Diesen Wunsch hat die Frau Stadträtin dahin gehend beschieden, dass es, wenn es auf dem Weg dorthin notwendig erscheine, noch andere Formen der Diskussion geben werde; dann werde man das tun. 

In diesem Satz klingt ein bisschen die Haltung durch: Was Demokratie ist, bestimmen wir!, und: Wo diskutiert wird, bestimmen wir! - Wenn sich eine Diskussion darauf reduziert, hier eine Mitteilung zu machen und dann den Saal zu verlassen, dann sagt das mehr aus als das, was manch einer Ihrer politischen Vorgänger in noch viel drastischere Worte gefasst hat. - Ich erspare Ihnen das. Wir können das vielleicht einmal bei einer anderen Gelegenheit diskutieren. 

Die Frau Vizebürgermeisterin hat natürlich, wie das so üblich ist und zu ihrem Geschäft, möchte ich fast sagen, gehört, den Bund kritisiert. Frau StRin Landauer hat in dieser Stadtsenatssitzung an Frau VBgmin Laska die Frage gestellt, wann es zur Anpassung des Sozialhilfegesetzes kommen wird, weil das ja immer mit dem Jahreswechsel erfolgt. Frau StRin Laska sagte darauf: "Ich gehe davon aus, dass Sie die Richtsatzverordnung ansprechen." - Frau StRin Landauer: "Ja." - Laska: "Es ist richtig, nur: Die Anpassung der Richtsatzverordnung setzt jeweils voraus, dass es eine solche Anpassung auf Bundesebene gibt," - also der Bund ist schuld daran, dass das nicht passiert ist - "und daher kann Wien im Sinne der Subsidiarität im Moment nichts tun." – Dies sagte Frau Laska am 25. Februar 2003.

Nun ja, ich glaube, sie hat nicht gut aufgepasst, denn bereits am 3. Dezember 2002 gab es eine Verordnung des nunmehrigen Vizekanzlers Haupt in seiner Eigenschaft als Sozialminister über die Festsetzung des Anpassungsfaktors und der Anpassungsfaktormesszahl und der Richtwertmesszahl. – Am 3. Dezember 2002!

Am 17. Dezember 2002 wird das mit Verordnung, ebenfalls des Sozialministeriums und des Sozialministers, kundgemacht. Und schlussendlich am 18. Februar 2003 - also eine Woche vor jener Stadtsenatssitzung, bei der Frau StRin Laska sagte, der Bund hätte nichts getan, daher könne sie nichts tun - hat der Bund die notwendige Rechtsvorschrift öffentlich kundgemacht. Am 18. Februar 2003: Kundmachung über die Änderung der Kundmachung über die Aufwertung und Anpassung nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz.

Der Bund hat es also getan, die Stadt Wien hat es nicht getan. - Weil ich immer versuche, möglichst positiv zu denken, nehme ich einmal an, dass Frau StRin Laska es nicht gewusst hat, dass der Bund es gemacht hat. Aber das entschuldigt dennoch nicht die Form der Kritik. 

Ich meine daher, dass es notwendig ist, dass wir die Richtsätze in der Sozialhilfe aktualisieren, und ich stelle daher gemeinsam mit meinen Gemeinderatskollegen Präsident Johann Römer und Heinz-Christian Strache einen Beschlussantrag, in dem der Wiener Gemeinderat den Herrn Landeshauptmann auffordert, raschest aktualisierte Richtsätze in der Sozialhilfe zu verordnen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags gefordert. (Beifall bei der FPÖ.) 
Gehen wir noch einmal ein bisschen auf die Verwaltungsmodernisierung ein, die hier angekündigt wurde. Es gibt da ein ganz interessantes Buch - es gibt auch Leute, die das lesen -, nämlich "Der Weg zum Bürger – Vom Obrigkeitsstaat zum Dienstleistungskonzern", herausgegeben von der Stadt Wien. Darin findet sich eine Reihe sehr interessanter, sehr bemühter Artikel, beginnend mit einem vom Herrn Magistratsdirektor verfassten.

Ich habe mir hier einen Artikel des Herrn Bereichsdirektors Dr Nussgruber unter dem Titel "Der Wiener Weg" herausgesucht, in dem er sich mit den Voraussetzungen der Systemänderung in der Verwaltung, dem Strategieprojekt "Verwaltungsmodernisierung" und den Instrumenten des New Public Management auseinander setzt. Er schlussfolgert in diesem Artikel völlig richtig: 

"Die Kosten- und Leistungsrechnung bildet den Aufwand für die Erstellung der Produkte und gegebenenfalls den erzielten Ertrag ab und muss auf konsistenten und zeitgerecht vorhandenen Daten aufbauen."

Es geht hier also um Kostenrechnung, es geht um Leistungsrechnung, und es geht natürlich auch - bei den Elementen des New Public Management - um klassische Prinzipien der Privatwirtschaft, der Marktwirtschaft. Sie können das - und diesbezüglich sind diese Artikel allesamt sehr bemüht - noch so sehr mit Begriffen wie "Contract Management", "Benchmarking", "Best-Practice-Prinzip", und wie das alles heißt, verbrämen, der Wettbewerb läuft über Leistung, Qualität, Preis und Wirtschaftlichkeit ab. Er steht den Zielsetzungen der Auftragsverwaltung diametral gegenüber. So sind auch all diese Artikel, die hier publiziert worden sind, zwar sehr interessant zu lesen, aber schlussendlich ein verzweifeltes Im-Kreis-Herumschreiben, ein "Wasch mich, aber mach mich nicht nass!". 

Schlussendlich gibt es zwei Möglichkeiten: Entweder die Kommune investiert in diesen Bereich - das ist der Weg, von dem ich meine, dass er der richtige ist -, dann soll man das aber auch klar sagen und nicht hier vorgeben, dass man mit irgendwelchen privatwirtschaftlichen Strukturen, die Auftragsverwaltung machen, die man aber der demokratischen Kontrolle und Mitwirkung entzieht - das ist nicht demokratisch, das ist undemokratisch, so wie es jetzt angesetzt ist! -, gleichzeitig auch Zielsetzungen des freien Marktes erreichen will. Sie werden sich entscheiden müssen: Wollen wir den einen oder den anderen Weg gehen? Sie werden sich entscheiden müssen, ob letztendlich Qualität und Wettbewerb und Preisbewusstsein zum Tragen kommen oder ob es das ist, wofür die Kommune steht und auch stehen muss, nämlich auch in Zukunft die soziale Vorsorge dafür zu treffen, dass es in diesem Bereich zu den entsprechenden Sicherungsleistungen kommt. 

Daher eine Bemerkung zum Schluss: Es ist notwendig, dass auch Wien ein Heimaufenthaltsgesetz bekommt. Wien ist diesbezüglich säumig. Kärnten, die Steiermark, das Burgenland und Vorarlberg haben derartige Heimgesetze geschaffen. Ich meine daher, dass es ein ganz wesentliches Element im Zuge dieser Umstrukturierungsmaßnahmen sein muss, ein derartiges Heimaufenthaltsgesetz zu schaffen. Dies ressortiert allerdings in den Zuständigkeitsbereich der Frau StRin Pittermann, und daher meine ich, dass diese Verwaltungsreform mit ihrer Zuordnung zum Bereich der Frau StRin Laska falsch angesiedelt ist. 

Wir sind durchaus offen dafür, uns das Ergebnis dieses Verwaltungsmodernisierungs-Prozesses anzusehen - apodiktisch von vornherein dazu nein zu sagen, ist nicht unsere Position, keinesfalls! -; ich bin aber der Meinung, er ist bei Frau StRin Laska falsch aufgehoben, weil sie letztendlich auch für das Produkt, das dabei herauskommt, nicht die politische Verantwortung tragen wird müssen. Diese politische Verantwortung wird Frau StRin Pittermann tragen. Ich registriere mit Staunen ihr lautes Schweigen dazu. Ich habe das Gefühl, man hat ihr hier ein Glück angetan, von dem sie schon weiß, dass es ihr in weiterer Folge viel Ungemach bereiten wird.

Meine Damen und Herren! Ich hoffe, dass sich diese Form von Berichterstattung und Diskussionskultur, die Sie von Seiten der sozialdemokratischen Fraktion hier für angemessen erachten, nicht wiederholt. Wenn Ihre Stadträte Mitteilungen zu machen haben, dann wäre es, so meine ich, gut, wenn sie dann auch tatsächlich an der Debatte teilnehmen. Sie dürfen sich angesichts Ihres Verhaltens nicht darüber wundern, wenn wir Ihre Mitteilungen schon im Vorfeld mit entsprechendem Misstrauen quittieren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hundstorfer. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es hätte mich sehr gefreut, wenn von den Rednern der Opposition etwas Inhaltliches vorgebracht worden wäre (StRin Karin Landauer: Da hast du nicht aufgepasst!) und nicht Verfahrensvorschriften. Es hätte mich auch gefreut, wenn wir inhaltlich weiterdebattieren hätten können. 

Ich darf, bevor ich auf die Ausführungen von zwei Vorrednern eingehe, auf die Fakten zu sprechen kommen: Was tun wir da überhaupt? Warum tun wir das überhaupt?

Wir tun das, um unser System, die Finanzierung unseres Systems abzusichern, um Synergien zu nutzen und um uns auf die kommende Entwicklung vorzubereiten - und dieser Weitblick ist mir in allen Debattenbeiträgen der Opposition abgegangen -: Wien bekommt in den nächsten 20 Jahren um 200 000 Menschen, die über 60 sein werden, mehr, als wir heute haben. - Das sind die Voraussetzungen, die den Grund dafür bilden, dass wir das tun.

Frau VBgmin Laska hat bereits skizziert, was wir hier tun. Der Opposition gegenüber möchte ich in diesem Zusammenhang - weil sie meint, sie sei davon ausgeschlossen und sie sei da überhaupt nicht eingebunden – Folgendes hervorheben: Sie werden, wenn Sie ganz genau aufgepasst haben, von der Vizebürgermeisterin von keinem Konzept, das fix und fertig vorliegt und bereits auf Punkt und Beistrich ausgearbeitet ist, gehört haben. Sie werden keine Anträge zur Änderung der Geschäftsordnung gehört haben. Sie werden nicht gehört haben und Sie werden in der nächsten Landtagssitzung auch nicht lesen, dass es diesbezüglich irgendwelche Gesetzesänderungen gibt, sondern wir befinden uns in einem dynamischen Prozess. In diesem dynamischen Prozess geht es schlichtweg darum, dass die Stadt - getreu den Grundsätzen: absichern, Finanzierung sichern, Synergien nutzen, sich vorbereiten auf etwas, was auf uns zukommt - ihre Strukturen überprüft, dort, wo es sinnvoll ist, Dinge zu anderen Einheiten transferiert und bestehende Verwaltungseinheiten neu strukturiert. Es geht letztlich, wie ich bereits gesagt habe, auch darum, diese Dinge wirklich abzusichern.

Frau GRin Jerusalem hat die Homepage der Gewerkschaft, die ich leiten darf, hier zitiert und gemeint, dort stünden so viele Dinge über Privatisierung. – Ich lade Sie wirklich ein, Frau Kollegin, mir mitzuteilen, wo Sie in diesem Gesamtkonzept irgendwann das Wort "Privatisierung" gehört haben - oder es einmal hören werden. - Das ist der eine Punkt. 

Zweitens ersuche ich Sie auch, genau zu lesen, was wir in unserer Homepage über Ausgliederung geschrieben und auch damit gemeint haben. Es ist nämlich ein riesengroßer Unterschied, ob ich zu Privatfirmen beziehungsweise zu Strukturen, an denen Privatfirmen beteiligt sind, ausgliedere oder aber Aufgaben an Einheiten übertrage, die Gründungen der Stadt sind, sich seit ihrer Gründungsphase im hundertprozentigen Eigentum der Stadt befinden und dort auch in Zukunft bleiben werden. 

Weil ich hier natürlich auch gefragt wurde, wie denn das mit den Mitarbeitern so sei, darf ich versichern, dass ich diesbezüglich schon etliche Dienststellenversammlungen hinter mich gebracht habe, und im Zuge deren war, so darf ich Ihnen beziehungsweise dir mitteilen, die Stimmung eine gar nicht so schlechte. Die Stimmung ist teilweise eine kritische, was aber gut ist, weil natürlich gewisse Dinge hinterfragt werden sollen und hinterfragt werden müssen, da natürlich klar ist, dass die dort Beschäftigten wissen wollen, wie es weitergeht. Es wird derzeit keiner der im Saal Anwesenden in der Lage sein zu sagen, wie viele Gemeindebedienstete es wirklich sind, die wir dem Fonds zuweisen werden, weil wir uns eben jetzt am Beginn eines von Grundsätzen getragenen Entscheidungsprozesses befinden und weil wir, diese Grundsätze einhaltend, dieses Projekt jetzt entwickeln, sodass die exakte Zahl derer, die dann wirklich zum Fonds oder zu anderen Einheiten, die der Stadt gehören, kommen werden, heute – um es sehr nüchtern auszudrücken - nicht feststellbar ist. Es sind natürlich die Strukturen in groben Zügen feststellbar, nicht aber, ob dieses Projekt in dieser Form in all seinen Facetten so umgesetzt wird, immer getragen von dem Gedanken: absichern, Finanzierung sichern, Synergien sichern; und vor allem - das habe ich, glaube ich, noch nicht ausdrücklich erwähnt beziehungsweise ich möchte es noch einmal wiederholen - soll das Leistungsspektrum gewahrt bleiben und abgesichert werden, und es muss vor allem auch im Sinne einer sehr verantwortlichen Stadtpolitik auf die zusätzliche Klientel, die in diesem Bereich auf uns zukommt, vorbereitet werden. 

Das ist der Hintergrund all dieser Dinge, und ich darf Ihnen versichern: Es freut mich, wenn die diversen Fraktionen hier im Haus sich Sorgen um die Mitarbeiter der Stadt machen. Das ist immer etwas Positives, das ist gar keine Frage. Ich darf in diesem Fall aber festhalten: Die Sorgen sind unbegründet. – Punkt 1. 

Punkt 2: Es sind die Mitarbeiter bei dieser Projektentwicklung auch mit einbezogen. Es gibt in all diesen Bereichen gewählte Personalvertretungen, die aus zwei Fraktionen kommen, und diese sind in diesen Projektprozess auch mit einbezogen. 

Das sollte man, glaube ich, dem grünen Klub mitgeben, damit der Informationsfluss auch in Bezug auf diese Frage ein abgeschlossener ist. 

Es kommt im Zuge dieser Gesamtdebatte natürlich auch zu einer Diskussion über die Frage: Wie gehen wir im Bereich der städtischen Pflegeheime weiter vor, wie entwickeln wir uns in diesem Bereich weiter? Auch hier wissen wir ja, dass wir auf der einen Seite in den städtischen Pflegeheimen hochwertigste geriatrische Pflege anbieten. Ich darf Kollegem RUDOLPH, der ja noch anwesend ist, die Zusicherung mitgeben, dass er in absehbarer Zeit das Wiener Pflegeheimgesetz im Wiener Landtag beschließen wird. Das werden Sie, Kollege RUDOLPH, auch miterleben - außer Sie sind nur noch einen Monat lang hier, aber das nehme ich ja nicht an. Sie werden, glaube ich, die gesamte Legislaturperiode hier sein, und demzufolge werden Sie das Wiener Pflegeheimgesetz hier mitbeschließen. 

Es ist, wie gesagt, klar, dass wir in diesen Wiener Pflegeheimen hochwertigste Pflege anbieten. Dennoch ist das, was wir dort anbieten, andererseits auch weiterzuentwickeln, und zwar im Zusammenhang mit der Frage von Sonderkrankenanstalten. Wir haben natürlich auch - das ist ja einer der Vorteile dieser Stadt und einer der Gründe dafür, dass es in dieser Stadt eine so hohe soziale Zufriedenheit gibt - eine soziale Verpflichtung, wir haben natürlich in jenen Fällen, in denen soziale Indikationen vorliegen, die Verpflichtung zur Aufnahme in diese Pflegeheime, wobei nicht im Vordergrund steht, ob es sich um Pflegestufe 2 oder 5 oder 6 handelt, sondern wobei es schlichtweg darum geht, dass hier eine Person mit einer sozialen Indikation ein Bett benötigt. Diese Aufnahmeverpflichtung haben wir in den Pflegeheimen, und diesbezüglich ist natürlich die Frage berechtigt: Muss dies auch noch in den nächsten Jahrzehnten so sein, dass wir als Stadt das alles in diesem gemischten System weiterführen, so wie wir das in den letzten 30 oder 40 Jahren getan haben? 

Diese Frage ist berechtigt, und sie wird auch zu diskutieren sein – wobei diese Diskussion natürlich immer von dem Gedanken getragen ist, dass diese Personen mit sozialen Indikationen von der Stadt betreut werden müssen und von der Stadt immer ein Angebot haben werden. Wann immer sie es brauchen, wird es dieses Angebot geben. Trotzdem darf man aber über die Frage nachdenken: Führe ich die Betreuung dieser Personen im Rahmen von Sonderkrankenanstalten durch, oder führe ich diese Personengruppe im Rahmen von anderen Pflegeeinrichtungen, die es ja in dieser Stadt auch gibt? 

All jene von Ihnen, die sich ein bisschen mit dieser Szene beschäftigen, wissen, dass es gerade im Pflegeheimsektor in dieser Stadt eine nicht gerade kleine Anzahl von privaten Anbietern gibt. All diese privaten Anbieter haben, wie Sie ebenfalls wissen, nur eines gemeinsam - und das, Herr Ing RUDOLPH, passt irgendwie zum Wettbewerb -: Bevor sie zu dem Entschluss gelangen, sich solch ein Projekt überhaupt anzutun, erkennen sie als Erstes und Bestes von der Stadt die Adresse der MA 47, weil natürlich jeder dieser privaten Anbieter weiß, dass er ohne einen Vertrag mit der MA 47 schlichtweg brotlos ist; und wir wissen auch, dass das so ist. 

Fakt ist aber, dass sich hier viele dieser privaten Anbieter etwas von einem Kuchen abschneiden wollen, und in diesem Zusammenhang geht es auch darum, wie die Stadt damit umgeht und auch steuernd und lenkend eingreift. Und da werden wir uns als Stadt natürlich, so wie wir das in der Vergangenheit gemacht haben, auch in Zukunft positionieren.

Ich möchte zum Schluss kommen: Es liegt viel Arbeit vor uns. Ich darf die Opposition einladen, dabei mitzuwirken - all die Schritte, die in diesem Zusammenhang notwendig sind, sei es im Bereich der Geschäftseinteilung, sei es in unseren sonstigen Vorschriften, werden ja von diesem Haus zu beschließen sein. Weil mitunter gejammert wird beziehungsweise weil hier festgehalten wurde, die Opposition könne dann beim Fonds überhaupt nichts mehr tun und beim Fonds sei alles anonym und so weiter, darf ich Sie schon darauf aufmerksam machen, dass dieser Fonds ja nur mit dem, was wir ihm geben, zu etwas Lebendigem wird. Der Fonds hat ja keine eigene Geldmaschine, auch wenn er vielleicht gerne eine solche hätte - aber eine solche hätten wir alle ganz gerne, das ist ja nicht das Thema. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ihr gebt es dem Fonds, ohne dass wir mitreden dürfen!) Das Thema ist vielmehr, dass dieser Fonds Geldmittel braucht, und diese Geldmittel, deren er bedarf, beschließen wir - wir alle, die wir hier sitzen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber einige stimmen nicht mit!)

Diesbezüglich werden wir, so glaube ich, einen sehr intensiven Dialog führen, einerseits im zuständigen Gemeinderatsausschuss, andererseits aber auch hier. Ich glaube, dass sich in diesen Dialog alle Oppositionsparteien sehr intensiv einbringen werden, wenn sie ihre Aufgabe ernst nehmen - und ich unterstelle hier niemandem etwas anderes. 

Ich glaube aber sehr wohl, dass wir die Frage der politischen Mitgestaltung in diesem Hause auch selbst wahrnehmen müssen, denn wenn wir diesen Fonds am Leben erhalten wollen, dann müssen wir ihm Geldmittel zuführen, und da dieses Zuführen von Geldmitteln kein anonymer Prozess, sondern ein sehr offenkundiger Prozess und ein budgetwirksamer Prozess ist, erfolgt das in diesem Gremium hier und sonst nirgends. Wenn es hier nicht geschieht, dann ist dieser Fonds morgen pleite, was in der Folge den Weg in die Riemergasse weist - außer der Herr Justizminister schließt dieses Gericht auch noch. Um diese Frage geht es also. 

Worauf ich hinaus will, ist Folgendes: Es wird noch viele Diskussionen, viele gemeinsame Diskussionen geben. Es wird vieles, was zur Umsetzung dieses Konzepts gehört, noch hier in diesem Haus zu beschließen sein. Im Sinne dessen werden wir, glaube ich, auch die gemeinsame Diskussion führen, denn all die Gedanken, um die es hier geht, sind davon getragen, dass wir uns nicht von einer Aufgabe verabschieden, sondern dass wir eine Aufgabe, mit der wir in dieser Stadt groß geworden sind, verbessern und absichern wollen, dass wir sie auch für die vor uns liegende Periode - für die nächsten 30, 40, 50 Jahre - für die alten Menschen in Wien erlebbar machen wollen. - In diesem Sinne danke ich schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Jetzt kann ich nur hoffen, dass Herr Hundstorfer wenigstens da bleibt. Herr Kollege Hundstorfer, es wäre ein Gebot der Höflichkeit, dass Sie sich in mein Blickfeld begeben würden, denn wenn ich mit der Frau Stadträtin reden möchte, muss ich mich ohnedies schon so weit umdrehen, dass ich das Mikrophon nicht mehr benützen kann. (GRin Mag Sonja Wehsely: Wir hören Sie aber eh! Wir hören es schon!) Sie hören ohnedies nur das, was Sie hören wollen; das ist ja ein Teil des Problems, das wir hier herinnen haben. (GRin Mag Sonja Wehsely: Schließen Sie nicht von sich auf andere! – GR Franz Ekkamp: Frau Kollegin Pilz, das ist nicht gerecht!)

Wir kommen jetzt auf den Fonds zu sprechen. Herr Kollege Hundstorfer, Sie haben mir ein wichtiges Stichwort gegeben: Der Fonds hat nur so viel Geld, wie wir ihm geben, und der Fonds hat vor allem nur so viel Bedeutung, wie wir ihm geben. 

Herr Hundstorfer, ich gehe davon aus, dass Sie angesichts dieses dringenden Appells um Zutrauen zum Fonds und Unterstützung des Fonds auch daran denken werden, seine Statuten entsprechend abzuändern, sodass die Opposition im Fonds die Möglichkeit der Mitsprache hat und es nicht so abläuft, dass man dem Fonds einmal Geld zuweist und dann quasi sagt: Baba, und fall nicht!, und dann macht der Fonds, was er will. Die Statuten sollten in einer Weise abgeändert werden, die sicherstellt, dass die Opposition Kontrollrechte wahrnehmen kann. 

Das Zweite: Herr Hundstorfer, der Fonds hat vor ein paar Jahren einmal klein angefangen, und damals ist Herr Hacker bestellt worden. Wir alle erinnern uns daran: Ohne Ausschreibung ist Herr Hacker in seine Funktion als Geschäftsführer gekommen. - Mittlerweile ist der Fonds gewachsen und er wird noch wachsen, und zwar um ein Vielfaches, sowohl was seine Aufgaben als auch was sein Budget betrifft. Er ist geradezu von einem Maikäfer zu einem Elefanten geworden. Allein: Die Geschäftsführung steht damit nicht zur Debatte. Ich habe nichts darüber gehört, dass man vorhätte, die Geschäftsführung, der Größe der Aufgabe angemessen, neu auszuschreiben. 

Herr Hundstorfer! Sie sagen, dass der Fonds nicht Pleite gehen soll - ich bin ganz Ihrer Meinung - und dass der Fonds wichtige Aufgaben, operative Aufgaben übernehmen wird: Er soll das Case Management durchführen, wie wir gehört haben, er soll das finanzielle Management ebenso wie das Beschwerden- und Bewilligungsmanagement durchführen. Das sind große, wichtige Aufgaben, Herr Hundstorfer, und Sie geben das so ganz unabgesprochen jemandem in die Hand – Herrn Hacker -, der, als er sich um einen ganz kleinen Fonds beworben hat, nicht wusste, dass er der große Boss von allem sein wird. - Herr Hacker, möglicherweise sind Sie der richtige Mann zum richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort. Sie können sich ja bewerben, wenn die Geschäftsführung des Fonds ausgeschrieben wird! Wir bestehen nämlich darauf, dass sie ausgeschrieben wird. Es kann nicht so sein, dass man Milliarden schlicht und einfach in einen Fonds auslagert, bei dem man nicht weiß, ob die Person, die dort bislang kleine Geschäfte geführt hat, auch den großen gewachsen sein wird.

Und Misstrauen ist geboten, Herr Hundstorfer. Sie haben betont, wir sollen dem dynamischen Prozess jetzt sozusagen mit Vertrauen und Unterstützung begegnen. Doch Misstrauen ist angebracht:

Beim Fonds "Soziales Wien" wurde, weil Herr Hacker - jetzt in durchaus weiser Selbsteinschätzung - sagt, man kann nicht alles selber machen, der Leiter beziehungsweise die Leiterin des Fachbereiches Sucht und Drogen ausgeschrieben. Die Art und Weise, wie mit dieser Ausschreibung umgegangen wurde, lässt Übles erwarten. Ich habe zu diesem Thema schon im Gesundheitsausschuss und im Frauengesundheitsbeirat gesprochen. Die Frau Stadträtin hat in beiden Fällen erstaunte Augen gemacht - die Frau Stadträtin für Gesundheit, die zuständig ist. Herr Oxonitsch, erlauben Sie mir, diesbezüglich mein Erstaunen auch Ihnen gegenüber zum Ausdruck zu bringen: Ich halte es schon für eine kühne Feststellung - danke für die höfliche Zurkenntnisnahme der Tatsache, dass ich mit Ihnen rede (GR Mag Thomas Reindl – nach Beendigung eines mit GR Christian Oxonitsch geführten Gesprächs -: Ich bin schuld gewesen!) -, dass Frau Pittermann nichts damit zu tun hat. (GR Godwin Schuster: Wer hat das gesagt?) Künftig wird sie die politisch Zuständige sein! Heute ist sie nicht da. (Zwischenrufe des GR Christian Oxonitsch und der GRin Mag Sonja Wehsely.) Die Umstrukturierung sollte sie auch interessieren (GR Godwin Schuster: Kriegt ihr keine Informationen? Erfährt ihr das nicht, was da berichtet wird? Denn der Klubvorsitzende hat es zur Kenntnis genommen!), denn die Struktur, die geboten wird, wird Frau Pittermann dann am Tisch des Hauses haben. Frau Pittermann wird offensichtlich viel zu wenig berichtet, denn - ich komme damit wieder auf den Gesundheitsausschuss zu sprechen - Frau Pittermann hatte keine Ahnung davon, dass jetzt die Drogenkoordination – sie kann sich ja nicht um alles kümmern – im Fonds ausgeschrieben wird. 

Ich habe mir diese Ausschreibung, die ich dankenswerterweise zugeschickt bekommen habe, angeschaut: Sie ist ein schlanker Halbseiter - ein sehr schlanker – und eine Ansammlung von Organisationsberatungs-Wortgeklingel. Die harten Fakten, die man sich von solch einer Ausschreibung erwartet, stehen nämlich einfach nicht drinnen. (GR Christian Oxonitsch: Und das sind welche?) Man sollte daraus erfahren, welche Aufgabe zu erledigen ist und welche Anforderungen gestellt werden. Und - von Frau zu den wenigen Frauen, die von den Sozialdemokraten jetzt im Saal sind (GRin Mag Sonja Wehsely: Wenige Frauen?) -: Es müsste darin eigentlich auch noch gesagt werden, dass Frauen besonders zur Bewerbung eingeladen werden. Das steht auch nicht drinnen. (GR Heinz Hufnagl: Zwölf Frauen sind da, dreizehn!)

Nichtsdestotrotz, schauen wir uns an, welche Kenntnisse hier gefragt werden: Kenntnisse über die Entwicklungen und Einrichtungen der Drogenhilfe und ein Wohlvertrautsein mit dem österreichischen Suchtmittelgesetz. - Das ist natürlich mager! Vielleicht sollte man eine einschlägige Vorbildung haben? Vielleicht sollte man durch einschlägige fachliche Vortätigkeiten und so weiter Qualität nachweisen können? - Nichts von all dem wird hier taxativ eingefordert. 

Noch viel dramatischer wird diese Ausschreibung, wenn man sich anschaut, was da tatsächlich an Aufgaben zu erledigen ist. Da wird es nun ganz speziell kritisch, wenn man meint, dass man sich einer Ausschreibung auf solche Art und Weise entledigen kann: Hier wird Kommunikations- und Ausdrucksfähigkeit verlangt - na net!, kann man da nur sagen -, rasches Handeln und Entscheiden, Kontaktfreudigkeit und Überzeugungskraft, die man bei Vorträgen und Fortbildung vor großem Publikum unter Beweis stellt. - Was als Drogen- und Suchtkoordinator oder -koordinatorin zu tun ist, wird nicht angeführt. Keine Ahnung, welche Aufgabe hier gestellt ist! Offensichtlich weiß man es selbst nicht. Eine Chuzpe ist es auch, dass nicht einmal drinnen steht, ob das ein Ganztagsjob oder ein Halbtagsjob ist. Es wird schlicht keine Angabe darüber gemacht.

Jetzt könnte man meinen, das wäre halt passiert und man wäre bemüht, diese Dinge dann in den konkreten Bewerbungsgesprächen ins Reine zu bringen und die Leute, die sich bewerben, eben an Ort und Stelle zu informieren, wenn man das schon im Vorfeld der Ausschreibung nicht getan hat. Doch das Gegenteil ist der Fall! Ich bitte Sie, sich das jetzt im Detail anzuhören: 

Diese Hearings laufen im Moment, und sie sind ein Desaster! Es sind ausschließlich Mitarbeiter von Seiten des Fonds unter der Leitung von Herrn Hacker, die hier als Auswahlkomitee beschäftigt sind. Keine einzige externe Person ist beigezogen: niemand aus dem Magistrat, geschweige denn irgendjemand, der als Externer für einen objektiven Blick sorgen könnte. 

Die Frage einer konkreten Bewerberin, die durch ihr Universitätsstudium und ihre Tätigkeit ausgewiesen ist, ob man bitte endlich Angaben darüber nachliefern könnte, was denn nun gefordert wäre und was denn für eine Aufgabe gestellt wäre, wurde von Herrn Hacker in einer unglaublich, unerträglich präpotenten Weise beantwortet. Er hat schlicht und einfach festgestellt, er stelle dort die Fragen, und nicht die Kandidatin. Und wenn sie es nicht wisse, dann sei dies offensichtlich schon eine Nichtbeantwortung der ersten Frage. 

Da ich nun weiß, dass als Grundlage dieses Wortgeklingel des Ausschreibungstextes diente, kann ich mir nicht vorstellen, dass eine Bewerberin oder ein Bewerber, die beziehungsweise der ernstlich daran interessiert ist, dort eine gute Arbeit zu leisten, darauf verzichten kann, nähere Details zu erfahren. 

Das Ganze hat in einem Schreiduell geendet (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das ist alles nicht wahr, was Sie sagen!), in dem Herr Hacker gemeint hat, gut, die Kandidatin habe eben die Fragen nicht bestanden, er wäre Geschäftsführer und werde den Vertrag unterzeichnen, und die Dame wäre künftig eben seine Angestellte. Er rede hier nicht länger herum: Entweder teile sie nun konkret ihre Vorstellungen mit, oder es wäre eben Zeit, das Gespräch abzubrechen. 

Das ist unprofessionell, das ist inkompetent und das ist eine Zumutung! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Eine Zumutung ist, was Sie da erzählen! Das ist die Unwahrheit!) Überlegen Sie es sich, ob Sie jemandem, der im eigenen Bereich so vorgeht, so viele Kompetenzen zubilligen! Ich weiß, was ich sage. Ich verfüge über ein Protokoll, das die Person, die zu diesem Hearing gekommen ist, mit einer unabhängigen Begleitperson verfasst hat. Sie haben allen Anlass, sich die Dinge anzuschauen, bevor Sie meinen, alles, was ich behaupte, sei falsch. Sie sind nicht dabei gewesen! (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie waren auch nicht dabei!) Ich habe mit jemandem gesprochen, der dabei war. Das ist der Unterschied zwischen uns beiden! – So viel zum Fonds "Soziales Wien". Die Skepsis, die man diesbezüglich an den Tag legen muss, ist mehr als angebracht. 

Zweiter Punkt: Herr Hundstorfer! Sie sagen, wir reden von neuen Strukturen, wir reden von einem dynamischen Prozess, und es soll künftig Klarheit über Finanzen und über Aufgaben herrschen. - Wie wahr, Herr Hundstorfer! - Sie sagen weiters, Sie reden der Privatisierung nicht das Wort. - Da werden Sie uns Grüne sicher an Ihrer Seite haben! 

Allerdings gibt es – damit verweise ich auf ein leidiges Thema hier im Haus – ja bereits jetzt private Strukturen. Ich verweise auf die Vereine, die die Betreuung zu Hause erledigen – das ist ja nicht die öffentliche Verwaltung –, und in diesen Bereichen ... (GRin Erika Stubenvoll: Das wird auch gewünscht!) Das ist gewünscht, und das hat natürlich mehr positive Effekte für die einen als für die anderen. Sehr positive Effekte hat es für die Sozialdemokratie, denn sie verfügt hier, wie wir ja wissen, über Einflussnahme, über Mandatare in Geschäftsführerfunktionen. (GRin Erika Stubenvoll: Das ist ein alter Hut!) Genau, es ist ein alter Hut (GRin Erika Stubenvoll: Die Qualität zählt für die Menschen!), aber leider, leider immer noch auf der Tagesordnung.

Der Punkt wird einfach sein – da hat die Andersen-Studie Recht, und Sie haben das, Herr Hundstorfer, auch in Ihrer Ruster Papier geschrieben –: Künftighin soll es so sein, dass die leistungserbringende von der kontrollierenden und von der finanzierenden Ebene getrennt wird. Tun Sie das, werte Kollegen von der Sozialdemokratie! Ziehen Sie Ihre Politiker und Politikerinnen aus den Vorständen zurück! Entscheiden Sie sich als MandatarInnen, ob Sie GeschäftsführerIn oder ob Sie Vorsitzende in Ausschüssen sein wollen. Tun Sie es endlich, dann wird man Ihnen Glauben schenken können, dass die Strukturen, die hier zu ändern sind, nicht nach dem Prinzip "Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass!" ablaufen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Sie sagen nämlich, der Eintritt von profitorientierten Konzernen in den österreichischen Markt stellt ein reales Gefahrenpotential für das bestehende System dar. Niemand von den GRÜNEN – ich betone: niemand von den GRÜNEN – ist dafür, dass "Billigstdorfer"-Versorgung in Wien Einzug hält. Das ist es nicht, was wir wollen. Das Gegenteil allerdings kann auch nicht der Fall sein: dass sich wenige saturierte Strukturen unter politischer Dominanz der SPÖ hier ihre Dinge gerichtet haben. Das ist nicht Qualität, das ist eine ungerechtfertigte Vorteilssituation für Einzelne. 

Machen Sie daher Ihre eigenen Organisationen fit, machen Sie sie fit, damit Sie mithalten können. (GRin Erika Stubenvoll: Machen Sie Ihre soziale Einstellung fit! – GR Christian Oxonitsch: Einmal bei sich selber schauen!) Oder wollen Sie warten, bis die Wettbewerbsklage der EU auch in Wien eingebracht wird? Drei Bundesländer Österreich haben bereits eine Wettbewerbsklage, weil sie dem Vergabegesetz, auch dem eingeschränkten Vergabegesetz, das die EU für den Bereich der Sozial- und Gesundheitsdienstleistungen vorsieht, nicht entsprechen.

Wir werden Sie daher an der Realpolitik messen, an der Realpolitik auch in Bezug auf Ihre eigene Klientel und auf Ihre eigenen Funktionäre und Funktionärinnen. 

Herr Hundstorfer! – Ist er noch da? Das finde ich nett, dass Sie noch da sind. Hin und wieder schenken Sie mir einen Blick, das baut mich auf. – Herr Hundstorfer, Sie sprechen davon, dass die Pflegeheime in diesem Umstrukturierungsprozess künftig eine wichtige Rolle spielen werden. Das, was Sie allerdings vorbereiten, um diese Umstrukturierung in Gang zu setzen, gibt uns keinen Anlass zu Hoffnung, dass Sie es ernst meinen. Sie bringen ein Pflegeheimgesetz ein – es ist im Moment im Begutachtungsverfahren oder im Entwurfverfahren –, in dem viele, viele der Dinge, die zentral wichtig sind, nicht enthalten sind. 

Wir erwarten von einem Pflegeheimgesetz, dass die missliche Situation der Achtbettzimmer schnellstens abgestellt wird. Stattdessen macht Ihr Heimgesetz keine Aussagen zur Höchstzahl der Betten und sieht für Heime, die sich nicht entsprechend umstrukturieren, Übergangsfristen von mehr als zehn Jahren vor. Da werden noch viele Leute alt und pflegebedürftig werden und vielleicht sterben, und zwar unter nicht zumutbaren Bedingungen – auch in den Häusern des Krankenanstaltenverbundes. 

Sie haben auch Reformbedarf, Herr Hundstorfer, was das Kuratorium der Wiener Pensionistenhäuser betrifft. Das geht Sie vielleicht nichts an, aber uns geht es was an. Es kann nicht so sein, dass man im Wesentlichen eine rüstige alte Person sein muss, damit man hier ein Unterkommen findet, denn wenn man alt und pflegebedürftig ist, ist es eigentlich ... (GRin Erika Stubenvoll: Da wird ja umstrukturiert!) Ja, strukturieren Sie um, Frau Kollegin, und erweitern Sie den Zugang für Pensionisten und Pensionistinnen, die pflegebedürftig sind (GRin Erika Stubenvoll: Das geschieht ja!), denn wer das nicht ist, der möchte sehr gerne zu Hause bleiben und ist froh, wenn er die Einrichtungen der öffentlichen Hand möglichst spät in Anspruch nehmen muss. Hier gibt es Reformbedarf. 

Frau Stadträtin! Wir erwarten von Ihnen, was diese Umstrukturierung betrifft, dass Sie nicht nur mit Mitteilungen hier kommen, sondern dass Sie uns konkrete Vorhaben vorlegen. Wir erwarten, dass wir sehen, wie es konkret ausschaut. Das, was wir bislang sehen, lässt uns allerdings zweifeln, dass Sie einen sinnvollen Weg gehen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Barnet gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Liebe Frau Stadtrat!

Ich betone das "liebe", obwohl wir nicht besonders intim sind, aber ich würde Sie einfach einladen: Nehmen Sie wieder teil an der Diskussion! Machen Sie es auch mir leichter! Ich würde Sie gerne ansehen, wenn ich mit Ihnen spreche und gerade der Blick nach rechts da hinüber ist natürlich etwas, was für mich politisch irgendwie eindeutig sein könnte. Aber am Abend wird es meine Frau nicht freuen, denn wenn ich ein steifes Genick habe und sie mich fragt: Warum hast du denn heute ein steifes Genick?, und ich antworte: Weil ich mich die ganze Zeit nach der Frau Stadtrat umgeblickt habe!, dann wird sie mir das weder glauben noch wird sie es als besonders positiv empfinden. Ich möchte Sie daher einladen, Frau Stadtrat, Platz zu nehmen. Ich habe Ihnen, weil wir nicht sehr besonders intim sind, keine rote, sondern nur eine gelbe Rose mitgebracht. Das soll auch kein Eifersuchtszeichen sein, sondern es war die einzige, die ich jetzt in der Schnelligkeit gekriegt habe. Ich lade Sie ein, und lege Ihnen, wenn die Frau Vorsitzende es erlaubt, die Rose auf Ihren Platz. (Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich erlaube das!) Sie ist an Ihrem Platz abzuholen, und dann können wir wieder höflich miteinander kommunizieren. (Der Redner legt besagte gelbe Rose in die erste Bankreihe, allerdings auf den Platz des Bürgermeisters.)

Frau Stadtrat! Ihre Ausführungen heute haben mich in mehrfacher ... (GR Johann Driemer: Stadträtin!) Nein, nein, Kollege, ich verwende die doppelte Weiblichkeitsform nicht. Ich halte sie nicht für sehr geschmackvoll, und ich halte sie auch für grammatikalisch falsch. Deswegen sage ich, Frau Stadtrat. Wenn du es anders sagen willst, darfst du es, ich bleibe dabei.

Frau Stadtrat! Sie haben mich heute mit Ihren Ausführungen in dreifacher Hinsicht etwas überrascht:

Erstens: Sie haben zu einem Thema gesprochen, von dem ich mir denke, dass Sie dafür eigentlich gar nicht mehr zuständig sind, denn in Zukunft ist die Kompetenz ganz woanders.

Zweitens: Sie haben es sich wieder einmal nicht nehmen lassen, über die Bundesregierung zu sprechen. Ich habe damit kein Problem, aber ich habe noch einmal in der Stadtverfassung nachgeschaut und alles, was ich dort über den Wiener Gemeinderat finde, beschäftigt sich nicht mit der Frage des Gemeinderates als Kontrollorgan der Bundesregierung. Das sind hausgemachte Probleme, über die wir reden, und die haben mit der Bundesregierung gar nichts zu tun. 

Und weil ich – drittens – schon bei der Stadtverfassung war, habe ich im § 91 gefunden, dass für Fragen der Geschäftseinteilung eigentlich der Bürgermeister zuständig ist. Aber der entzieht sich der Debatte natürlich völlig, der hat damit gar nichts zu tun, der weiß von nichts. Der denkt sich vielleicht im Sinne dessen, wie er es schon öfters demütig erklärt hat. Das sind mir zu kleine Zwerge, mit denen beschäftige ich mich nicht, das darf die Frau Stadtrat machen. Nun gut! Lassen Sie es sich gefallen, ich lasse es mir nicht gefallen.

Kollege Hundstorfer hat davon gesprochen, dass wir auch über die sachlichen Dinge reden sollen. Ich möchte mich da einklinken, aber die sachlichen Dinge, die waren vielleicht nicht der Anlasspunkt für diese angeblichen Reformen, für diese Zuordnungen. Es kann eine Fülle von sachlichen Gründen geben, sie sind heute angesprochen worden: die Andersen-Studie, der Kontrollamtsbericht. Beschäftigen wir uns kurz mit einem.

Ganz zufällig hat die Magistratsabteilung 47 über einen dieser Berichte gesagt: So schlau ist das nicht. Es ist nicht sicher, dass die Dinge billiger und effizienter werden, wenn wir sie konkret aus dem Einflussbereich der Stadt Wien herausnehmen und in den nachgeordneten privatwirtschaftlichen Bereich geben. Vielleicht wird es dort sogar teurer. Das ist ja eigentlich gar nicht die politische Zielsetzung, die dahinter steht: Und zufällig wird genau diese MA 47 jetzt woanders zugeordnet. Wir werden daher noch sehen, ob es nach sachlichen Gründen geschieht oder nicht.

Kollege Hundstorfer! Sie haben uns auch eingeladen, daran mitzuarbeiten. Wir wollen das alle, gar keine Frage, aber Sie lassen uns ja nicht. 

Erstens: Beschlossen wurde das auf der Klubklausur der Sozialdemokratie irgendwo im weiten Niederösterreich und nicht da, wo es eigentlich hergehört. (GRin Erika Stubenvoll: Im Burgenland!) Ah, Entschuldigung, Burgenland. Danke. (GRin Erika Stubenvoll: Bitte!) Danke für die Geographienachhilfe, ich nehme sie dankend an. (GR Paul Zimmermann: Gehört noch zu Österreich!) Kommen Sie raus, reden Sie, sagen Sie es mir. Mit Ihren Zwischenrufen kann ich nichts anfangen, aber ich werde trotzdem darauf eingehen, weil ich ein höflicher Mensch bin. 

Unabhängig von Fragen der Geschäftseinteilung – ich wiederhole: Angelegenheit des Bürgermeisters und des Gemeinderates – nehmen wir zur Kenntnis: Sie haben die Mehrheit, Sie wissen vorher schon, wohin Sie wollen, wir dürfen ohnehin nur nachvollziehen. Aber dann sagen Sie nicht, wir sollen mitarbeiten. Wo ist denn die Möglichkeit, mitzuarbeiten? 

Und jetzt konkret zu den Ansatzpunkten in den Ausführungen der Frau Vizebürgermeister. – Die Frau Vizebürgermeister, sage ich jetzt und nicht Stadträtin, kommt in die Nähe der Rose, aber sie ergreift sie nicht, die Kamera kann es daher auch nicht aufnehmen. – Die Frau Vizebürgermeister hat von drei Säulen gesprochen. Ich würde eher sagen, es müsste drei Ebenen geben, wenn das Modell logisch sein soll. Nur von einer Ebene hat sie heute nicht gesprochen, das ist die politische. Ich frage mich, was bleibt nach dieser Reform eigentlich für die Stadträte und die zuständigen Ausschüsse übrig? Jede Möglichkeit der Einflussnahme, der Zielvorgaben fällt weg. Übrig bleibt das, was der GR Hundstorfer schon gesagt hat: Wir sollen es budgetieren. Egal, was die inhaltlich machen, Hauptsache, wir stellen das Geld bereit, denn sonst sagt man: Ihr Bösen, ihr stellt das Geld nicht bereit, daher geht alles vor die Hunde. – Das wird es nicht sein. 

Und angesprochen auf die von der Frau Stadtrat dargelegte Trennung zwischen der Hoheitsverwaltung und der Privatwirtschaftsverwaltung. Frau Vizebürgermeister, ich glaube Ihnen das, Sie haben das vor, es ist nur bis heute nicht nachvollziehbar. Denn bleiben wir bei der Konstruktion des Fonds Soziales Wien, so wie er heute ist. Er nimmt keine hoheitlichen Aufgaben wahr. Sie sagen, das soll er in Zukunft auch nicht, das soll nur zwischen den Magistratsabteilungen umgeschichtet werden. Ich bin mir nur nicht sicher, dass es so ist. Und wenn es so ist, dann tritt das in Kraft, was Sie gesagt haben: Wir werden noch das eine oder andere Gesetz ändern müssen. – Ja, das glaube ich wohl. 

Denn im Gegensatz zu Wien ist es bei der von Ihnen so geschmähten Bundesregierung und den Bundesgesetzen so, dass für Unternehmen, Fonds oder was auch immer, die mehrheitlich oder zu 100 Prozent im Eigentum des Bundes sind, auch die einschlägigen Bundesgesetze gelten, und zwar nicht irgendwelche, sondern ganz konkrete, nämlich die besonderen Verwaltungsgesetze. Und das dürfte hier nicht der Fall sein, denn wenn ich das aufgreife, was die Kollegin Pilz sagt, dann hat sich der Herr Hacker einfach nicht an einschlägige Landesgesetze gehalten, weil er glaubt, sie gelten für ihn nicht. Er sagt: Ich schreibe zwar meinen eigenen Arbeitsplatz aus – früher genannt Drogenkoordinator, 1992 vom Bürgermeister auf Grund eines Drogenkonzeptes, das dieser Gemeinderat beschlossen hat, bestellt –, aber ich halte mich nicht an die Policy, und ich halte mich auch nicht an das Recht. Für mich hat die Frauenbevorzugung keine Konsequenz. Das lasse ich weg. Ich schreibe das gar nicht hinein. Ich mache einfach eine Ausschreibung, und diese Ausschreibung ist so skurril, die muss man einfach lesen. 

Erstens beginnt er mit: Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das schickt er mir auch. Also ich sage es Ihnen ehrlich, ich verwehre mich dagegen, Herr Hacker, ich bin nicht Ihr "lieber Kollege" und auch nicht Ihre "liebe Kollegin", und wir werden es auch nicht werden. Ich sage weiter höflich zu Ihnen "Herr Geschäftsführer", solange Sie es noch sind, und Sie sagen weiter zu mir, Herr Gemeinderat, nicht, weil ich darauf stehe, aber das ist halt so zwischen höfliche Menschen.

Zweitens sagt er: Ich werde mich kurzfristig zurückziehen. Was heißt das: Ich werde mich kurzfristig zurückziehen? Werden Sie den Drogenkoordinator jemals wieder übernehmen oder nicht? Ist daher dieser Fachbereich auszuschreiben – ja oder nein? Ist der Arbeitsplatz hinfällig, wenn Sie wieder da sind oder nicht? Brauchen wir ihn überhaupt nicht? Alles Fragen, die nicht geklärt sind. Das andere in diesem Zusammenhang hat die GRin Pilz schon gesagt. 

Daher allgemein noch einmal zurückkommend auf die grundlegenden Probleme. Es ist im Wesentlichen die gesamte Vorgangsweise eine Delegation von Verantwortung und Kompetenz in einen Bereich, der dann politisch nicht kontrolliert werden kann. Ich bringe Ihnen einmal ein Beispiel: Die StRin Pittermann sagt im Ausschuss, sie weiß nichts davon, dass der Drogenkoordinator wieder ausgeschrieben wird. In genau jenem Fonds aber, dessen Geschäftsführer das gemacht hat, gibt es ein Kuratorium und ein Präsidium, und in diesem Präsidium sitzt zufällig ein Abteilungsleiter der StRin Pittermann, OSR Serban, Dienststellenleiter MA 15. 

Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Der Herr Geschäftsführer Hacker hat sein Präsidium nicht informiert, dann hätte er gegen die Satzungen des Fonds verstoßen, oder OSR Serban hat seiner Stadträtin nichts gesagt. Irgendetwas kann ja da nicht stimmen, und das lässt wirklich Schlimmes befürchten. So wird sich das fortsetzen. Dieser Fonds wird dazu dienen, Kompetenz von den Stadträten und vom Gemeinderatsausschuss wegzunehmen und selbständig nicht nur die Nichthoheitsverwaltung und die Organisation zu betreiben, sondern auch die Politik zu gestalten.

Wenn sich das jemand gerne wegnehmen lässt, dann soll er es, wir wollen es nicht, und wir können uns daher nicht vorstellen, dieser Entwicklung zuzustimmen. (Beifall bei den Freiheitlichen.)

Vorsitzende Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Stubenvoll gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. (GRin Erika Stubenvoll – auf dem Weg zum Rednerpult –: Jetzt muss ich einmal die Rose auf ihren richtigen Platz legen!)

GRin Erika Stubenvoll (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich würde ja gerne dem Herrn Barnet das steife Genick ersparen – das ist nicht angenehm, ich kenne das, ich habe das auch schon öfter gehabt –, aber wenn die Frau Vizebürgermeisterin zum Beispiel Berichterstatterin gewesen wäre, dann hätte er sich überhaupt ganz umdrehen müssen und hätte dann natürlich nicht zum Hohen Gemeinderat reden können. Dann hätten wir den breiten oder weniger breiten Rücken des Herrn Kollegen Barnet gesehen, was für uns vielleicht auch nicht ganz erfreulich gewesen wäre. Also von diesem Gesichtspunkt aus ist es, glaube ich, eigentlich wirklich lächerlich, wenn man solche Dinge da im Gemeinderat diskutiert. 

Was Sie auch noch gesagt haben, nämlich der Herr Bürgermeister hätte sich so quasi nicht um diese Reform gekümmert, stimmt absolut nicht, aber der Herr Bürgermeister hat andererseits auch so kompetente Stadtregierungsmitglieder, die durchaus in der Lage sind, auch eine solche große Reform mitzugestalten, zu tragen, zu leiten, was immer Sie wollen. Wie es überhaupt Tradition für die Sozialdemokratie hier im Hause ist – und ich gehöre jetzt schon lange diesem Haus an; ich glaube, heuer wird es 20 Jahre –, Politik für die Menschen zu machen, die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener abzusichern und sogar noch zu steigern. 

Dafür sind wir ja auch erst vor kurzem ausgezeichnet worden, aber deshalb sind auch Reformen in vielen Bereichen der Stadt Wien notwendig, und es ist Verantwortung und Pflicht für uns, diese Reformen auch durchzuführen. Und diese Reform – das hat Kollege Hundstorfer schon gesagt –, soll die soziale Sicherheit für sozial schwache Gruppen stärken, erhöhen und verbessern, vor allem aber auch ein breites Leistungsangebot für ältere Mitbürger absichern, neu gestalten, verbessern. Alles das ist im Fluss. Diese Reform – wir haben das heute schon erwähnt – ist ein Prozess, der Ende des Jahre abgeschlossen sein wird. Das ist auch etwas, was noch in Diskussion ist und was von Expertinnen und Experten betreut wird. Sie wollen doch nicht sagen, dass unsere Beamten in diesem Haus keine guten Leute oder keine Experten sind und das deshalb nicht können. Also ich habe volles Vertrauen zu unseren Experten und Beamtinnen und Beamten in diesem Haus, dass sie diese Reform gut über die Bühne bringen werden.

Sie, Frau Jerusalem, haben auch gesagt, Sie sehen in dieser Maßnahme jetzt ein Sparpaket. Also ich kann kein Sparpaket erkennen. Die Stadt Wien hat ständig – das erkennen Sie, wenn Sie die Budgetentwicklung verfolgen – ihre Sozialbudgets erhöht. Es ist nie zu einer Kürzung in den Sozialbudgets gekommen. Ich kann es jetzt nur am Beispiel der Behindertenpolitik und der Behindertenbudgets sagen. Hier haben wir eine ständig ansteigende Kurve an Ausgabensteigerungen für unsere behinderten Menschen in der Stadt. Im Gegensatz dazu haben wir eine schlechte Ausgangsposition, weil uns natürlich die Sparpolitik des Bundes und die Belastung der Länder zu schaffen macht. Um aber die Qualität und den Umfang der Leistungen sicherzustellen, ist diese Reform notwendig. 

Und da Sie gesagt haben, es wird privatisiert: Es ist ja jetzt schon so, dass wir die Leistung gar nicht erbringen könnten, wenn wir nicht private Träger hätten, und wir haben immer die Bestrebung gehabt, eine Trägervielfalt zu haben in dieser Stadt. Aber ich muss schon dazusagen, dass auch die Schaffung der sozialen Dienste letzten Endes – und da hat es überhaupt noch keine Grünen in dem Haus gegeben – von der Sozialdemokratie ausgegangen sind. Engagierte Frauen und Männer – mehrheitlich Frauen – haben überhaupt erst die Vereine gegründet und die MitarbeiterInnen ausgebildet, damit sie die soziale Dienstleistung an den älteren Mitbürgern erbringen können. Das war eine wirklich große Tat damals, und es waren die Bedingungen damals, als wir angefangen haben, in diesen Vereinen zu arbeiten, viel, viel schwieriger, als sie jetzt sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Sie wollen doch sicher auch – so wie das Kontrollamt es will, wie der Gemeinderat es will –, dass mit Steuergeld sorgsam und effizient umgegangen wird und dass Doppelgleisigkeiten vermieden werden. Deshalb glaube ich, ist es auch gut, das Sozialwesen zum Gesundheitswesen dazuzugeben, wobei ich aber doch bemerken möchte, dass wir sicher keine "Vermedizinisierung" der Sozialpolitik anstreben, sondern dass die Bereiche natürlich als getrennte Bereiche zu sehen sind, dass wir aber die Schnittstellenproblematik sicher besser handeln werden können. 

Die Opposition verlangt zu Recht auch immer wieder die strenge Kontrolle der eingesetzten Mittel, und das, denke ich mir, wird mit dieser Reform gewährleistet sein. Sie werden sehr wohl überprüfen können, wie das Budget aussieht und wofür es verwendet wird. Das können wir dann sicher auch hier im Wiener Gemeinderat diskutieren, da brauchen wir keinen eigenen Unterausschuss dazu. 

Im hoheitlichen Bereich bleiben natürlich die Strategie und die Planung, die Qualitätsvorgabe, Gesetze und Verordnungen – und dazu sind wir ja auch hier im Wiener Gemeinderat – sowie die Koordination der Querschnittpolitik. Ich glaube, das ist auch ein sehr wesentlicher Vorteil dieser Reform, dass all diese Agenden, ob es jetzt die Senioren, ob es die sozial schwachen Bürger, die Obdachlosen, die Behinderten betrifft, im Lichte aller Ressorts gesehen werden, weil sozusagen überall auf diese Menschengruppen Bedacht genommen werden muss und dann natürlich auch im Zentralbudget in den einzelnen Geschäftsgruppen dafür Sorge getragen werden soll. 

Das Finanz- und Qualitätsmanagement wird sowie die operative Planung, Qualitätssicherung, Finanzplanung, Case Management und vor allem die Leistungsvergabe und die Vertragsgestaltung – das ist mir besonders wichtig – in den Händen des Fonds liegen, und ich denke, der Fonds hat auch die kompetenten Leute dazu. 

Ich möchte noch einen Punkt anschneiden, der auch immer wieder diskutiert wird. Man sagt so quasi, die Leistungen werden immer teurer, man sollte auch auf Ehrenamtliche zurückgreifen. Ich kann mir nur beschränkt vorstellen, dass soziale Dienstleistungen von Ehrenamtlichen erbracht werden. Es darf hier keinen Wildwuchs geben, sondern wenn Ehrenamtliche eingesetzt werden, dann nur unter fachlicher Begleitung. Es kann ehrenamtliche Arbeit niemals als Ersatz für die professionelle Dienstleistung in abgesicherten Arbeitsverhältnissen gesehen werden. 

Derzeit fließen die öffentlichen Mittel in unterschiedlicher Form an gemeinnützige Träger. Zum Beispiel haben wir in der Behindertenarbeit in Wien 21 Träger, die Wohnen, Arbeiten und Begleitung und ambulante Betreuung anbieten. Es gibt daneben kaum private gewerbliche Anbieter, es sind alles gemeinnützige Vereine. Kommt es aber zu einer Liberalisierung des Marktes bei GATS, so kann sich das natürlich auch ändern. Es kann zu einem grenzüberschreitenden Dienstleistungshandel kommen. Auch der grenzüberschreitende Personenverkehr ist natürlich möglich. Da muss auch die Ausschreibung und Vergabe nach offenen Kriterien erfolgen.

Die Stadt Wien als Käufer der Dienstleistung muss daher eine genaue Definition der Dienstleistung haben und als Finanzier auch ein gewisses Engagementklima schaffen und so auch den Wettbewerb der einzelnen Träger verstärken. Ich denke, das ist mit dieser Reform auch gewährleistet. Das Preis-Leistungs-Verhältnis muss genau überprüft werden, wobei der Preisgestaltung auch wichtige Kriterien zugrunde liegen müssen. Das muss ich auch als Sozialdemokratin hier besonders betonen und fordern. Vor allem muss man sich genau anschauen, welche Infrastruktur die Trägerorganisation hat. 

Und wenn Sie heute hier von den großen Vereinen gesprochen haben, die so sozialdemokratisch dominiert sind, dann sind es gerade diese Vereine, die extrem gute Arbeitsbedingungen für ihre MitarbeiterInnen bieten, die eine gute Infrastruktur haben und auch Fortbildung und Qualitätsmanagement anbieten. Ich denke, das muss auch in Zukunft gewährleistet sein. Sie selbst, Frau Pilz, haben gesagt, dass die Qualität gesichert werden muss und dass Sie keine Billigstbieter in diesem Bereich wollen. Das wollen wir auch nicht. Wir wollen Trägerorganisationen, die eine gute Infrastruktur haben, die alle arbeitsrechtlichen Bestimmungen einhalten und ihre Arbeitnehmer absichern. Ich denke, auch die Verhandlungen der PAKs zur Erstellung eines Kollektivvertrages sind gute Voraussetzungen für die ArbeitnehmerInnen in diesem Bereich, damit die Konkurrenz aus dem Ausland dann auch nicht so stark ist für unsere inländische Arbeitnehmer.

Wir wollen Qualität der Leistung, und ich denke, um diese Sicherung der Qualität vornehmen zu können, muss auch der Konsumentenschutz im Vordergrund stehen. Der Klient oder der Betreute ist Konsument, deshalb wird es auch wichtig sein, eine genaue Produktbeschreibung der sozialen Dienstleistung durchzuführen. Es gibt einen enormen Bedarfsdruck, die Dienste werden wachsen, was in Bezug auf Arbeitskräfte ja auch ein Vorteil ist. Wir werden damit die Möglichkeit schaffen können, mehr Beschäftigte zu haben, allerdings eben immer auch unter dem Aspekt der Weiterentwicklung der Qualität. 

Der dritte Punkt zur Sicherung der Qualität ist natürlich auch die Notwendigkeit der Rechenschaft, denn es werden enorme Budgetmittel aufgewendet, und die Gesellschaft hat selbstverständlich ein Recht darauf, auch eine inhaltliche Rechenschaft zu bekommen. Sie soll auch die Sicherheit haben, dass die Menschen, die bedürftig sind, ihren Bedürfnissen gerecht werdende Leistungen bekommen. 

Als Beispiel möchte ich da nur anführen, was wir in der Behindertenpolitik jetzt gerade entwickeln, nämlich die Möglichkeit einer gesetzlichen Verankerung von Grundwerten – Recht und Würde – und damit auch eine Sicherung der Gleichstellung. Dies ist natürlich die hoheitliche Aufgabe, die wir hier im Wiener Gemeinderat zu erfüllen haben, und ich denke, wir haben oft genug ein Bekenntnis zur Verantwortung eben für diese hoheitlichen Aufgaben hier abgelegt. Die gesetzliche Verankerung des Rechtes von behinderten Menschen zum Beispiel auf bedürfnisorientierte Entwicklungsziele und Zukunftsperspektiven, also sozusagen das Recht, das das Individuum hat, müsste natürlich auch zur Sicherung der Qualität gehören. 

Wenn wir bei dieser Reform diese Ziele vor Augen haben – und sie werden ja auch in die Diskussion eingebracht –, dann können wir hier nur einen guten und erfolgreichen Weg beschreiten. Ich sehe nicht so schwarz, wie das die Opposition tut – Schwarz, Blau oder Grün jetzt in diesem Fall –, sondern ich bin sehr optimistisch, dass diese Reform vor allem den Bürgerinnen und Bürgern von Wien zugute kommen wird. Sie werden eine höhere Leistung bekommen, eine höhere Qualität, und die Steuermittel, die wir alle aufbringen, werden effizient und wirkungsvoll eingesetzt werden. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Gemeinderat! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie dürfen übrigens gerne gehen, wenn Sie wollen, zumindest während meiner Wortmeldung. Ich würde mich freuen, wenn Sie zuhören, aber Sie können es auch nachlesen, und ich weiß, Sie können lesen. (GRin Ursula Lettner: Da können wir alle gehen! – GR Franz Ekkamp: Schmeißt du uns hinaus?) Das heißt, wenn Sie der Redebeitrag interessiert, können Sie es gerne nachlesen. Ansonsten würde ich mich allerdings – so wie meine Vorredner und Vorrednerinnen freuen –, wenn Sie mir vis-à-vis sitzen würden. 

Aber ich komme ganz zurück zum Beginn und stelle zunächst einmal fest, dass ich mich gefreut habe, als ich das Thema der Mitteilung gehört habe. Ich habe mir gedacht, ein neuer Wind weht durch die Sozialdemokratie, ein Wind der Öffnung, ein Wind der Transparenz. Wir werden heute darüber informiert werden, was tatsächlich geplant ist, und es wird ein Einstieg werden in den Versuch, gemeinsam darüber nachzudenken, welche Reformen im Bereich der Sozialpolitik notwendig und sinnvoll wären.

Während der Rede selbst, während der Mitteilung selbst bin ich dann immer mehr enttäuscht worden und habe mir gedacht, das, was ich jetzt hier höre, das kenne ich alles, mit einer Ausnahme – diese Offenheit hat mich natürlich schon überrascht –, als die Frau Stadträtin davon gesprochen hat, dass wir uns auf die Wettbewerbsfähigkeit vorbereiten müssen, dass wir Doppelgleisigkeiten endlich einmal beseitigen müssen. Da habe ich mir gedacht: Was für eine Einsicht! Jahrelange Kritik der Grünen, was alles im Bereich der Sozialpolitik verbesserungswürdig ist, findet endlich Gehör. Denn wir haben immer gesagt, es gibt Doppelgleisigkeiten, es gibt Intransparenzen, die Mittel werden nicht dort verwendet, wo sie wirklich am nötigsten sind. Diese Einsicht freut uns, dieses Eingeständnis, dass man das Wiener Sozialwesen verbessern kann, das freut uns und daran werden wir, wie schon in der Vergangenheit, auch weiterhin mitwirken, weil uns die Sozialpolitik in Wien immer ein wesentliches Anliegen war und auch in Zukunft ein wesentliches Anliegen sein wird.

Doch jetzt ist die Frage: Was passiert? Wir sehen die Rahmenbedingungen, die sich gegenwärtig im Bereich der Liberalisierung auf EU-Ebene herausbilden, denn es ist nicht nur das Allgemeine Dienstleistungs- und Handelsabkommen GATS, sondern es tut sich auch etwas auf der EU-Ebene. Wir sehen, was sich im Bereich der österreichischen Bundesregierung tut, wir sehen, welche Budgetrestriktionen nach und nach auch auf die Gemeinde Wien zukommen, und wir sehen, wie unseres Erachtens nach die Gemeinde Wien in vollkommen falscher Weise darauf reagiert, nämlich mit dem Versuch, weiter auszugliedern, den politischen Handlungsspielraum des Gemeinderates weiter einzuengen und nicht gemeinsam mit den Betroffenen und den Beschäftigten an Lösungsmöglichkeiten arbeiten.

Wenn man Schwächen im Sozialsystem erkennt, warum bekämpft man diese Schwächen nicht mit Transparenz, Demokratisierung, Offenheit, Mitspracherecht der Beschäftigten, Mitspracherecht der politisch Verantwortlichen? Warum wählt man den Weg einer Ausgliederung, von der heute noch überhaupt niemand sagen kann, wie diese am Ende tatsächlich aussehen wird? Bedauerlichweise wurde von Ihrer Seite, von der Seite der Wiener Sozialdemokratie, heute auch kein einziges Angebot an die Oppositionsparteien gerichtet, gemeinsam an dieser Reform mitzuarbeiten. 

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie nach wie vor der Meinung sind, mit dem Ergebnis von 47 Prozent der Stimmen bei der letzten Wahl gehört die Stadt Ihnen. Denn das, was Sie, insbesondere Frau StRin Laska, gesagt haben, war: Das nächste Mal wird sich der Gemeinderat im Winter damit beschäftigen können, und am 1.1.2004 wird die Reform umgesetzt. Was ist das für eine Mitsprache? Was ist das für eine Mitwirkungs-, Mitgestaltungsmöglichkeit, wenn man im Dezember als einzige Möglichkeit die Chance hat, Ja und Amen oder Nein zu sagen, wobei man von vornherein weiß, der Mehrheit der Sozialdemokratie ist es vollkommen egal, ob die Opposition zustimmt?

So muss man auch die Wortmeldung des Kollegen Hundstorfer ein bisserl als Verhöhnung des Gremiums bezeichnen, wenn er sagt, der Gemeinderat gibt dem Fonds Soziales Wien das Geld. Ja, das stimmt. Egal, ob die Opposition mitstimmt oder nicht, die Sozialdemokratie, die im Fonds Soziales Wien sehr viel mitzureden hat, gibt dem Fonds Soziales Wien jedes Mal die finanziellen Mittel. Es bedarf nicht der Zustimmung der Opposition, und der Rückschluss, weil es nicht der Zustimmung der Opposition bedarf, will die Sozialdemokratie auch überhaupt niemand von der Opposition im Fonds Soziales Wien sehen, ist leider zulässig. Nur: Dann reden Sie nicht von Demokratie, dann reden Sie nicht von Transparenz, reden Sie nicht von Offenheit! Das ist eine Methode, die einzig und allein dazu dient, Dinge, die möglicherweise nicht ganz in Ordnung sind, zu vertuschen. Es ist eine Methode, die dazu dient, Misstrauen und nicht Vertrauen zu nähren. Denn wenn Sie es anders machen wollten, sehr geehrte Damen und Herren der Sozialdemokratie, so haben Sie bei jeder Gemeinderats- und jeder Landtagssitzung die Möglichkeit, mehr Offenheit in das Wiener politische System hineinzubringen, mehr Offenheit in die Sozialpolitik in Wien hineinzubringen, und wir fordern das von Ihnen ein. Wenn Sie tatsächlich der Meinung sind, dass es sinnvoll ist, gemeinsam die Sozialpolitik in Wien zu gestalten, dann ersuche ich Sie dringlichst, gerade bei dem erweiterten Aufgabengebiet, welches der Fonds Soziales Wien in Zukunft haben wird, diesem Ersuchen Folge zu leisten, dafür Sorge zu tragen, dass in Hinkunft die Opposition nicht bezüglich immer breiterer Teile des politischen Spektrums, für das die Stadt Wien zuständig ist, vor verschlossenen Türen steht, sondern dass es wirklich möglich ist, gemeinsam mitzugestalten.

Es wurde auch darauf hingewiesen, dass die Ausgliederungen dazu da sind, wettbewerbsfähig zu bleiben im europäischen Kontext. Ich glaube, dass das zu kurzsichtig ist, ich glaube, dass – je nachdem, in welcher Art und Weise die Liberalisierungsbestrebungen der Europäischen Union beziehungsweise die Liberalisierungsbestrebungen im Rahmen des jetzt verhandelten GATS-Abkommen sich ihrem Ende zuneigen – jede weitere Ausgliederung, die die Stadt Wien plant, Vorreiterin dafür sein kann, dass dieser Bereich gänzlich dem politischen Handlungsspielraum entzogen wird und wir in Hinkunft mit einer Unzahl von Anbietern im Gesundheitsbereich, im Sozialbereich konkurrieren müssten, wobei nicht sichergestellt ist, dass die von Ihnen hervorgehobenen Qualitätskriterien tatsächlich Beachtung finden. 

Wer jetzt schon die Voraussetzungen dafür schafft, dass die Abwicklung der Pflegebetreuung über eine GesmbH erfolgt, dass die Obdachlosenhilfe über eine GesmbH erfolgt, dass im Gesundheitsbereich weiter ausgegliedert wird, dass der Fonds Soziales Wien für zentrale Dienstleistungen zuständig ist – ich betone das Wort "Dienstleistungen" –, der wird sich nicht wundern müssen, wenn sich auch der Fonds Soziales Wien plötzlich der Dienstleistungskonkurrenz stellen wird müssen. (GRin Erika Stubenvoll: Das bleibt uns nicht erspart!) Es bliebe möglicherweise schon erspart, denn noch – und das sehen nicht einmal die gegenwärtigen GATS-Verhandlungen vor, das sehen nicht einmal die Reglementierungen innerhalb der EU vor –, noch dürfen Gemeinden öffentliche Dienstleistungen selbst erbringen und mit ihren eigenen Beschäftigten bereitstellen. Nur wenn sie nicht mehr direkt bei der Gemeinde Wien beschäftigt sind, sondern eben ausgegliedert in einer GesmbH, wenn formal – ich betone: formal – eine Privatisierung vollzogen wurde, dann befinden wir uns in dem Wettbewerb, den wir hoffentlich gemeinsam ablehnen, nämlich einen Dumpingwettbewerb, einen Sozialdumpingwettbewerb auf Kosten der Bevölkerung. 

Ich ersuche Sie, das wirklich zu bedenken (GRin Erika Stubenvoll: Das machen wir ja!), denn wir wollen nicht, dass das Kuratorium der Wiener Pensionistenheime dann plötzlich mit Privaten konkurrieren muss, und es wird einzig und allein die Qualität gesenkt und es wird teurer. (GRin Erika Stubenvoll: Das habe ich Ihnen ja gesagt, dass wir die Qualität sichern wollen!) Aber Sie erbringen mit den geplanten Ausgliederungen die Vorleistungen dazu.

Der zweite Punkt – das hat mich schon ein bisserl erschüttert – ist heute natürlich auch gekommen. Wir alle wissen, dass unter dem Deckmantel, dass überall gespart werden müsse, auch gespart wurde. Ich betone absichtlich das Wort "Deckmantel", denn gerade in den vergangenen 15 Jahren hat es immer geheißen, dass wir sparen müssen, während die Gewinn- und Vermögenseinkommen exorbitant gestiegen sind. Es ist der gesellschaftliche Reichtum in den letzten 15 bis 20 Jahren nicht geringer worden – das wissen Sie genauso gut wie ich –, der gesellschaftliche Reichtum ist gestiegen, er wird nur noch ungleicher verteilt als noch vor vielen Jahren. Aber anstatt dem mit einer vorwärts gerichteten Strategie entgegenzuwirken, glauben Sie, mit denselben Methoden, die in Wirklichkeit dieses globale Desaster des Liberalismus, dieses globale Desaster des Sozialabbaus in Europa verursacht haben, aus diesem Desaster herauszukommen. 

Und das ist es, was ich Ihnen vorwerfe: dass Sie nicht bereit sind, über neue Methoden nachzudenken, sondern dass Sie sich der Sachzwangpolitik, die eigentlich keine Sachzwangpolitik wäre, verschreiben und glauben, mit den Ausgliederungen eine Möglichkeit gefunden zu haben. Wobei klar ist – das zeigen ja auch die bisherigen Beispiele der Ausgliederungen der Gemeinde Wien –: Für die Beschäftigten wird die Situation nicht besser. Die Beschäftigten – Kollegin Jerusalem hat das ganz am Anfang in ihrer Wortmeldung gesagt, ich weiß nicht, ob sich in den letzten Wochen etwas verändert hat – haben ewig lang auf eine Betriebsvereinbarung vom Fonds Soziales Wien warten müssen, oder vielleicht gibt es sie noch immer nicht. Wir alle wissen, dass in den ausgegliederten Bereichen die Beschäftigten schlechter bezahlt bekommen. 

Ja, ist das Ihre Politik der Sozialdemokratie, bei der Lohndumpingspirale mitzumachen? Geht es Ihnen darum, dass die Beschäftigten wirklich immer weniger verdienen und immer mehr arbeiten? Oder geht es nicht vielmehr darum, aufzuzeigen, dass man qualifizierte Beschäftigte auch in einer wirklicht hochanständigen Art und Weise ordnungsgemäß bezahlt, dass man gemeinsam mit ihnen versucht, Sachen zu entwickeln. (GRin Erika Stubenvoll: Das machen wir auch in den Trägervereinen!) Sie wissen genau, dass die Beschäftigten in den Trägervereinen im Schnitt bei weitem weniger bezahlt bekommen als in der Gemeinde Wien. Das wissen Sie. (GRin Erika Stubenvoll: Das stimmt doch nicht!) 

So ist es die Situation, und daher hoffe ich nach wie vor – ich glaube auch, es ist nicht von ungefähr, dass die Frau Stadträtin Pittermann heute nicht da ist –, dass dieses Ausgliederungsmodell an der Macht des Faktischen scheitern wird, denn es wird nicht leicht sein, so wie Sie es planen, innerhalb des kommenden Dreivierteljahres eine Reform umzusetzen, die in der von Ihnen vorgetragenen Art und Weise nicht durchkonzipiert ist, in vielen Belangen auch konzeptlos erscheint. (Zwischenruf von GRin Erika Stubenvoll.) Ja, Sie sagen aber, es ist ein Prozess, den Sie auf ein Dreivierteljahr beschränken, und zwar ohne Mitsprache anderer Beteiligter außer der Sozialdemokratie. Ich glaube nicht daran, dass Sie diesen Prozess zustandebringen, und ich wünsche mir, dass Sie diesen Prozess der Ausgliederungen jetzt nicht bewerkstelligen, damit nicht die Möglichkeit für die Zukunft verbaut wird, wirklich im Interesse der Wienerinnen und Wiener ein Sozialsystem und ein Gesundheitssystem so zu ordnen, dass sowohl die Beschäftigten als auch die betroffene Bevölkerung davon etwas haben. – Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vizebürgermeisterin!

Frau Vizebürgermeisterin, Ihr Verhalten, dass Sie heute hier dokumentiert haben, ist eine Stilfrage, und die richtet sich von selbst. Mehr ist dazu nicht zu sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Vizebürgermeisterin Laska, Sie haben es heute bei Ihrer Mitteilung offenbar nicht versäumen können, die ach so böse Bundesregierung natürlich dementsprechend zu prügeln. Offenbar verdrängen Sie alle den 24. November. Da haben die Österreicherinnen und Österreicher sehr eindrucksvoll ihre Zustimmung zur Reformpolitik des Wolfgang Schüssel dokumentiert. (GR Franz Ekkamp – einen "Standard" in die Höhe haltend –: Mit den Pensionen!)

Wenn Sie von den Pensionen sprechen, Herr Kollege: Seit 1970 ist die Lebensarbeitszeit um sieben Jahre zurückgegangen, um zehn Jahre leben wir länger. Und da ist kein Reformbedarf? (GR Godwin Schuster: 30 Prozent weniger Pension! – GR Franz Ekkamp: Es geht um das Wie! Was wurde vor der Wahl versprochen?) Jetzt sage ich Ihnen auch etwas: Ich war in den letzten Jahrzehnten in der Bundespolitik, und ich habe als Generalsekretärin miterlebt, wie sich gerade der Koalitionspartner SPÖ gegen jede Reform der Pension gewehrt hat, die langfristig gemacht worden wäre. (GR Franz Ekkamp: Das stimmt ja nicht!) Sie haben es zu verantworten, dass heute Maßnahmen gesetzt werden müssen, die kurzfristiger sind. (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Driemer: Das werden Sie bei den Frauen verantworten müssen, was Sie jetzt bei den Frauen für Einschnitte planen!) Herr Kollege Driemer, die Beurteilung durch die Bürgerinnen und Bürger, das ist unser Maßstab und unser Maß, und das haben wir am 24. November gesehen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Driemer: Da haben Sie Glück gehabt!)
Aber kommen wir jetzt zurück zur Mitteilung. Sie ist durchaus diskussionswürdig und interessant (GR Franz Ekkamp: Sehr gut!), aber sie wirft eine Reihe von Fragen auf, und eine Reihe von Fragen sind ja heute schon andiskutiert worden. Es stimmt, dass die demographische Entwicklung so ist, dass wir Gott sei Dank immer älter werden und auch gesund alt werden können. (GR Johann Driemer: Wie denn? Wo leben Sie denn!) Es ist so, dass in einigen Jahrzehnten ein Drittel ... (GR Johann Driemer: Schauen Sie sich um! Wir werden älter, aber nicht gesünder!). Geh bitte! Ja, vielleicht machen Sie nichts dafür, dass sie gesund alt werden. Hier gibt es sehr viele Präventivmaßnahmen, die man setzen kann. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ. – GR Franz Ekkamp: Gehen Sie einmal in einen Betrieb!) Sie, ich war 40 Jahre in einem Betrieb, ich weiß, was sich in Betrieben abspielt. Ich weiß aber nicht, ob Sie es wissen. Davon bin ich nicht so überzeugt.

Meine Damen und Herren! Es ist ein Faktum, dass in einigen Jahrzehnten ein Drittel der Menschen in Wien über 60 Jahre alt sein wird, und da sind natürlich Strukturmaßnahmen notwendig, da sind wir uns ja durchaus einig. Das bedeutet, die Pflegeintensivität wird steigen, während der letzten Lebensjahre wird natürlich mehr Pflege notwendig sein, wir brauchen Pflegeplätze und wir brauchen Pflegepersonal. (GRin Josefa Tomsik: Die sich jeder leisten kann!) Aber da geht es schon auch um eine Grundsatzdiskussion – ich habe das von dieser Stelle aus schon einige Male gesagt –: Wie viel ist der Gesellschaft der alte und pflegebedürftige Mensch wert? Genügt es, wenn der immobile Mensch warm, satt und sicher aufbewahrt – ich betone: aufbewahrt – wird? 

Ich sage, es ist zu wenig, denn wir wissen, dass sehr viele Menschen den sozialen Tod längst vor dem physischen Tod erleiden. Hier sind Veränderung notwendig, und jede Maßnahme, die diesbezüglich gesetzt wird, wird auch von uns unterstützt. (GRin Josefa Tomsik: Bitte welche Maßnahmen haben Sie von Seiten des Bundes gesetzt? Frau Kollegin, welche Maßnahmen hat der Bund bisher gesetzt?) Das ist auch ein ganz, ganz wichtiger Prüfstein für die Stabilität und die Qualität unserer Gesellschaft.

Daher sage ich noch einmal, dass ich die Zusammenführung der Sozialkompetenzen in eine Geschäftgruppe grundsätzlich für positiv halte, weil eine gemeinsame Administration sicher günstiger sein wird. Die Geschäftsgruppe hat die Kompetenz für politische Vorgaben, strategische Steuerung, Planung, Finanzierung und Controlling, während der operative Bereich ausgegliedert wird. 

Aber nun ergeben sich für mich einige Fragen, die heute nicht beantwortet wurden: Wie erfolgt die Einbindung der politischen Parteien? Mein Kollege Hahn hat einen Vorschlag gemacht. Der Kollege Hundstorfer hat zwar gesagt, von der Opposition seien keine Vorschläge gekommen. Vielleicht haben Sie es überhört. Hier ist ein Vorschlag. Typisch ist auch wieder, dass die Frau Kollegin Stubenvoll, obwohl das überhaupt noch nicht behandelt wurde, von dieser Stelle aus schon gesagt hat, der Unterausschuss sei nicht notwendig. (GR Christian Oxonitsch: Da werden Sie daran erinnert!) Das ist wieder typisch für die so genannte Demut, die Sie an den Tag legen. (Beifall bei der ÖVP.) Ich hoffe sehr, dass die politische Kontrolle nicht auch mit ausgegliedert wird, denn das wäre sicher fatal. (Beifall bei der ÖVP. – GR Christian Oxonitsch: Von der politischen Kontrolle im Bund ist noch viel offen!)
Weiters: Frau Vizebürgermeisterin, werden Sie dafür sorgen, dass die Prüfungszuständigkeit der Volksanwaltschaft erhalten bleibt? Warum ist mir das ein Anliegen? Aus jedem Bericht der Volksanwaltschaft geht hervor – Frau Kollegin Jerusalem hat ja heute schon daraus zitiert und hat erwähnt, dass auch Kollege Kostelka, der Ihnen nicht fremd ist, hier große Kritik geübt hat, aber auch schon vorher in allen Berichten Jahre zurück –, dass gerade die Sozialhilfe unbürokratisch sein muss, dass sie bürgernah sein muss und dass sie bedarfsgerecht sein muss, dass sie in Wien aber nicht bedarfsgerecht ist. 

Faktum ist, dass man vier bis sechs Wochen warten muss, um überhaupt einen Termin beim Sozialamt zubekommen. Dabei geht es nicht nur um das Geld, sondern es geht gerade in diesem Bereich auch um Sachleistungen, vor allem aber um die aktivierende Sozialhilfe. Das ist ja ganz, ganz wesentlich. Es geht nicht darum, jemandem ein paar Euro zu geben – das ist auch wichtig –, sondern es geht um die aktivierende Sozialhilfe. Sozialhilfe darf nicht dazu führen, dass die Menschen auf ein Abstellgleis gestellt werden und sich die Gesellschaft dann nichts mehr von ihnen erwartet. 

Die Volksanwaltschaft zeigt in jedem Bericht auch gravierende Verfahrensmängel bei der MA 12 auf, Fehler in der Aktenführung, Rechtsschutzdefizite, Ignorierung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, rechtswidrige Berechnung des Richtsatzes et cetera, et cetera. Und das, Frau Vizebürgermeister, ist nicht die Kritik der bösen Opposition sondern, das ist die Kritik einer objektiven Stelle. Und ich nehme doch an, dass Sie mir Recht geben werden, dass die Volksanwaltschaft als solche Institution anzusehen ist. Es wäre wirklich falsch und fatal, wenn dieses Sprachrohr des Bürgers, eben die Volksanwaltschaft, aus diesem demokratischen Prozess ausgeschlossen werden würde. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Vizebürgermeister, auch eine Frage, die mich sehr beschäftig: Wann werden Sie das Landesseniorengesetz beschließen? Wir haben heute so viel gehört von der demographischen Entwicklung, dass die Menschen älter werden, wie wichtig es ist, dass man hier sehr viel für diese Generation tun muss. Es hat die FPÖ ein Landesseniorengesetz eingebracht, es hat die ÖVP ein Landesseniorengesetz eingebracht, andere Bundesländer haben bereits ein Landesseniorengesetz, in Wien, wo immerhin eine halbe Million Menschen bald über 60 Jahre alt sein werden, gibt es keines. Informell ist im Ausschuss kurz gesagt worden, der Entwurf sei zur Überprüfung weitergegeben worden. Passiert ist nichts. Der Rest ist Schweigen. 

Meine Damen und Herren! Wenn die Mehrheitsfraktion dieses Hauses die Anliegen und die Probleme der altersbunten Gesellschaft so ernst nimmt wie unsere Gesetzesinitiativen, dann nützen auch Organisationsänderungen nichts, denn dann fehlt der gute Wille, dann sieht die ältere Generation in Wien einer nicht sehr guten Zukunft entgegen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass Sie noch 3 Minuten Redezeit haben. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte nur rasch noch die Möglichkeit wahrnehmen, auf einen Widerspruch in der SPÖ hinzuweisen, der mich dazu bringt, zu behaupten: Sie wissen überhaupt nicht, was sie tun. 

Herr GR Hundstorfer – nachzulesen in einer Veröffentlichung der Gewerkschaft der Gemeindebediensteten – sagt klipp und klar zum Ausgliedern – nicht zum Privatisieren, sondern zum Ausgliedern –, dass die Bevölkerung zusätzlich belastet wird, dass ein Qualitätsverlust stattfindet und dass die Rechte der Bediensteten verloren gehen. Das sind die drei Punkte. Ich habe das auch gesagt, daraufhin haben Sie behauptet, ich hätte einen Verfolgungswahn. Also wenn, befinde ich mich in guter Gesellschaft, nämlich in Gesellschaft des Herrn GR Hundstorfer. Dann aber kommt die Frau GRin Stubenvoll heraus und sagt punktgenau das Gegenteil, sie sagt nämlich, die BürgerInnen bekommen mehr Qualität und mehr Leistung. Da nur eine der beiden Behauptungen stimmen kann, ist die andere zwangsläufig falsch. 

Meiner Meinung nach machen Sie jetzt eine Strukturreform, die falsch ist. Mein Vorschlag, meine Aufforderung ist: Analysieren wir wenigstens vor dieser nächsten Auslagerung jene Auslagerungen, die schon stattgefunden haben, denn daran lässt sich zumindest in Grundzügen ermessen, welche der beiden Behauptungen richtig ist. Das könnte man doch zumindest machen, bevor man sich ins nächste Abenteuer hineinstürzt. Ich denke mir, Herr GR Hundstorfer könnte dem vielleicht zustimmen und seiner eigenen Partei diese Anregung mit auf den Weg geben. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Klicka hat sich zu Wort gemeldet. Bitte schön. 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann mich der Einstellung von Frau GRin Korosec nicht ganz anschließen, wenn sie meint, man sei selber schuld, wenn man im Alter krank ist, denn man hätte ja viele Vorsorgemaßnahmen ergreifen können. Wir wissen ganz genau, dass das für diese Generation jetzt nicht mehr möglich ist, weil die Menschen, die jetzt 60, 70, 80 Jahre alt werden, noch sehr, sehr harte Arbeit leisten mussten und daher natürlich auch sehr viele chronische Krankheiten im Alter aufweisen. Außerdem wissen wir aus den Untersuchungen, dass gerade Menschen, die in den weniger begüterten sozialen Schichten leben oder aus weniger gebildeten Bereichen kommen, weitaus häufiger und schwerere Erkrankungen im Alter haben, weil es ihnen eben nicht möglich war, diese Vorsorgemaßnahmen auch rechtzeitig zu ergreifen. 

Ich hoffe, dass sich das auf Grund unseres guten Gesundheitssystems und des Ausbaues der Vorsorgemaßnahmen in zwei, drei Generationen ändern wird, aber wir müssen für die nächsten 20 Jahre vorsehen – oder für die nächsten zehn Jahre, um noch ein bisschen kürzer zu greifen –, und da wissen wir, dass sich der Seniorenanteil – das Älterwerden, dass wir alle älter werden können und auch besser älter werden, als es in früheren Jahren der Fall war, ist ja eine Auswirkung dieses Gesundheitssystems –, der Anteil der älteren WienerInnen um 26,5 Prozent erhöhen wird. Und dass die Menschen älter werden, erleben wir schon jetzt, weil wir sehr vielen Menschen zum 100. Geburtstag gratulieren können. 

Dieser Anstieg der Zahl der älteren Personen in den Haushalten wird aber auch eine intensivere Pflege nach sich ziehen, und daher sehen wir rechtzeitig vor. Wir haben uns vorgenommen, bis zum 1. Jänner 2004 eine Umsetzung dieser Umstrukturierung zu ermöglichen. Im Bund ist es oft so, dass innerhalb von drei Monaten Maßnahmen getroffen werden, die auf Jahrzehnte – etwa bei der Pensionsreform – in das Leben der Menschen eingreifen. 

Es ist ganz wichtig, dass sich, wie wir in den letzten Jahren auf Grund dieser 30jährigen Entwicklung ja auch festgestellt haben, das Sozialsystem enorm erweitert und vergrößert hat, und da ist es natürlich auch ganz wichtig, dass eine klare Trennung zwischen den hoheitlichen Aufgaben, der Leistungserbringung, der Finanzierung und der Kontrolle durchgeführt wird. Für die Klienten ist es ganz wichtig, dass ein Case Management existiert, das allen Personen einen niederschwelligen Zugang zu den Einrichtungen ermöglicht, und ganz besonders im Auge haben wir natürlich auch die Qualitätsstandards der Leistungen.

Die Überprüfung des Mitteleinsatzes wurde von uns allen immer schon gefordert, und es wird uns möglich sein, die Kostenwahrheit auch wirklich festzustellen und somit die Fördermittel noch treffender einsetzen zu können.

Durch die Schaffung klarer Verantwortungsbereiche werden auch die Leistungen besser definiert werden können.

Eine Zusammenarbeit mit den Dachverbänden gab es schon in den letzten Jahren und wird es auch zukünftig geben. Sie waren immer schon ein wichtiges Bindeglied zwischen den Organisationen.

Wie die Frau GRin Stubenvoll ausgeführt hat, sind ja auch jetzt in den vergangenen Jahren viele dieser Leistungen schon von den Vereinen durchgeführt worden, und das zur Zufriedenheit aller Klienten und Klientinnen. (StRin Karin Landauer: Sie glauben das auch noch, was Sie sagen?)

Ich möchte mich nun auch noch auf die zwei Anträge konzentrieren. 

Zum Antrag der ÖVP-Gemeinderäte möchte ich nur sagen, dass Sie natürlich die Zuweisung des Antrages an den Bürgermeister fordern können, aber dass es nicht die Aufgabe des Bürgermeisters ist, einen Unterausschuss einzurichten. Wie Sie ja alle wissen, ist die Einrichtung von Unterausschüssen im Ausschuss diskutiert worden. Wir werden daher diesen Antrag ablehnen.

Wir werden auch den Antrag der FPÖ-Gemeinderäte ablehnen (StRin Karin Landauer: Das gibt es ja nicht!), weil wir es einfach nicht notwendig finden, denn wir brauchen nicht den Zuruf der FPÖ. Wir haben in den letzten Jahren selbstverständlich immer die Sozialhilfe dem Bund gemäß erhöht. Es ist nur so, dass der Bund mit 1.1. zwar diese Verordnung in Kraft gesetzt hat, es aber den Pensionsversicherungen auf Grund eines sehr verwirrenden und nicht konkret ausgeführten Gesetzestextes erst vor acht Tagen möglich war, die Beträge – es sind nämlich in der Stadt Wien Nettobeträge – auszurechnen, sodass wir natürlich binnen kürzester Zeit auch diese Erhöhung in der Stadt umsetzen werden. 

Wir sind sicher, dass wir mit dieser Umstrukturierung das schaffen, was wir vor 20 oder mehr Jahren auch schon bei der Donauinsel erreicht haben. Ich kann mich noch erinnern aus Zeitungsberichten – selbst war ich ja noch nicht im Gemeinderat –, dass die ÖVP aus der Regierung ausgezogen ist, weil sie mit der Errichtung der Donauinsel nicht einverstanden war. Im vorigen Jahr waren wir sehr, sehr froh, dass wir sie haben. Nach 20 Jahren hat sich gezeigt, wie wichtig diese Entscheidung war. (StRin Karin Landauer: Was hat das mit den alten Menschen zu tun?)

Genauso wichtig ist die Entscheidung über das soziale Wien. Und wir werden damit die Sicherheit der Bürger im sozialen Bereich und im Altenbereich schaffen und ihnen auch die Möglichkeit geben, in Gesundheit zu altern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge.

Ich lasse vorerst den Antrag der ÖVP-GRe Dr Tschirf und Dr Hahn betreffend Übertragung der MA 12 in den Geschäftsbereich Gesundheit abstimmen. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Beschlussantrages an den Herrn Bürgermeister beantragt.

Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Wir kommen zum zweiten Beschlussantrag der freiheitlichen GRe Römer, Strache und Ing RUDOLPH betreffend Verordnung der Wiener Landesregierung, mit der die Verordnung betreffend die Festsetzung der Richtsätze in der Sozialhilfe geändert wird. 

Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrages gefordert.

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. – Das hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Sportorganisationen und sonstige Institutionen. 

Der Berichterstatter, Herr GR Vettermann, wird die Verhandlungen einleiten. – Bitte, Herr Gemeinderat.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Der Herr GR Ellensohn hat sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir beschließen in diesem Punkt mehrere Subventionen, und wir ersuchen um eine getrennte Abstimmung. Sie bezieht sich auf den Wiener Trabrenn-Verein, auf die Krieau, und zu dem Punkt möchte ich auch ein paar Sätze sagen. 

Laut Antrag, der dem Gemeinderatsausschuss vor-gelegen ist, handelt es sich um eine einmalige Unterstützung zur Überbrückung des Liquiditätsengpasses. 
Einmalig. Jetzt habe ich gefragt: Was heißt das, "einmalig"? "Einmalig" könnte heißen, einmal wird das Geld überwiesen, und fertig. Das wäre das Normale. Die 500 000 EUR sind für heuer beschlossen, und gleichzeitig steht im Akt drinnen: Nächstes Jahr bekommen wir wieder einmalig 500 000 EUR. 

Jetzt glaube ich, dieses "einmalig" bezieht sich nicht auf einmal und zweimal und dreimal im Sinne des Aufzählens, sondern das ist eine einmalige Aktion, dass man das gibt, im Sinne von eigentlich unglaublich. Vielleicht hätte auch stehen können: Eine unglaubliche Unterstützung zur Überbrückung des Liquiditätsengpasses. So wollen wir es lassen, so schaue ich es jetzt einmal an.

Was ist passiert? Letztes Jahr hat die Krieau auch eine Subvention bekommen, und zwar 363 365 EUR. Ein krummer Hund, diese Zahl. Das erklärt sich dadurch, dass Bezug genommen wurde auf das "noch ein Jahr", also ein Jahr zurückgerechnet wurde, und da waren das halt 5 Millionen S, eine schöne Summe. Aus diesen 5 Millionen S sind jetzt geworden, und ich behaupte, unabhängig davon, ob der Euro 11 oder 12 oder 13,76 S wert ist, ist gesagt worden, 1 Million EUR, die wir verteilen auf 2003 und 2004, also aus 5 Millionen S werden 500 000 EUR für heuer und 500 000 EUR für das kommende Jahr, jeweils einmalig.

Im Akt ist auch genau ersichtlich, warum dieser Liquiditätsengpass zustande gekommen ist beziehungsweise warum er so hoch ist. Im Jahr 2000 war ein zugegebener Abgang von 9 Millionen S, das Jahr darauf 9,5 Millionen S. Im letzten Jahr wären es 8 Millionen S geworden, hätte nicht die Stadt Wien 5 Millionen S zugeschossen; so waren es nur 3 Millionen S. Für das vergangene Jahr spricht man von 8 Millionen S bis 10 Millionen S und für das laufende Jahr leider auch von 8 Millionen S bis 10 Millionen S Verlust. 

Jetzt geht der Trabrenn-Verein her und sagt: Schuld ist das frühere Management, weil die haben nicht rechtzeitig reagiert auf den neuen Wettmarkt im Wesentlichen. Das neue Management ist aber auch schon wieder fünf Jahre in Amt und Würden. Die sind natürlich völlig unschuldig an dem Ganzen und haben sich immer bemüht, es besser zu machen. 

Im Akt steht des Weiteren: "Es wäre notwendig, mit herkömmlichen Werbemethoden die Rennsaison ständig effektiv zu bewerben, wofür jährlich die Budgetmittel fehlen." Das heißt, der Rennverein selber sagt uns, wir brauchen Geld für Werbung, und wenn wir das nicht haben, werden wir immer diese Abgänge haben in Zukunft. 

Jetzt geben wir ihnen heute – ohne die Stimmen der GRÜNEN – als Gemeinderat dieses Geld, aber natürlich nicht, um das zu tun, was dringend notwendig wäre, sondern einfach, um Löcher zu stopfen. 

Was macht die Krieau dauernd mit den anderen Millionen, die sie Verlust haben? Sie belehnen Grundstücke, eines nach dem anderen. Dann wird eines verkauft. Die besitzen noch ein Grundstück auf der Kärntner Straße. Auch das ist mittlerweile schon mit Millionen belastet und wird auf absehbare Zeit nicht zu halten sein. Das wissen diejenigen, die sich mit der Krieau beschäftigen, und das wissen natürlich auch diejenigen im Ressort, die diese Subvention in Höhe von 500 000 EUR für heuer beantragen und für nächstes Jahr bereits eine Zusage geben oder geben möchten. 

Sehenden Auges marschiert man da hinein und sagt okay, die machen jedes Jahr einen Minusbetrag, den wir nicht decken wollen, sondern einen Teil davon. Dann verkaufen sie das, was sie haben, die Grundstücke, die Häuser, und irgendwann ist einmal Ende mit dem Verkaufen, und zwar relativ zügig. Was ist nachher? 

Die Stadt Wien hat sich hundert Jahre nicht ausreichend um die Freudenau gekümmert. Die Freudenau hat am Sonntag den ersten Renntag der letzten Saison. Für die, die es nicht wissen: Die Freudenau gibt es noch heuer, und dann ist es fertig. Der Galopprennsport in Wien ist damit ad acta gelegt nach über hundert Jahren, weil man sich nicht rechtzeitig darum gekümmert hat, und das ganze Geschäft wandert ab nach Niederösterreich. Der Frank Stronach macht das Ganze in Ebreichsdorf. Die Einnahmen, die daraus resultieren könnten, sind natürlich auch weg.

Und dasselbe droht auf absehbare Zeit der Krieau, wenn nicht eingeschritten wird und nicht die Subventionen nur hineingeworfen werden. Da wird ein Loch gestopft. Nächstes Jahr ist das Loch größer und übernächstes Jahr auch. Irgendwann kann man es nicht mehr stopfen und irgendwann werden auch Sie das nicht mehr wollen, damit nicht der Insolvenz eines Vereins Vorschub geleistet wird.

Und genau das ist der Vorwurf wegen dieser unkontrolliert abgegebene Subvention. Es wäre dringend notwendig ein detailliertes Finanzierungskonzept. Jetzt liegen natürlich schon ein paar Ideen bei, und die Menschen in der Krieau sind sicher bemüht, aber leider erfolglos bemüht schon seit längerem. Und da steht ein Luftballon noch nach dem anderen in dem Akt, was man denn alles machen will. Wettkooperationen mit einem französischen Partner, Wettkooperation mit einem schwedischen Partner und, und, und – alles Luftballons, die im letzten Jahr auch schon im Antrag gestanden sind, und es ist sich nicht ausgegangen, und heuer steht es wieder drinnen. Natürlich ohne ein einziges Mal dazuzuschreiben: Wir hoffen, dass wir mit dieser Maßnahme so und so viel Geld verdienen werden. Wir machen etwas, und hoffentlich wird es etwas werden. Das steht drinnen, und dazu nickt die Stadtregierung, die Mehrheitsfraktion, und, soweit ich informiert bin, auch die Volkspartei, sie sagt: Aber ja, okay. Das Geld bekommen sie einfach, das verschwindet irgendwo. 

Die GRÜNEN fordern ein detailliertes Finanzierungskonzept von der Krieau. Ich befürchte, dass das Direktorium, das im Moment am Werken ist, in der Gesamtheit nicht in der Lage ist, das Steuer herumzureißen. Ich würde mir wünschen, dass man zumindest nahe legt, dass sich das Direktorium darum kümmert, ob nicht nach fünf Jahren Erfolglosigkeit es angebracht wäre, darüber nachzudenken, dass neue Leute zumindest dazukommen ins Direktorium oder Einzelne ausgetauscht werden. Das macht keinen Sinn, dass Leute drinnen sitzen, die gleichzeitig verbandelt sind, sage ich, mit der Gastronomie dort, dass die gleiche Person auch zuständig ist für verschiedene Tätigkeiten bei der Baufirma, die die neue Tribüne baut, und dann auch noch in dem Direktorium drinnen sitzt. Das muss zu einem Interessenskonflikt führen, weil man natürlich nicht auf allen Seiten schauen kann, was am Besten für die jeweilige Organisation ist, sondern man schaut irgendwann darauf, dass es einem selber nicht schlecht geht dabei. 

Ich glaube, dass ein Direktorium der Krieau anders zusammengesetzt sein sollte. Es hat in der Vergangenheit auch Vorschläge gegeben, wer da drinnen sitzen könnte.

Abschließend: Bevor wir darauf warten, dass die U2 dorthin verlängert wird, knapp vor der EM 2008, also irgendwann im Mai oder Juni 2008, und sich vielleicht ein paar Leute in die Krieau verirren, weil sie dort zufällig aussteigen, das halte ich nicht für ein ausreichendes Konzept, könnte und sollte und müsste das Sportamt und die Wiener Stadtregierung darauf drängen, dass nicht Subventionsansuchen hereinflattern, die mit schönen Luftballons behübscht sind, und kein einziges Finanzierungskonzept erkennbar ist, wo wir alle wissen, und ich behaupte, das weiß jeder von denen, die sich damit beschäftigt haben, die Faktenlage vor Ort ist ja nicht nur mir bekannt, es ist allen bekannt, dass es eine Aktion ist, wo 500 000 EUR verschwinden, die nichts anders nützen, als dass es ein Jahr weitergeht. Nächstes Jahr stecken Sie es wieder hinein. 

Ich frage Sie, wie lange Sie das tun wollen. Wir stehen für eine solche Verschwendung von Subventionen nicht zur Verfügung. Ich glaube, dass das Geld gut angelegt sein könnte, damit man nicht die GRÜNEN falsch versteht. Wir hätten ja gerne, dass die Krieau funktioniert: Wir behaupten, Sie leisten der Insolvenz dieses Vereins Vorschub durch diese Praxis, dass das Geld einfach nachgeworfen wird, das Loch jedes Jahr größer wird und die Krieau knapp vor dem Ausverkauf all ihrer Grundstücke und Häuser steht, die sie neben der Krieau gehabt hat. 

Sie machen dasselbe wie mit der Freudenau. Die Freudenau gibt es heuer das letzte Jahr. Ich will nicht, dass die Krieau auch in den nächsten Jahren zugesperrt wird. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Es ist, glaube ich, wohl einzigartig, und ich kenne kein Parlament dieser Welt, wo während einer ressortspezifischen Diskussion das zuständige Ressortmitglied, das Regierungsmitglied nicht am Regierungsplatz ist, sondern irgendwo versteckt, und es wurde heute schon gesagt, sich offenbar im Schmollwinkerl befindet. Es wird einen Grund haben, sehr geehrte Frau Stadträtin, warum Sie sich in ein Schmollwinkerl zurückziehen. 

Ich darf den von Ihnen gewählten Schwerpunkt des heutigen Tages, nämlich die Sportförderung, zum Anlass nehmen, um ein bisschen Revue passieren zu lassen, wie lang hier in diesem Haus Sportförderung diskutiert wird. Es ist jetzt, glaube ich, sechs Jahre her, dass wir hier begonnen haben, zu überlegen, eine Reform durchzuführen. 

Jetzt gibt es seit kurzem, also seit einem Jahr etwa, eine wohl einzigartige Situation oder Aktion hier in dieser Stadt. Es haben sich im außerparlamentarischem Bereich alle Dachverbände, alle Sportsprecher dieses Hauses zusammengesetzt und haben ein Konzept erarbeitet für ein neues Landessportgesetz. Dieser Entwurf, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, wurde Ihnen überreicht, und zwar genau vor einem Jahr, mit der Bitte, sich damit auseinander zu setzen und in Gespräche einzutreten. 

Jeder Andere, jedes andere Regierungsmitglied würde sich glücklich schätzen, faktisch so eine Zuarbeit, die noch dazu von allen politischen Kräften des Hauses getragen ist, zu bekommen und damit ein Signal in der Hand zu haben, zu sagen, jetzt kann man sich auf breiter Basis mit einigen Ideen auseinander setzen. Da geht es gar nicht darum, dass Sie alles Eins zu Eins übernehmen sollen oder müssen, sondern es geht darum, dass Sie ein Signal geben, dass das eine Möglichkeit ist, sich mit diesem Thema breit auseinander zu setzen. 

Sie haben aber bis heute nicht einmal darauf reagiert. Ich darf sogar zitieren. Es hat in der Zwischenzeit ja mehrere Aktionen dazu gegeben. Es gab eine Sportenquete, die sich mit diesem Thema beschäftigt hat. Es gab darüber hinaus eine Resolution. Ich zitiere aus dieser Resolution aller vier Dachverbände: 

"Die vier Sportverbände appellieren an die StRin Grete Laska, auf Basis des vorgelegten Entwurfes zum Wiener Landessportrat umgehend in Gespräche und Verhandlungen zur Umsetzung der vorgeschlagenen Reformen einzutreten, und erwarten ein Terminangebot bis Dezember." 

Jetzt noch einmal, damit man sozusagen auch ein bisschen den Zeithorizont in Erinnerung ruft: Das war im April vorigen Jahres, als Ihnen der Entwurf übergeben wurde, es war im Oktober die Sportenquete und es war im November diese Resolution.– Bis heute keine Reaktion. 

Sie haben sich in der letzten Gemeinderatssitzung auf Grund einer mündlichen Anfrage von mir darüber mokiert, warum ich – Sie haben speziell mich angesprochen – in dieser Frage so viel Druck erzeuge bei Ihnen. 

Nun, ich weiß nicht genau, was Sie für einen Zeitbegriff haben, sehr geehrte Frau Stadträtin. Aber wenn wir seit 1999 das offensiv in diesem Hause diskutieren, und wir schreiben jetzt 2003, dann kann ich wohl nicht ganz nachvollziehen, wo Sie hier den besonderen Druck verspüren. 

Ich darf dazu zusätzlich noch aus dem Rechnungshofbericht aus dem Jahr 2000 zitieren. Hier heißt es: 

"Der Rechnungshof verweist auf eine Vielzahl von Einzelgenehmigungen im Zusammenhang mit Sportförderungen. Das Genehmigungsverfahren durch Delegation der Verantwortung wäre zu vereinfachen und im Gegenzug Ziele der Sportförderung vorzugeben." 

Der Rechnungshof empfiehlt dann an weiterer Stelle, eine, wenn auch nur interne, Förderungsrichtlinie auszuarbeiten. Damit könnte die Objektivierung sowie die Zielerreichung der Strategie verbessert werden. 

Es heißt dann auch noch weiter: 

"Eine schriftliche Ausformulierung der Strategie über diese Handlungen konnte dem Rechnungshof nicht vorgelegt werden." 

In Ihrer Stellungnahme sagen Sie dann, dass ein Arbeitskreis Sport im Sommer 1999 seine Tätigkeit aufgenommen hat und sich diesem Thema nun widmet. Weiters wird erwähnt, dieser Arbeitskreis sollte die Grundlage für einen sportpolitischen Kataster erarbeiten, weiters die multifunktionale Nutzung der Sportstätten, die Reform der Aufgaben des Landessportrates und die Nutzer- und Vergabemodalitäten der Sportausübungsstätten. 

Nun, meine Damen und Herren, das steht alles schon im Rechnungshofbericht aus dem Jahr 2000, und Sie geben hier Antworten, dass das alles passiert, und zwar in einer Form, wie Sie meinen, wie das dieser Arbeitskreis bereits als Ziel hat. 

Jetzt hat aber der Rechnungshof im Vorjahr beziehungsweise in seinem letzten Bericht noch einmal moniert und gesagt, da gibt es Dinge, die sind noch nicht erledigt. Was sagen Sie da dazu? Sie sagen dazu, laut Mitteilung des Wiener Stadtsenates würden Zielvorstellungen durch den Förderungszweck festgelegt. Widmungswidrig verwendete Mittel müssen anlässlich der obligatorischen nachprüfbaren Kontrolle zurückgezahlt werden, und verweisen im weiteren auf das Regierungsprogramm. 

Ich habe mir das Regierungsprogramm herausgesucht, diese Stelle, und darf es vorlesen:

"Wir werden bei der Sportförderung neben der Förderung des Spitzensportes auch den Breitensport als einen Beitrag zur Gesundheitsförderung sehen. Das heißt, dass Breitensport noch mehr als Spitzensport gefördert wird. Vor allem Kinder und Jugendliche sollen mehr Möglichkeiten zur Bewegung haben, wobei wir das Thema Bewegung generell zu einem Schwerpunkt der kommenden Jahre zu machen haben." 

Ich frage mich: Wo sind die Zielvorgaben, wo sind die konkreten Hinweise darauf, dass es sich hier um Sportförderungsrichtlinien handelt, um Schwerpunktsetzungen, um klare Zielformulierungen? 

Nun, wir haben uns auch die Mühe gemacht, genau zu schauen: Was macht denn die Stadt Wien tatsächlich mit den Förderungsgeldern? Und wenn man sich nun den Rechnungsabschluss von 2001 zur Hand nimmt, so hat das Ressort einen Gesamtbereich für den Sport von 34,1 oder 34,2 Millionen EUR zur Verfügung und davon für die Sportförderung 6,1 Millionen. Jetzt muss man aber wissen, dass die Stadthalle von diesen 6,1 Millionen gleich einmal 3,8 Millionen kassiert, weil sie sozusagen dafür irgendwelche Räumlichkeiten zur Verfügung stellt oder Hallen, die aber wieder in ihrer Abrechnung nicht nachvollziehbar sind. Es bleiben, wenn man dann noch den selbsterwirtschafteten Bereich des Sportgroschens abzieht, ganz genau 1,8 Millionen EUR Sportförderung für die einzelnen Vereine.

Ich habe mir jetzt die Mühe gemacht, nachzufragen: Wie viele Vereine sind denn das in Wien? Es sind ziemlich genau 900 Vereine. Sie können sich daher jetzt ausrechnen, wie groß die Zuwendung der Stadt Wien für die einzelnen Vereine ist. Es sind sage und schreibe pro Jahr 2 000 EUR. Da ist aber der Spitzensport bereits mitgefördert.

Also, meine Damen und Herren, wenn das jene von Ihnen angestrebte Reform ist beziehungsweise jene Form der Sportförderung, von der 75 Prozent der Wiener eigentlich Gebrauch machen, nämlich über die Sportvereine, dann kann ich nur sagen: "Bewegung findet Stadt", aber offenbar nur auf den Prominentenplätzen der ersten Reihe, beim Banddurchschneiden, wenn SPÖ-Stadträte irgendeinen Sportevent eröffnen. Aber sonst passiert in dieser Stadt sicher nichts. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich auch einige Überlegungen zur Krieau noch sagen. Wir haben es uns nicht sehr leicht gemacht, weil die Anlage dort vor einigen Jahren saniert wurde um sehr viel Geld. Insgesamt waren es fast 80 Millionen EUR, die dort für die Renovierung der Tribüne investiert wurden. Es muss daher in jeder Hinsicht für die Stadt ein wichtiges Anliegen sein, diese Anlage auch sinnvoll zu nutzen. 

Jetzt muss man sich halt bei den Wettbewerbsbedingungen, die zweifelsohne nicht einfach sind, wenn der Herr Stronach in Ebreichsdorf ein weiteres Feld eröffnet, das der Wiener Krieau sehr zusetzt, Gedanken machen, wie man mit neuen Ideen den Platz beleben kann. Das war mit ein Grund, warum wir beim letzten Mal bei der versteckten, ich sage einmal, Förderung im Hinblick auf die Defizitabdeckung skeptisch waren. Es war das ursprünglich der Auftrag, durch den PID durch entsprechende Maßnahmen, Werbemaßnahmen die Situation vor Ort zu verbessern. Wir wissen alle, dass es sich um ein gewaltiges Defizit von über 9 Millionen S damals gehandelt hat, die durch den Presse- und Informationsdienst abgegolten werden sollten.

Das, was ich meine, was hier jetzt notwendig ist und was damals schon zugesagt wurde, war ein Konzept, das eine multifunktionale Nutzung der gesamten Anlage vorsehen sollte. Ich kann mich jetzt nur auf das beziehen, was die Frau Stadträtin zuletzt im Ausschuss gesagt hat, als wir gefragt haben, wie denn das nun aussieht mit dem Konzept. Da hat man uns zwar bestätigt, dass es diese Überlegung geben muss und geben wird, aber ein konkretes Konzept konnte wieder nicht vorgelegt werden. 

Ich darf daher namens meiner Fraktion heute sehr deutlich sagen, sehr geehrte Frau Stadträtin: Wir werden das im Sinne einer Überlegung und im Sinne der Sorge um diese Anlage, um das viele Geld für die Renovierung der Tribüne und auch im Hinblick auf einen für Wien sehr attraktiven Platz heute nochmals mittragen den Beschluss über das Geld, das hier zur Sanierung beziehungsweise zur Defizitabdeckung verwendet werden muss. Ich sage aber gleich dazu, dass das ein letztes Mal sein wird, im Hinblick darauf, dass wir die Sorge haben, dass dann nicht nur der Trabrenn-Verein nicht mehr hier in Wien ist, sondern auch in Sorge, dass Sie, sehr geehrte Frau Stadträtin, über Ihre Versprechungen, Konzepte vorzulegen, wie Sie das in den letzten zwei Jahren getan haben, nicht hinauskommen und offenbar nicht imstande sind, zumindest nicht bis heute und in verschiedenen anderen Bereichen auch, konkret sagen zu können, was die Zielvorgaben dieser Stadtregierung sind. Wir tragen das daher nur aus der Sorge mit, dass hier sehr viel Steuergeld für die Renovierung und Sanierung einer Traditions- und historisch sehr interessanten Stätte ausgegeben wurde, und in der Hoffnung, dass es doch noch bis zum nächsten Jahr ein vernünftiges Konzept geben wird. (Beifall bei der ÖVP) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Römer. Bitte schön.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Herr Hofrat Strobl hat in seinen Ausführungen breit über die Entstehungsgeschichte des Entwurfes eines Wiener Landessportgesetzes repliziert, und ich glaube, ich kann mir das ersparen. Ich möchte nur festhalten, dass auch wir großes Interesse haben, dass ein neues Wiener Landessportgesetz kommt, ein Landessportgesetz, das natürlich dann auch die Sportförderung regeln würde, und zwar regeln würde in dem Sinne, dass mehr Transparenz sichtbar werden würde, dass mehr Sicherheit für die Vereine gewährleistet wäre, ein Gesetz, das klare Richtlinien festschreiben könnte, dies auch natürlich zur Selbstbestimmung der Verbände und Vereine. Ich glaube, dieses Gesetz könnte natürlich nicht nur die Subventionen der Gemeinde Wien, sondern auch die Verwendung des Sportgroschens et cetera regeln beziehungsweise die Regelungen ermöglichen, die diese Prämissen, die ich am Anfang gesagt habe, gewährleisten. 

Mit dem vorliegenden Akt sich zu beschäftigen, meine sehr verehrten Damen und Herren, setzt vielleicht voraus, dass ich klarstelle, dass wir es begrüßen, dass diverse Förderungen gewährt werden. Wir begrüßen es, dass ein neues Einlasssystem ins Stadion kommt, vor allem deshalb, weil es ja sicher notwendig sein wird für neue, große Vorhaben, die wir haben, für neue große Veranstaltungen, die dort durchgeführt werden sollen. Wir begrüßen auch die Unterstützung der Durchführung eines 4-Städte-Turniers zum Bespiel. Wir begrüßen die Unterstützung der Durchführung einer Europameisterschaft, und auch die Durchführung des Preises der Stadt Wien in der Freudenau ist schon allein auf Grund der Werbewirksamkeit eine gute Sache. Wir begrüßen auch die anderen zu unterstützenden und um Unterstützung ansuchenden Vorhaben.

Prinzipiell ist vielleicht zu beachten, dass es in der ganzen Sportförderung und bei den im Zusammenhang mit Sport gewährten Subventionen um einige verschiedene Dinge geht. Da geht es um die Unterstützung von großen Ereignissen, die ein Verein, ein Verband alleine ja nicht bewerkstelligen könnte. Es geht natürlich um die Unterstützung bei der Herstellung und Erhaltung der Sportanlagen, die garantieren, dass hier schöner, gesunder Sport, auch Sport, der auf das Interesse der Zuschauer stößt, stattfinden kann.

Wir begrüßen natürlich auch die Förderung und die Unterstützung für einzelne wichtige Ereignisse, wie zum Beispiel der große "Preis der Stadt Wien". Das ist immer einer der Höhepunkte des Jahres. 

Aber der vorliegende Akt ist ein ganz ein anderer Akt. Hier geht es um eine, wie schon angeführt wurde, einmalige Unterstützung zur Überbrückung eines Liquiditätsengpasses für den Wiener Trabrenn-Verein.

Es ist noch gar nicht so lange her, da haben wir über die Schiene des PID eine Unterstützung beschlossen, und wir haben damals auch mitgestimmt, weil wir ja hier einen Ablauf des Jahressportgeschehens garantieren wollen. 

Aber dieser Akt heute geht davon aus, dass zur Überbrückung eines offensichtlich noch längere Zeit oder vielleicht für ewig geplanten Liquiditätsengpasses im Jahr 2003 und in der Folge auch im Jahr 2004 jeweils 500 000 EUR zugeschossen werden sollen. Das heißt, dieser ganze Akt ist eine an und für sich unangenehme Sache. 

Ich stelle hier fest: Wien braucht die Krieau, Wien braucht den Trabrennsport. (Beifall bei der FPÖ.) 
Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, angesichts der heutigen Situation ist zu hinterfragen: Wie sichern wir dies ab? Vom Verein wurde zwar ein Konzept vorgelegt, aber ich glaube, dass dieses Konzept ja nicht besonders greift, da auch ein Vertrag, der seit 2000 besteht und schon Teile dessen beinhaltet, was hier im Konzept vorgelegt wurde, auch keine besondere Abhilfe schaffen konnte. Im Gegenteil, wir haben zur Kenntnis nehmen müssen, dass sich der Trabrenn-Verein vom Familiensilber trennen musste beziehungsweise dies belehnen musste.

Ich glaube daher nicht, dass diese neuen Überlegungen eine Garantie für uns sein können, dass eine ausgeglichene Gestion des Vereines in den nächsten Jahren gewährleistet ist. 

Eine andere Frage, die man auch erwähnen sollte in diesem Zusammenhang, ist natürlich, dass es in der Krieau, um die Attraktivität weiter zu steigern, verschiedener und großer Anstrengungen bedarf. Ich verweise darauf, dass hier nicht nur Mittel notwendig sein werden, um den Zuschauerbereich zu attraktivieren, sondern dass auch der Stallungsbereich modernisiert und schöner gestaltet werden muss. 

Zusammengefasst: Die Krieau braucht sicher unsere Hilfe, und weitere Investitionen sind unbedingt notwendig. Die Krieau muss Wien mit dem Trabrennsport erhalten bleiben. Aber dieser heutigen Förderung liegt ein Gesamtkonzept zugrunde, das unseres Erachtens nach die Probleme des Trabrennsportvereines nicht lösen wird. 

Wir werden daher dem Punkt 2 dieser Liste nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von GR Mag Reindl. Bitte schön.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Werter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ursächlich beschäftigen wir uns ja mit einer sehr breitgefächerten Subventionsliste für eine Vielzahl von wichtigen Veranstaltungen, Sportveranstaltungen, von wichtigen Events, die in Zukunft stattfinden werden. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass es ja Wien gelungen ist, die Schwimm-Europameisterschaft 2004 zu bekommen, und für diesen Zweck stellen wir diesmal schon die erste Rate mit einer halben Million Euro zur Verfügung. 

Wir haben aber auch im Bereich des Eislaufens mit dem Karl-Schäfer-Memorial 2003 oder auch für die Freudenau hier doch erhebliche Subventionen drinnen. 

Zum Wiener Trabrenn-Verein haben meine Vorredner schon das eine oder andere angemerkt. Positiv, glaube ich, ist einmal die Feststellung, dass sich alle zum Trabrenn-Verein und zur Krieau bekennen und alle politischen Fraktionen hier im Haus durchaus für den Trabersport in Wien ein Herz haben.

Dass wir nun diesen Liquiditätszuschuss beschlossen haben, ist natürlich auch klar. Wenn wir das nicht gemacht hätten, gäbe es keine Trabersportveranstaltung mehr in Wien. Also da hätte ich mir gerne die Opposition angehört, wenn wir gesagt hätten, wir machen das nicht. 

Aber in der Tat passiert das ja natürlich nicht ohne Gegenleistung. Es müssen hier vom Trabrenn-Verein natürlich auch entsprechende Maßnahmen gesetzt werden. Es gibt hier verschiedenste Konzepte, das eine ein bisschen detaillierter, das andere vielleicht ein bisschen weniger detailliert. Aber Tatsache ist, dass sowohl der Trabsportverein als auch die Stadt natürlich erkennen, dass hier Handlungsbedarf besteht und dass hier Handlungen gesetzt werden müssen. 

Ich möchte Sie aber schon auch aufmerksam machen, dass wir natürlich auch für diesen gesamten Bereich rund um die Krieau ein sehr, sehr interessantes Entwicklungsgebiet, ein sehr, sehr interessantes Stadtentwicklungsgebiet haben. Mit dem Prater, der Neugestaltung des Praters, mit dem Messegelände und natürlich dürfen wir auch nicht vergessen vorausschauend schon die Fußball-Europameisterschaft 2008 steht hier vor der Tür ein großer Entwicklungsschub, und man muss natürlich auch die Krieau mit allen Wenn und Aber einbinden in dieses Konzept. Ich bin sehr zuversichtlich, dass es uns gelingen wird, auch gegen Konkurrenz aus dem Süden Wiens, aus Ebreichsdorf, den Standort Krieau zu festigen und einen entsprechenden Ausbau des Standortes zu bewerkstelligen.

In diesem Sinn würde ich Sie bitten, dass Sie auch den Subventionen für den Trabrenn-Verein zustimmen.

Zu den GRÜNEN möchte ich nur bemerken: Im Stadtsenat haben Sie sich ja für die Traber erwärmt, im Ausschuss und heute hier wahrscheinlich nicht. Aber wir erkennen zumindest, dass auch Sie das Herz am Pferdeplatz sozusagen haben.

Und nun zum Lieblingsthema vom Kollegen Strobl, das Wiener Landessportgesetz. 

Kollege Strobl, ich möchte einmal so anfangen, dass ich sage: Ein bisschen bin ich verwundert, mit welch großer Ungeduld hier vorgegangen wird. Wenn ich mir den letzten „Sport am Montag“ ansehe, hat die Sport-Union auf der letzten Seite dieses Thema, das neue Landessportgesetz, ja auch thematisiert. "Neues Sportgesetz für Wien? Breiter Konsens unter Wiens Fachleuten in Sachen Sport." Es ist dann auch ein Foto, wo alle Sportsprecher der vier im Wiener Gemeinderat vertretenen Parteien das unterstützen. Es sind zwar nur drei oben, weil der Werner Rabl ist nicht der Sportsprecher der SPÖ, möchte ich nur dazu anmerken. (GR Walter Strobl: Du warst leider nicht dabei!) Ich bin leider zu spät eingeladen worden, wie du weißt, und habe einen Brief geschrieben. Der ist ja verlesen worden, dafür bedanke ich mich auch. 

Aber dass wir hier sozusagen Vorwürfe bekommen, untätig zu sein, ist nicht ganz richtig. 

Zur Historie. Dieser Sportstammtisch ist von allen politischen Parteien unterstützt. Es sitzen die Verbände an einem Tisch. Wir begrüßen das sehr, dass es diesen Sportstammtisch gibt. Wir können uns hier doch über Parteigrenzen hinweg über das eine oder andere interessante Sportprojekt für die Stadt, für die Sportvereine, aber natürlich auch für die Sportler, den Spitzensport und den Breitensport unterhalten und auch Projekte ausarbeiten. Und es gibt ja auch einige sehr, sehr erfolgreiche Dinge, wenn ich denke an das große Weihnachtsfußballturnier in der Hopsagasse, wo alle Verbände mitgewirkt haben. Heuer waren, glaube ich, 90 Jugendmannschaften am Start, also das ist schon was. Da kann man etwas herzeigen.

Der Entwurf für dieses Landessportgesetz – er heißt ja eigentlich Entwurfsportstammtisch, um es ganz genau zu sagen – beinhaltet einige Punkte, die – und das sage ich auch aus meiner Sicht – durchaus in dem Sinne zu verstehen wären, und das hat auch meine Fraktion gesagt, dass einmal eine maximale Variante, unter der Voraussetzung, bis jetzt gibt es überhaupt kein Gesetz, es gibt ein gültiges Gesetz, auf dieser Basis arbeiten wir ja, entworfen werden soll. Der Vorschlag hat einige Punkte, die man durchaus diskutieren kann, andere Punkte, die bei der Mehrheitsfraktion – das kann ich auch sagen, und das wissen Sie auch – nicht auf Gegenliebe stoßen werden. Wir haben aber auch vereinbart, dass wir dieses Landessportgesetz, eine Novelle dieses Gesetzes, nicht politisch ausschlachten wollen. Wir haben ja ein Stillhalteabkommen auch beschlossen. Dass sich der Kollege Strobl vielleicht nicht mehr ganz daran erinnert, ist okay, für ihn vielleicht. Wir haben auch vereinbart, dass wir uns im Zuge des Nationalratswahl-kampfes dieses Thema nicht als Wahlkampfmunition sozusagen gegenseitig vorwerfen. Das war ja vereinbart. 

Daher kann man nicht sagen, es ist überhaupt nichts passiert, sondern wir haben ja das alles auf Basis von Vereinbarungen gemacht. Und beim letzten Sportstammtisch, bei dem ich war und wo die Verbände waren und wo auch der Kollege Strobl anwesend war, habe ich ja auch gesagt, dass wir zurzeit gerade eine rechtliche Prüfung im verfassungsrechtlichen Sinne, aber auch im allgemein-rechtlichen Sinne durchführen über diesen Entwurf. Aus meiner Sicht oder auch aus unserer Sicht hier sind einige Punkte enthalten in diesem Entwurf, die unserer Meinung nach gegen die Landesverfassung verstoßen. Ich habe die Verbände und auch die anderen Fraktionen gebeten – ich habe den einen oder anderen Punkt dann angesprochen –, sich bereits jetzt im Vorfeld zu überlegen, wie hier eine Alternative aussehen könnte. 

Also man kann nicht einfach sagen, es ist überhaupt nichts passiert. Es gibt hier Reaktionen von unserer Seite. Sie wissen auch, und das habe ich auch gesagt, dass wir uns jetzt intern mit diesem Gesetz auseinander setzen werden, nach den Nationalratswahlen, nachdem das alles vorbei ist. Wir sind in Diskussion, und wir werden über kurz oder lang dann eben auch beim Sportstammstisch noch detaillierter darüber sprechen beziehungsweise uns auch in geeigneter Weise darüber unterhalten. Also alles in allem verstehe ich die Aufregung in gewisser Weise nicht. 

Ich bedaure auch, dass dieses Thema politisch so hinaufgehoben wird, dass ich fast befürchte, dass es einem neuen Sportgesetz eher nicht sehr dienlich ist, wenn die Forderungen immer höher, immer mehr werden. Ich würde halt bitten, dass wir uns an diese Vereinbarungen halten.

Zum Akt darf ich noch einmal bitten, dass alle zustimmen, weil der Trabsportverein soll am Leben bleiben und nicht möglicherweise in Konkurs gehen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine tatsächliche Berichtigung: Kollege Strobl. Bitte schön.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren! 

Ich wollte nur dahin gehend kurz eine tatsächliche Berichtigung zu meinem Vorredner anbringen, dass ich mich tatsächlich wie bisher und durchaus auch weiterhin an die vereinbarten Spielregeln halten werde, Kollege Reindl, wo wir gesagt haben, wir wollen sozusagen in der Phase, bis die Diskussion abgeschlossen ist, das nicht parteipolitisieren. Wenn du, Kollege Reindl, jetzt mein Insistieren in der Frage und verbunden mit der Aufforderung an die Frau Vizebürgermeisterin, nach über einem Jahr jetzt Reaktion zu zeigen und zumindest einmal, das wäre zumindest ein Akt der Höflichkeit, den Dachverbänden zu antworten und zu sagen, wir sind bereit für so ein Gespräch, das als Parteipolitisierung findest, dann verstehe ich auch deinen Begriff des Stillhaltens jetzt besser. Das heißt ja nicht Stillhalten, dass sozusagen die Angesprochenen sich nicht bewegen sollen, sondern es heißt im Gegenteil: Hier gibt es eine Initiative, aber es liegt jetzt an der Regierung, bald einmal darauf zu reagieren. Sonst teil ich deine Sorge, dass es sehr wohl wieder in parteipolitischen Auseinandersetzungen gipfeln könnte. Das können wir vermeiden, indem es bald eine Antwort gibt. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen nun zur getrennten Abstimmung. 

Wer für die Nummer 2 dieser Subventionen an Sportorganisationen und Institutionen aus den Sportförderungsmitteln 2003 ist – sie betrifft konkret den Wiener Trabrenn-Verein –, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist die Mehrheit.

Wer für die Punkte 1 und 3 bis 9 ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen der Zustimmung. – Ist einstimmig so beschlossen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 2 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Kulturzentrum Spittelberg". Es gibt hier keine Wortmeldung. Wir werden gleich abstimmen. Wer auch für diese Post ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Beitritt der Stadt Wien zu der Organisation "European Policy Center" ab 1. März 2003. Der Berichterstatter, Herr GR Ekkamp, leitet ein.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Der Herr Mag Chorherr hat sich zu Wort gemeldet.

GR Mag. Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Wir haben einhellig in den Präsidiale festgehalten, dass wir diesen Punkt nutzen wollen, um aus traurigem, aus faktischem Anlass des Kriegs im Irak gemeinsam einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen und dazu auch eine kurze Debatte zu führen. 

Aus unser Sicht bin ich froh, dass dieser Antrag so klar das auf den Punkt bringt, worum es geht, wofür auf der gesamten Welt Millionen Menschen demonstrieren: dass dieser Krieg nicht nur keinerlei der vorgegebenen Probleme löst, im Gegenteil eine unglaubliche Anzahl von Problemen schafft und verschärft, und was das Schlimmste aus unserer Sicht ist, erstmals ein Angriffskrieg unter eklatantem Bruch des Völkerrechts von den USA und den Briten durchgeführt wird. Es ist wichtig, das als den zentralen Punkt festzuhalten.

Ich bringe das hier nicht, auch persönlich nicht, auf eine prinzipielle Herangehensweise, die heißt: So klar es ist, dass Krieg immer das Entsetzlichste ist, das alles geschehen muss, um Krieg an sich zu verhindern, hat es durchaus Situationen gegeben und wird es leider möglicherweise auch in Zukunft Situationen geben, wo mit einer von mir sehr geachteten prinzipiellen pazifistischen Haltung die Probleme vielleicht nicht zu 100 Prozent gelöst werden. Es stimmt der Vorwurf oder die These, die ich dann aber in dem Fall prüfen möchte, dass zum Beispiel der Angriffskrieg, den die Nationalsozialisten geführt haben, militärisch gestoppt wurde und dass es Situationen geben kann, wo auch ein militärisches Dagegen-Einschreiten überlegt werden muss und politisch bewertet werden muss. Und darum verstehe ich meine Wortmeldung hier nicht als eine prinzipiell moralische gegen den Krieg, der hoffentlich alle, nicht nur in diesem Haus, sondern auf der ganzen Welt eint – wenn man sich jetzt die Bilder ansieht; zu den Bildern komme ich noch, was diese Bilder sind –, sondern weil aus einem politischen Kalkül heraus etwas passiert, weshalb dieser Krieg oder das, was von den USA und den Briten hier begonnen wurde, abzulehnen ist. 

Was wird hier gesagt? Es wird richtigerweise angeführt, dass es sich beim Regime im Irak um ein diktatorisches Regime handelt, das systematisch Menschenrechte verletzt, das – und das sollen wir nicht vergessen – Giftgas gegen die eigene Bevölkerung eingesetzt hat, also all das mit Füßen tritt, was Errungenschaften sind, die uns verbinden sollen. 

Leider, meine Damen und Herren, gibt es eine Reihe derartiger Regime auf der Welt, die Massenvernichtungswaffen besitzen, die Menschenrechte mit Füßen treten, wo Terror gegen die eigene Bevölkerung zum Alltag gehört und wo die Weltgemeinschaft alles dazu tun muss, um diese Missachtung der Menschenrechte, diesen Terror, diese Massenvernichtung hintan zu halten. 

Aber jetzt bin ich auch schon beim Kern. Auch wenn das im Irak so ist und wenn das in vielen anderen Ländern auch so ist, dokumentierterweise so ist, rechtfertigt das politisch einen Angriffskrieg? Und wenn man diese Frage beim Irak mit Ja beantwortet, wie es die USA gegen die überwiegende, gegen die überwältigende Mehrheit in der UNO getan haben, müssen sie sich die Frage gefallen lassen: Wo sonst noch? Mir fallen jetzt Dutzende Länder ein, wo es Massenvernichtungswaffen gibt 

Und das erlaube ich mir schon zu sagen, zwei Gründe fallen mir ein, dass es stimmt, dass der Irak Massenvernichtungswaffen hat. Einerseits hat er sie gegen seine eigene Bevölkerung eingesetzt, und andererseits ist eindeutig dokumentiert, dass die USA Massenvernichtungswaffen an den Irak geliefert haben. Das ist allgemein bekannt. 

Wenn wir überall dort, wo Massenvernichtungswaffen dokumentiert sind, militärisch so einschreiten, dann haben wir innerhalb weniger Jahre einen Weltkrieg überall, in Afrika, am asiatischen Kontinent, und mir fallen durchaus auch Beispiele in Südamerika ein. 

Zweitens: Weil leider Gewalt, seitdem es die menschliche Zivilisation gibt, nicht politisch beseitigt wurde, haben wir zum Beispiel in Europa, zum Beispiel in anderen Ländern Gott sei Dank ein Verfahren gefunden, Gewalt in einer gewissen Weise rechtsstaatlich zu zivilisieren. Dazu gibt es Polizei, dazu gibt es Gerichte, dazu gibt es Verfahren. Und nach dem Zweiten Weltkrieg waren es richtigerweise viele Staaten, unter anderem auch die USA, die sehr stark dafür eingetreten sind, diese Zivilisierung, diese Zähmung der Gewalt, diese Überführung in rechtsstaatliche Verfahren auf zwischenstaatlicher Ebene zu installieren über das Völkerrecht, über die UNO. Und das Wesen der Lösung besteht ja gerade darin, dass nicht der Ankläger gleichzeitig der Richter, gleichzeitig der Verteidiger und gleichzeitig der Exekutor sein kann. 

Genau das ist im gegenständlichen Fall aber die Tatsache. Die USA sind alles zusammen. Und selbst den glühendsten USA-Befürwortern, deren es, was diesen Fall betrifft, und das sollte den USA zu denken geben, in Europa jetzt sehr, sehr wenige nur mehr gibt – das sage ich auch als jemand, der vieles an diesem Land geschätzt hat und nach wie vor schätzt –, sollte es zu denken geben, dass dieses Zusammenführen von Ankläger, Richter, Beweisführer, Exekutor jenseits der Rechtstaatlichkeit ist und die USA immer ihre Außenpolitik primär und nahezu ausschließlich für ihr eigenes Interesse eingesetzt haben und dass damit der UNO schwerster Schaden zugefügt wurde, dass damit – ich füge noch hinzu – auch der Politik grundsätzlich schwerster Schaden zugefügt wurde. Ich möchte das nur in einigen Punkten dokumentieren. Dazu gehört die Selbstverständlichkeit, wie zum Beispiel der Türkei signalisiert wurde: Wenn ihr einem Truppenaufmarsch zustimmt, bekommt ihr – ich habe die Zahl nur grob im Kopf –, ich glaube, 27 Milliarden Dollar an Wirtschaftshilfe. Oder 30 Milliarden Dollar. Wenn ihr dem Truppenaufmarsch nicht zustimmt, bekommt ihr sie nicht. Und auch die anderen Mitglieder im Sicherheitsrat wurden unverhohlen, auch in amerikanischen Medien dokumentiert, ganz schlicht vor die Alternative gestellt: Wollt ihr wirtschaftliche Hilfe, dann stimmt mit uns, sonst entziehen wir sie euch. 

Was glauben viele Menschen? Politik ist prinzipiell korrupt. Politiker sind prinzipiell käuflich. Und die Art, wie das allein hier vorgeführt wurde, ist vielleicht nur ein Detail, aber ein ganz wesentliches. 

Dass der Waffeninspektor Blix sich erst jüngst zu Wort gemeldet hat und gesagt hat, er wurde massiv unter Druck gesetzt von den USA, Ergebnisse zu liefern, die etwas rechtfertigen, von dem wir alle leider seit Monaten wissen, dass das ein Vorwand war, dass der Krieg vorbereitet wurde, und auch Bush hat ganz klar gesagt, letztendlich hoffen wir, dass die UNO dem zustimmt, und wenn die UNO dem nicht zustimmt, machen wir es trotzdem, ist ein weiterer Punkt, der in aller Schärfe kritisiert wird und möglicherweise nach – ja nach, nach was? –, nach einem möglicherweise sehr, sehr bitteren Erwachen für die USA und ihre wenigen Verbündeten vielleicht eine neue Bewertung internationaler Institutionen bringt. 

Ich gehe aber noch weiter. Etwas gibt mir unglaublich zu denken. Ich habe vieles an den USA immer kritisiert, ich habe aber vieles immer sehr bewundert. Zum Beispiel das, was ich den "freedom-of-information-act" nenne, die Art, wie dort gegen ärgste Widerstände Transparenz und in einer gewissen Weise auch Öffentlichkeit gegeben war. Wie jetzt bei der Oscar-Übertragung, nur um ein Detail zu nennen, wo ein scharfer Kritiker der USA – übrigens ein Amerikaner –, der Michael Moore, den Oscar erhalten hat für den sehr sehenswerten Film "Bowling for Columbine", den ich Ihnen sehr ans Herz legen kann, der auch eine Seite von Amerika zeigt, die ich bewundere, dass es so einen Film gibt, dass so ein Film in den USA gemacht wird. Ich muss mich jetzt selber oft motivieren und sagen, was es an Innovationen, an Kraft in diesem Land gibt. Dass ausgerechnet in diesem Moment im amerikanischen Fernsehen, das immer von vorne bis hinten die Oscar-Verleihung übertragen hat, in dem Moment, wo Moore hinausgegangen ist, um Bush vehement zu kritisieren, im Kurzen ihn zu kritisieren, die Übertragung unterbrochen wurde. Aus aktuellem Anlass musste man in den Irak schalten. Dass die Zensur, die auf der ganzen Welt vorgeworfen wird – zu Recht – Ländern wie dem Irak, jetzt in den USA zur Selbstverständlichkeit wird. Sie gehen vorsichtig mit den Medien um. Der Herr Rumsfeld richtet aus, dass die, die gewisse Bilder bringen, dem Feind in die Hände spielen. 

Dass alles das jetzt passieren kann, dass Bürgerrechte in einer Weise eingeschränkt werden – falls Sie es noch nicht wissen: Von jedem von Ihnen, der in ein Flugzeug in die USA steigt, wird automatisch von jeder Fluglinie nicht nur der Name, die Adresse und alle Visitkarten, sondern auch alle Daten, die die Fluglinie über Sie hat, den amerikanischen Geheimdiensten zur Verfügung gestellt werden. Das kann man alles nachlesen und da frage ich mich: Auf welchem Weg sind wir?

Nächster Punkt: Die Demokratisierung des Nahen Ostens. Ja, meine Damen und Herren, die ist dringend notwendig. Es ist schrecklich zu sehen, dass die Demokratie - und auf die Gründe kann ich jetzt nicht eingehen, aber nur das Faktum - in vielen arabischen Ländern mehr als entwicklungsfähig ist. Aber Demokratie herbei bomben - was wären die Konsequenzen? Ich möchte nur auf zwei denkbare Konsequenzen hinweisen, was Demokratisierung bedeuten kann, wenn man sie ernst nimmt. Wenn man sie ernst nimmt, kann es eine schiitische Regierung im Irak geben, wissend, wie die ethnischen Mehrheitsverhältnisse sind. Ob eine schiitische Mehrheitsregierung im Irak das ist, was sich die USA vorstellen, wage ich mehr als zu bezweifeln. 

Wenn eine Demokratisierung stattfindet, dann wissen alle, die sich auch nur eine Spur mit dem Land beschäftigen, was das für den Norden des Iraks heißt. Das heißt, dass die Kurden endlich sagen werden, wir wollen unseren eigenen Staat. Das wird diese Region sicherlich stabilisieren, wenn die Türken sagen, ja genau, super, dass hier ein eigener Staat passiert. Was die Konsequenzen daraus sind, das sehen wir ja jetzt bereits, was kurz angedeutet wurde - ein Krieg im Krieg. Und der unglaubliche Zynismus war ja einmal mehr, dass der türkische Außenminister gesagt hat, die Zusage, im Irak einzumarschieren, war eine Zusage der USA als Gegenleistung für Überflugsgenehmigungen. Also was die Konsequenz daraus sein wird außer einem Zuspitzen des Pulverfasses Irak, das ist eine weitere Geschichte. 

Ein letztes, und da schaue ich auf unsere eigene Geschichte. Hier gibt es zwei Exponenten, den Präsidenten der Vereinigten Staaten auf der einen und den Diktator Saddam Hussein auf der anderen Seite, die sich auf eine letzte Instanz zurückziehen. Diese letzte Instanz ist der liebe Gott. Auf beiden Seiten sind wir das gesegnete Volk, wir haben den Auftrag und ohne jeden Zweifel führen wir Gottes Auftrag aus, indem wir diesen Krieg führen. 

Soviel kann ich mich an meinen Geschichtsunterricht erinnern, dass auch wir Europäer wissen, was unter dem Banner Gottes an Kreuzzügen, an Entsetzlichkeiten passiert ist und es eine der europäischen Errungenschaften ist, den lieben Gott nicht mehr als Fahne für Politik und schon gar nicht als Fahne für die Kriege heran zu ziehen. Das ist eines der Dinge, die ich am heftigsten kritisiere und politisch demokratisch auch bekämpfen will, diese Trennung von Kirche und Staat und nicht das Banner des lieben Gottes als Rechtfertigung für entsetzliches Leid und für entsetzliche Niederlagen.

Dass sich dieser Krieg jetzt hinausziehen wird, noch lange nicht zu Ende ist, unglaubliches Leid mit sich bringt und unglaubliche materielle Ressourcen bindet, das möchte ich auch noch kurz sagen. Wenn man, wie viele von uns, sich in Armenregionen dieser Welt bewegen, und ich war jetzt lange in Südafrika und weiß, was dort zum Beispiel diese 10 Millionen S bewirken, die hier im Gemeinderat einstimmig beschlossen worden sind, dann weiß man – und ich habe kurz im Kopf gerechnet -, was an unglaublichen Werten ein Tag Cruise missiles und Bomben auf Bagdad oder Basra darstellt. Das sind so viele Milliarden Dollar! Was da verschleudert wird, das kann man sich nicht vorstellen! Dass es möglich ist, unter kriegerischen Voraussetzungen 200 000 Leute und jetzt noch einmal 100 000 Leute in einen anderen Kontinent zu bringen und die mit Wasser, Energie, Nahrung und Sanitäreinrichtungen zu versorgen, dass also offensichtlich unsere Gesellschaft reich genug ist, um viele Ziele zu erreichen - was könnte man hier im humanitären Bereich, im Bereich der Bildung, im Bereich der Gesundheit und in vielen, vielen Bereichen tun, um Spannungen abzubauen, um letztendlich Kriege zu verhindern. 

Deswegen bin ich über diesen ganz kleinen Tropfen froh, den dieser Gemeinderatsbeschluss hier mit sich bringen wird. Weil viele sagen, was hat denn das für einen Sinn, was hat denn das Demonstrieren für einen Sinn und ich höre jetzt viele, die das sagen: Ich glaube, dass es sehr viel Sinn hat und das letztendlich das auch ein Krieg ist, und das bemerken wir, wenn wir das Fernsehen aufdrehen, wo wir alle merken, da kannst du niemandem auch nur irgend etwas glauben. Da ist jedes dieser Bilder, egal von welcher Seite, Instrument des Kriegs an Desinformation. Wir wissen echt gar nicht, was da passiert. Zum Glück gibt es so etwas wie das Internet, wo man noch ein bisschen schauen und versuchen kann, sich einen Überblick zu bewahren.

Eines ist aber eine Tatsache: Die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung in Europa ist gegen diesen Krieg, auch in Großbritannien. Hier hat sich das Blatt längst gewendet. Es sind Millionen auf der Straße, was ein kleiner Hoffnungsfunke ist. Normalerweise kannst du eine Bevölkerung hinter dich binden, wenn du Krieg führst. Und hier aufzustehen und nicht mit Juhu in einen Krieg zu gehen, wie es über Jahrhunderte war und zu sagen, nein, nein - da glaube ich, ist die Demokratie auch in den USA langfristig stark genug, dass sie das nicht durchhalten will. Damit ist das Problem des Iraks so oder so des Nahen Ostens nicht gelöst. 

Aber eines sollte uns klar sein: Dieser Krieg ist so falsch wie irgendein Krieg nur sein kann und es ist gut und richtig, wenn auch nur ein kleiner Schritt, dass es diese Resolution gibt. Hoffentlich wird sie dazu führen, dass dieser Krieg bald beendet wird und dass andere Formen der Konfliktvermeidung und der Überführung von Diktaturen in Demokratien möglich sein werden. Die USA gehen einen Weg, der sie extrem isolieren wird und den ich politisch und humanitär für verheerend erachte. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Dr Tschirf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir haben uns in der Präsidiale darauf geeinigt, dass wir uns bemühen, eine Vier-Parteien-Einigung hinsichtlich einer Resolution dieses Wiener Gemeinderats zur Situation im Irak herbeizuführen. Das ist gelungen. 

Wir haben jetzt die Aussprache zu diesem Thema und ich stelle fest, dass Stadträte von allen Oppositionsparteien anwesend sind, dass der Landtagspräsident anwesend ist, aber ich bedaure nur, dass kein amtsführender Stadtrat hier im Saal ist. 

Wir sind sicherlich alle von den Bildern erschüttert, die wir tagtäglich via Fernsehen mitverfolgen und von all dem menschlichen Leid, das damit verbunden ist. Es handelt sich um menschliches Leid in einem Gebiet im alten Orient, das als Nabel der Welt bezeichnet wird. Das Zweistrom-Land wird seit vielen Jahren von einem brutalen Diktator regiert. Krieg ist immer ein Versagen von Politik. Wenn an die Stelle von Politik der Krieg und die Gewalt tritt und das vor allem im 21. Jahrhundert, wo wir glauben, dass wir um vieles humaner geworden sind, dann tut dies weh.

Wir haben es hier mit einem Versagen der Politik zu tun, mit einem Versagen der Politik der handelnden Akteure, mit einem Versagen der politischen Institutionen insgesamt, mit einem Versagen der Regierung der Vereinigten Staaten, mit einem Versagen der UNO als Wächter des Völkerrechts und der Menschenrechte und mit einem Versagen auch der Europäischen Union. 

Wir sind in Wien selbstverständlich auch damit konfrontiert. Unsere Stadt hat eine Tradition des friedlichen Zusammenlebens vieler Ethnien und Religionen. Christen, Juden und Moslems leben hier friedlich miteinander. Eine Sehnsucht nach Frieden, einem Frieden, wie man ihn etwa bei dem ökumenischen Friedensgebet im Stephansdom am 15. Februar erleben durfte, als noch die Hoffnung da war, dass das Ganze vielleicht doch friedlich gelöst wird. Das ist das Verständnis, das in dieser Stadt vorherrscht. 

Unsere Wiener Realität ist das gelebte Miteinander. Wir stehen - und „wir“ bedeutet die Menschen dieser Stadt, unabhängig von der parteipolitischen Zugehörigkeit und von einer weltanschaulichen, religiösen oder ethnischen Herkunft - hinter der Politik, die Österreich in dieser Situation verfolgt. Österreich wird sich an keiner wie immer gearteten militärischen Aktion beteiligen. Es werden keine militärischen Überflüge zugelassen. Der Luftraum wird überwacht und geschützt. Ich sage das ganz bewusst auch an die Adresse jener, die die Notwendigkeit einer Luftraumüberwachung in Zweifel ziehen.

Österreich wird sich aktiv, das hat Bundeskanzler Schüssel klar und deutlich gesagt, für die Wiederherstellung der Autorität der Vereinten Nationen einsetzen. Nur die Vereinten Nationen können über ein militärisches Eingreifen verfügen. Unser Bestreben muss auch eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU sein. Das wird das vorrangigste Ziel der österreichischen Außenpolitik in den nächsten Jahren sein. Und humanitäre Hilfe ist unser Gebot. Es geht darum, die irakischen Kriegsflüchtlinge in Akkordierung mit der EU von Österreich aus entsprechend aufzunehmen. Das ist auch für uns in Wien eine Aufgabe. 

Wir können froh sein, dass in dieser Frage hier in diesem Land eine übereinstimmende Position zwischen den Parteien besteht. Österreich spricht mit einer Stimme. Ich darf in diesem Zusammenhang an den einstimmigen Beschluss des Nationalen Sicherheitsrats verweisen. 

Ich möchte auch auf unser Verhältnis zu den Vereinigten Staaten eingehen. Für Europa und für die Zukunft unserer Europäischen Union sind korrekte und freundschaftliche Beziehungen zu den Vereinigten Staaten notwendig. Das ist gerade zu einem Zeitpunkt gesagt, wo Kritik an der Vorgehensweise der derzeitigen Regierung der Vereinigten Staaten besteht und ausgesprochen wird. Es gilt aber auch festzuhalten, dass wir als Österreicher diesen Vereinigten Staaten in der Vergangenheit viel für unsere Freiheit und für unseren Wohlstand verdanken. Wir verdanken ihnen die Befreiung nach dem Zweiten Weltkrieg von Diktatur und Terrorherrschaft. Ebenso sind wir dankbar dafür, dass die Vereinigten Staaten dem Morden am Balkan ein Ende gesetzt haben. 

Unsere Aufgabe wird es nun sein, in Österreich und in Wien humanitäre Hilfe zu leisten, Brücken zu bauen und die bestehenden Einrichtungen des Dialogs insbesondere der im Nahen Osten beheimateten Religionen und Völker zu stärken. Wien soll seiner Rolle als Drehscheibe des Friedens gerecht werden. 

Als Christdemokraten haben wir in den letzten Wochen besonders auch die mutige Haltung des Papstes Johannes Paul II als Kompass für unser Verhalten verstanden, seine unmissverständlichen Worte, seine Appelle, seine Aktionen, seine Handlungen. Er hat klar und deutlich gegen die kriegerischen Lösungen gesprochen. Er hat sich auf die schrecklichen Konsequenzen von Militärschlägen bezogen und er hat davon gesprochen, dass Gewalt und Waffen nie das Problem der Menschen lösen können. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Klubobmann Mag Kabas.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, dass es sehr richtig ist, dass wir heute auch hier im Wiener Gemeinderat eine einstimmige Resolution zu diesen fürchterlichen Vorgängen im Nahen Osten beschließen werden.

Wenn der Klubobmann Chorherr gemeint hat, dieser Krieg ist so falsch wie nur etwas falsch sein kann, dann stimme ich dem zu. Man muss aber auch hinzufügen: Er ist leider auch so wahr, Realität, fürchterliche Realität. Man kann das sicher jetzt nicht so sagen, dass man meint, es haben hier einzelne Organe der UNO oder die UNO als solche, wie der Klubobmann der ÖVP das gemeint hat, versagt, weil letztlich die UNO so stark ist wie die einzelnen Mitglieder miteinander vorgehen und wirken, sondern es hat hier eine oder wahrscheinlich die einzige Supermacht, kann man sagen, Spielregeln verletzt, die eigentlich schon eingeführt gewesen sind und in den letzten Jahrzehnten sehr an Boden gewonnen haben. Ich glaube, das ist das Entscheidende, was wir uns vor Augen halten sollen. 

Auf der anderen Seite haben diese Ereignisse in den letzten Monaten schon auch eines gezeigt: Dass eigentlich sehr, sehr viele Menschen weltweit meinen, dass Krieg heutzutage niemals mehr eine Lösung sein kann. Das, glaube ich, ist auch ein positiver Aspekt für die Zukunft, so fürchterlich jetzt die Gegenwart und die Verhältnisse sind, die durch einen willkürlichen Akt mutwillig vom Zaun gebrochen wurden, weil eben noch nicht alle Mitteln ausgeschöpft gewesen sind. Und das, glaube ich, ist auch etwas sehr, sehr Entscheidendes, vor allem dann, wenn man sieht, dass hier Tausende und Abertausende unschuldige Menschen getötet werden und eben auch der Einsatz von Waffengewalt im bewohnten Gebiet vor sich geht. Es trifft viele Unschuldige - Zivilisten, Frauen, Kinder, alte Menschen -, aber Menschenleben ist unteilbar. Ich sage selbstverständlich auch, dass die Soldaten auch sehr darunter zu leiden haben was ein paar, die an den Schalthebeln sitzen, hier befehlen. 

Die Bilder in den Zeitungen, in den Magazinen und im Fernsehen erschüttern immer wieder von Tag zu Tag neu, auch dann, wenn man sagt, es ist alles gefiltert. Aber selbst diese gefilterten Bilder sind eben erschütternd und zeigen, dass wir in der Weiterentwicklung des Völkerrechts jetzt eigentlich wieder sehr stark zurückgeworfen wurden. 

Es ist keine Rede mehr von einem sauberen, kurzen Krieg, wobei ich sage, das besonders Absurde war ja, dass sogar noch bevor der Krieg begonnen hatte von USA-Seite mit dem Einsatz atomarer Waffen gedroht wurde. Das ist etwas, was eigentlich besonders schockierend ist.

Es ist eigentlich auch nicht mehr die Rede von einem raschen Machtwechsel - und gerade heute in der Früh haben wir es wieder gehört -, sondern ganz im Gegenteil, die Verantwortlichen in den USA und Großbritannien sagen jetzt, es wird doch ein längerer Waffengang werden. Es wird dabei eben auch auf beiden Seiten der Blutzoll sehr hoch sein. Er ist jetzt schon erschreckend hoch. 

Die meisten Menschen, die jetzt diese fürchterlichen Bilder auf allen TV-Kanälen sehen, verstehen nicht, warum dieser Krieg begonnen wurde. Der Eindruck, dass es mehr um die Verfügungsgewalt über die zweitgrößten Erdölreserven der Welt und um eine geostrategische Neuordnung im Sinne der USA geht, wiegt wahrscheinlich doch wesentlich schwerer als der Versuch der USA, die Massenvernichtungswaffen des Iraks zu vernichten, wobei die Waffeninspektoren immer wieder betont haben, dass sie bis zur Beendigung ihrer Tätigkeit solche nicht gefunden haben und auch die Truppen, die jetzt dort eingerückt sind, haben bis zum heutigen Tag auch keine gefunden. 

Wenn wir daher diesen Angriffskrieg der USA ohne kritische Worte dulden würden, dann müssen wir auch wissen, dass wir damit die Büchse der Pandora öffnen. Denn wenn in einem Akt der Völkerrechtswidrigkeit - und ich bin sehr froh, dass dieser Gedanke auch Eingang in unsere gemeinsame Resolution gefunden hat, dass hier völkerrechtswidrig vorgegangen wurde - ohne Mandat des Weltsicherheitsrats und gegen, wahrscheinlich kann man das schon sagen, einen großen Teil der globalen öffentlichen Meinung die Supermacht schlechthin, nämlich die USA, einen kriegerischen Akt setzt, dann will ich mir gar nicht ausmalen, wohin diese Entwicklung dann noch führen könnte. Hoffentlich wird sie es nicht, aber man kann jetzt spekulieren, welcher dann der nächste Staat ist, der von den USA zum Schurkenstaat erklärt wird. Welche Rolle wird die UNO und der Weltsicherheitsrat dann in Zukunft ausüben? Nur mehr beratende Funktion? Welche Funktion hat dann die Genfer Konvention, hat dann der Gerichtshof in Den Haag? 

Ich glaube, da muss man wirklich ein klares „Nein“ sagen und mit allen, allen Ländern zur Verfügung stehenden Möglichkeiten versuchen, wieder zu den Spielregeln zurückzukommen, die es jetzt doch schon einige Zeit gegeben hat, weil sonst in Zukunft der Willkür Tür und Tor geöffnet ist. Ich sage, dass das Völkerrecht eben bis zu diesem Vorgang schon viel weiterentwickelt gewesen ist. Ich gehe da konform mit dem Vizekanzler Haupt, der gemeint hat, wenn man es volkstümlich sagt, dann ist das Völkerrecht im konkreten Fall mit Füßen getreten worden, denn die Satzungen der Vereinten Nationen übertragen dem Sicherheitsrat - das ist eben ein sehr großer Fortschritt in der Völkergemeinschaft - die Hauptverantwortung für die Wahrung des Friedens und der internationalen Sicherheit und nicht einem einzelnen Staat, der meint, Weltpolizist spielen zu können und das von eigenen Gnaden. Eine Gewaltanwendung, wie sie derzeit stattfindet, ist nicht autorisiert, und daher hat das Völkerrecht insgesamt einen schweren Rückschlag erlitten.

Wir in Europa müssen uns aber auch eingestehen, dass die Europäische Union einen Rückschlag erlitten hat, denn wenn man die EU als Friedensprojekt versteht, dann hat diese Union derzeit Schiffbruch erlitten. Ich will jetzt gar nicht spekulieren, ob das vielleicht auch gewisse Kräfte wollten, damit sich Europa nicht zu schnell eint. Der Krieg kam ja nicht überraschend, sondern wenn man das noch einmal aufrollt, dann war eigentlich in der Diktion und Rhetorik des derzeit amtierenden Präsidenten der USA nach dem 11. September so manches nachzuvollziehen, wohin diese fürchterliche Reise geht. In Europa wurde das vielleicht nicht oder zu spät verstanden, und das war zweifellos ein Fehler. So gesehen muss man auch sagen, dass Europa und die Einigung Europas eigentlich auch erst am Anfang steht und das, was so wichtig wäre, in Wirklichkeit überhaupt noch nicht vorhanden ist, nämlich eine gemeinsame europäische Außen- und Sicherheitspolitik. 

Ich glaube, dass man das auch sagen soll. Dr Tschirf hat es schon kurz angeschnitten. Das hat überhaupt nichts mit irgend einem Antiamerikanismus zu tun, sondern - obwohl gerade von den USA her das so ein bisschen jetzt in diese Richtung gedrängt wird - es ist auch das ein demokratisches Recht, dass ein souveräner Staat seine eigene Meinung hat. Da möchte ich ganz kurz den deutschen Außenminister im letzten „SPIEGEL“ zitieren, weil ich finde, dass es sehr, sehr wichtig ist, dass man eben nicht sagt - auch wenn man durchaus selbstverständlich die Leistungen der USA insgesamt akzeptiert -, man muss ruhig sein, wenn diese Macht einen Fehler macht und eine Vorgangsweise wählt, die eigentlich nicht mehr in unsere Zivilisation passt. Fischer sagte: "Denn Demokratie bedeutet auch, anderer Meinung zu sein in existentiellen Grundsatzfragen durchaus auch gegenüber befreundeten Regierungen." 

Daher meine ich, dass es wichtig ist, dass man sich auch daran hält und sagt, man lasst sich nicht durch Pressionen und schon gar nicht durch irgendwelche Lockangebote dahin bringen, dass man schweigt. So gesehen hat die Türkei beziehungsweise das türkische Parlament eigentlich einen auch sehr bemerkenswerten Schritt gesetzt, dass es hier nicht dem nachgekommen sind, was man gemeiniglich jetzt als „Verlockung mit einem sehr großen Betrag“ bezeichnen würde.

Es sollten sich aber die Amerikaner eigentlich schon überlegen, ob das für die Zukunft wirklich ein Stil sein soll. Natürlich muss man, und das ist auch schon betont worden, in aller Klarheit feststellen, dass im Irak eine Diktatur am Werk ist, die wirklich auch Schreckliches verbrochen hat und die einen Krieg geführt hat, nämlich den Irak-iranischen Krieg, der zu den schrecklichsten gehört hat, die sich je abgespielt haben, aber auch, dass sie gegen die eigene Bevölkerung schwerste Verbrechen begangen hat. Da gibt es auch nichts zu beschönigen.

Aber wenn man sich genau diese letzten 20 Jahre vor Augen hält, dann sieht man auch, dass hier eine Doppelbödigkeit bei den Amerikanern vorliegt, weil die Saddam Hussein auch anders begegnet sind, sich seiner bedient haben und ihm nicht in den Arm gefallen sind, als er Giftgas etwa gegen die Kurden auf dem eigenen Staatsgebiet eingesetzt hat. Erinnern wir uns an den Golfkrieg, an den ersten Golfkrieg, und was hier geschehen ist, was hier Fürchterliches passiert ist. Bis heute leidet die irakische Bevölkerung vor allem im Süden des Landes noch an dieser Munition, die die Amerikaner eingesetzt haben und die mit dem Uran 238 versetzt war. Diese eine österreichische Ärztin, die sich im Irak vor Ort für die Kinder sehr einsetzt, die auch durch die Nachwirkungen dieses Golfkriegs an Krebs leiden, hat in der ORF-Sendung "Thema" geschildert, wie schwer diese Nachwirkungen sind. 

Ich möchte auch sagen, jede einzelne Aktion für den Frieden ist eine wichtige Aktion auch dann, wenn man weiß, sie bringt keinen unmittelbaren Erfolg, weil sie weltweit zur Bewusstseinsbildung beiträgt, weil es in fast allen Staaten der Welt zu Friedensdemonstrationen und Kundgebungen gekommen ist. Daraus kann man auch, glaube ich, wieder Hoffnung schöpfen, dass in Zukunft solche Kriegsabenteuer nicht von einem kleinen Kreis von Abgehobenen vom Zaum gebrochen werden. 

Wir Wiener Freiheitliche haben eine solche Demonstration auch noch Ende Jänner, bevor der Krieg begonnen hat, in aller Ruhe gemacht. Es haben an die Tausend Menschen verstanden, dass das trotzdem vernünftig ist, auch wenn man zum damaligen Zeitpunkt schon gewusst hat, dass man diesen Krieg nicht mehr aufhalten kann, wenn einmal 250 000 Soldaten in dieser Region sind, und trotzdem muss man es machen.

Genauso werden wir die heutige Resolution einstimmig verabschieden, auch das ist ein Beitrag. Ich glaube, wir alle können auch glücklich sein, dass Österreich mit einer Stimme spricht und dass sowohl auf Bundes- als auch auf den Landes- und Gemeindeebenen diese Meinung vorherrscht.

Wir haben zur Kenntnis nehmen müssen: Frieden ist nach wie vor kein Dauerzustand. Für Frieden muss man letztlich täglich kämpfen. Frieden muss man täglich neu erobern. Ich glaube, das ist ein Ziel, dem wir uns alle verschreiben sollten. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Oxonitsch.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, die Kriegsereignisse im Irak berühren uns alle, sie lassen niemanden kalt. Ich bin sehr froh, dass sie auch uns hier im Wiener Gemeinderat nicht kalt lassen und dass wir uns entschlossen haben, gemeinsam eine Initiative zu setzen und damit gemeinsam keine Position der Mitte einzunehmen, sondern eine Position, die ganz klar sagt, eine Position auf Seiten des Friedens und eine Position auf Seiten des Völkerrechts. (Beifall bei der SPÖ.) 
Wir erfahren tagtäglich aus den Medien von militärischen Aktionen im Irak und damit von menschlichem Leid und dass dieser Krieg gegen die Usancen - und es ist schon mehrmals darauf hingewiesen worden - des Völkerrechts vom Zaum gebrochen wurde. Wir hören und lesen von der täglich steigenden Zahl der Toten. Vor mittlerweile zwölf Minuten ist über die internationalen Agenturen wieder eine neue Meldung vom Bombenhagel über Bagdad gegangen. Wir sehen Bilder von verletzten Menschen, von Menschen, die Hunger und Durst leiden und die an den Folgen dieses Kriegs tagtäglich und eigentlich stündlich zu leiden haben.

Wir sehen von beiden Seiten vorgetragene Zuversicht - man wird siegen - und damit verbunden aber auch die wachsende Bereitschaft, dieses Ziel ohne Rücksicht zu erreichen. Wir sehen Fernsehberichte und auch das ist, glaube ich, wichtig zu erwähnen und es ist auch schon darauf hingewiesen worden, wie in den vergangenen Jahrzehnten der Irak mit westlicher und amerikanischer Hilfe aufgerüstet wurde. Wir sehen aber auch Bilder vom Giftgaseinsatz des irakischen Regimes gegen die Kurden. Wir sehen Fernsehberichte, die darlegen, dass es außer der Beseitigung von Massenvernichtungswaffen und einem diktatorischen Regime im Irak auch handfeste wirtschaftspolitische Interessen für diesen Krieg gibt. 

Wir sehen die beiden Kriegsparteien, die bemüht sind, die Meinungsfreiheit einzuschränken und die in die Medienberichterstattung massiv eingreifen. Es ist mehrfach darauf hingewiesen worden, dass verunsicherte Menschen - und wir haben zum Glück mittlerweile auch andere Kanäle, aber es ist eine tiefe Verunsicherung der Menschen spürbar, denn es verschwimmen dadurch natürlich die Grenzen zwischen Gut und Böse, zwischen Recht und Unrecht. Daher bin ich sehr froh, dass wir hier im Wiener Gemeinderat sehr deutlich eine klare Stellungnahme auf Seiten des Rechts einnehmen.

Wir sehen europäische Staatsmänner, die zu diesem Krieg sprechen, sehen ihre so unterschiedlichen Haltungen und damit verbunden natürlich auch für viele Menschen das Ziel eines starken und friedliebenden Europas wieder in weitere Ferne rücken. Wir sehen letztendlich auch ermutigende Bilder von weltweiten Demonstrationen, wo unzählige Menschen für ein Ende des Kriegs und für Frieden eintreten. Aber wir sehen auch in den Fernsehbildern Kundgebungen, die zum Heiligen Krieg aufrufen.

Es macht einfach Angst und ich glaube, man soll es auch sagen, es macht natürlich den Menschen Angst, dass durch diesen Krieg Spannungen in der Welt neu entstehen, wo auch wir in der medialen Berichterstattung einer Seite zugeordnet werden. Es macht Angst, dass dieser Krieg über die Grenzen des Iraks getragen werden könnte. Diese Angst zum Anlass zu nehmen um einen Bogen bis zur österreichischen Luftraumüberwachung zu machen, so weit, glaube ich, sollten wir es doch nicht kommen lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Die Folgen eines Kriegs in der heutigen Zeit sind zweifelsohne möglicherweise grenzenlos. Ebenso sind aber - und das ist für uns Sozialdemokraten besonders wichtig - natürlich auch die Ursachen für Kriege immer wieder grenzenlos. Kriege entstehen aus ungelösten politischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme und ebenso der Terror. Daher muss unsere ganze Kraft in einem vereinten Europa aber auch von österreichischer und in beschränktem Maße im Rahmen unserer Möglichkeit auch von Wiener Seite her natürlich einfach auch immer in der Ursachenbekämpfung liegen. 

Es ist vom Kollegen Chorherr auf die wahnsinnige Ressourcenvergeudung hingewiesen worden, die in diesem Krieg vonstatten geht. Nur eine Zahl: Die UNO hat vor kurzem ein großes Antihungerprogramm vorgestellt. 75 Milliarden US-Dollar hat sich George Bush für diesen Krieg bewilligen lassen. Es wird sicher bei dieser Summe nicht bleiben, aber nehmen wir nur diese 75 Milliarden US-Dollar. Drei Jahre lang könnte dieses Antihungerprogramm der UNO damit finanziert werden! Es geht um eine sinnlose Ressourcenvergeudung dieser Welt, auf die man einfach nur mit Kopfschütteln reagieren kann.

Weil Kriege grenzlose Ursachen und Folgen haben sagen wir, Kriege dürfen, wenn überhaupt, nur mit Zustimmung der Völkergemeinschaft geführt werden. Diese Zustimmung gibt es dazu nicht. Deshalb ist für uns auch die einseitige Vorgangsweise der USA und ihrer Verbündeten zu verurteilen.

Wir sind der Meinung, dass von keinem Regime der Erde eine Gefahr für Massenvernichtungswaffen und für Menschleben ausgehen soll. Nicht von Saddam Hussein, aber auch nicht durch ein eigenmächtiges Vorgehen der Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten. 

Es ist Aufgabe der Völkergemeinschaft zu beraten und zu entscheiden, was jeweils der beste Weg ist, um in unserer Welt Freiheit, Demokratie, Wohlstand, Frieden, Gerechtigkeit und Sicherheit zu garantieren und nicht einzelner Staaten. 

Weil dieser Krieg im Irak so viele Menschen berührt und betrifft, auch hier in unserer Stadt - und ich glaube, wir können uns bei aller Betroffenheit eigentlich gar nicht richtig vorstellen, wie es vielen Wienerinnen und Wienern geht, die ihre Verwandten und Bekannten im Irak haben, wie zum Beispiel unser Kollege Al-Rawi -, so ist es umso wichtiger für uns, dass auch der Wiener Gemeinderat eben hier heute diese entsprechende Erklärung abgibt, in der er ganz klar darauf drängt, dass das Internationale Völkerrecht ausnahmslos von allen Staaten der Erde beachtet werden muss und die Durchsetzung des Völkerrechts den Vereinten Nationen obliegt, aber auch, dass menschliches Leid auf unserer Erde in jeder Weise verhindert werden und damit auch der Krieg umgehend beendet werden muss und in der wir auch darauf drängen, dass Österreich als neutrales Land selbstverständlich keinerlei militärische Aktionen wie zum Beispiel Überflugsrechte unterstützt, sondern sich im Gegenteil um Völkerverständigung und Frieden, aber auch ganz massiv um humanitäre Hilfe bemüht. 

Wir wollen - und ich bin sehr froh darüber - diese Erklärung einstimmig abgeben, damit wir zeigen, wie wir uns Meinungsbildung und Verständigung in der Völkergemeinschaft vorstellen. Darum bin ich auch froh darüber, dass es diese gemeinsame Initiative im Wiener Gemeinderat gibt. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN..)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zu Wort... (GR Christian Oxonitsch: Ich habe den Antrag hier.) Ja passt schon. Zum Glück hab’ ich ja Reservezetteln mit. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat, glaube ich, dem nichts hinzuzufügen oder? (GR Godwin Schuster: Nein! – GR Kurt Wagner: Nein!) Nein, nein. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 39 ist, die ja in den Ausschüssen und sonst überall einstimmig war, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Danke, das ist natürlich auch hier so. 

Wer für den vorliegenden Beschluss- und Resolutionsantrag ist, der jetzt, glaube ich, ja sehr eingehend besprochen worden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist natürlich einstimmig. Ich danke schön.

Jetzt kommt nun die Postnummer 38. Sie betrifft ein zinsenfreies Darlehen an das Kuratorium FORTUNA. Bitte Herr GR Ekkamp.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, die Debatte ist somit eröffnet. Frau GRin Cordon, bitte schön.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist nicht ganz einfach für mich, nach diesem Thema jetzt wieder in die Alltäglichkeiten sozusagen zurückzukehren. Trotzdem, auch das muss weitergehen. 

Schlosspark FORTUNA, als SeniorInnenresidenz, gefällt mir gut. Ich hab’ mir schon immer gewünscht, auf meine alten Tage in einem hochherrschaftlichen Ambiente zu residieren und vor allem, wenn ich so gut behütet bin wie das im Kuratorium FORTUNA der Fall ist. Wenn ich mir nämlich das Präsidium und den Vorstand anschaue, dann liest es sich so wie die Who-is-Who-Liste der Sozialdemokratie. Und da hab ich mit dem Begriff „herrschaftlich“ natürlich schon wieder ein Problem. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist ja Ihr Begriff!)

Nicht dass ich mich nicht freue, wenn es wieder eine schöne - naja Schlosspark FORTUNA, bitte! - SeniorInnenwohnanlage gibt. Wie wär’s übrigens mal mit einer Seniorinnenwohnanlage? Ich nehme nämlich an, dass dort nicht nur lauter Männer wohnen (GR Dr Herbert Madejski: Mit großem i!) Ja mit großem i. (GR Dr Herbert Madejski: Nicht allein!) Nicht alleine. Es ist halt immer wieder erstaunlich mit anzuschauen, wie schnell zum Beispiel eine Umwidmung wie im Fall Khleslplatz vonstatten geht, wenn nur genug Mitglieder der verehrten SPÖ im Vorstand sitzen.

Sie werden sich erinnern, dass ursprünglich auf diesem Platz ein Park gewünscht wurde. Es ist ein stark verbautes Gebiet rundherum und auch eine Schule befindet sich dort, die gerne ein bisschen Grünraum für ihre Kinder gehabt hätte. Aber die Bevölkerung denkt und die SPÖ lenkt, beinahe schon gottähnlich. Und jetzt gibt’s hudriwudri für dieses Bauprojekt auch noch ganz schnell einen zinsenlosen Kredit. Es würde mich ja interessieren, wie es mit einem zinsenlosen Kredit ausschaut, wenn da kein Parteimitglied im Vorstand sitzt. Ich meine nur so zum Vergleich. Aber Fortuna ist halt die Glücksgöttin der SPÖ und schüttet, wie es so schön heißt, ihr Füllhorn nur zu bereitwilligst über sie aus. 

Aber jetzt komme ich noch zu einem Thema FORTUNA betreffend, das nicht ganz so glücklich abläuft, und das betrifft nämlich die Gartensiedlung Fortuna. 

Der Vertrag für eine Anmietung in dieser Siedlung, die aus Reihenhäuschen und Appartements besteht, hat für den Mieter, die Mieterin einen Heimstatus. Das ist auch okay, das ist in allen Pensionistenwohnhäusern der Fall. Der Vertrag beinhaltet allerdings auch ein interessantes Servicepaket, genannt Betreuung beziehungsweise Hilfestellungen, das mit einem sogenannten Betreuungsgeld der Miete angerechnet wird. Der Inhalt dieses Betreuungspakets ist

1. die Durchführung des Lohnsteuerausgleichs für den 21. und 22. Bezirk. „Die Mitarbeiter der Gartensiedlung helfen den MieterInnen beim Ausfüllen der Formulare.“ Wunderbar, dagegen ist überhaupt nichts zu sagen. Das ist sicher angenehm. Es ist allerdings eine Tätigkeit, die wahrscheinlich einmal im Jahr stattfindet. 

2. „Anträge auf Pflegegeld werden von den Mitarbeitern gerne übernommen.“ Ja sie werden es auch besser können und eventuell ist dann auch dessen Bewilligung leichter. 

Weiters gibt es interessante Vorträge der Pensionsversicherungsanstalt für Angestellte. Also dazu kann ich... (GR Kurt Wagner: Die gibt es gar nicht mehr!) Ja das steht aber so im Vertrag. Ich kann’s Ihnen zeigen, ja, den Vertrag, den dort die MieterInnen haben und sie haben ihn immer noch. Wir haben ihn von einer Mieterin zu Gesicht bekommen (GR Kurt Wagner. Die gibt es aber trotzdem nicht mehr, Frau Kollegin!) Vor kurzem, muss ich Ihnen sagen, habe ich auch für die Grünen SeniorInnen einen solchen Vortrag organisiert und sie werden es nicht glauben, wir haben ihn umsonst bekommen! Jetzt können wir natürlich sagen: Ja gut, für die GRÜNEN kostet das vielleicht nichts, aber für die SPÖ ist die SPÖ eben nicht umsonst, so.

3. „Sicherheit für unsere Bewohner, regelmäßige Kontrollen der Polizei in der Gartensiedlung bei Tag und Nacht.“ Jetzt stellt sich mir aber schon die Frage, wie wird das denn abgerechnet? Mit der Polizei, mit den Polizisten direkt, mit dem Bund oder wie findet das eigentlich statt? 

„Auf Wunsch werden Pakete oder Briefe angenommen.“ Das ist nett. Ich meine, meine Nachbarin macht das umsonst. Aber dort kostet das was. 

4. „Die Gartensiedlung hat ein gutes Einvernehmen mit der Bezirksvertretung im 21. und mit dem Pensionistenverband.“ Jetzt kann ich nur sagen: No na, sind beide SPÖ. Der Pensionistenverband ist ein SPÖ-Verein und die Bezirksvorstehung ist auch von der SPÖ besetzt. Also ich hoffe wirklich, dass die MieterInnen dort nicht auch noch für das gute Einvernehmen zwischen der SPÖ-Bezirksvorstehung und dem Heim zahlen müssen. Aber so steht’s drinnen. 

Naja und der Pensionistenverband. Da könnte ich mir vorstellen, dass man den MieterInnen auch eine Beitrittserklärung vorlegt, was ja dann auch sicher zum noch besseren Einvernehmen beitragen wird. 

Also wieder weiter geht’s.

So wird gewährleistet, dass auftretende Probleme schnell und unbürokratisch gelöst werden können. Und für diese Hilfestellung, die vielleicht der Eine oder die Eine brauchen und in Anspruch nehmen wird, die Andere, der Andere aber wahrscheinlich nicht, zahlen die MieterInnen trotzdem 173,43 EUR, das sind immerhin 2 386 S pro Monat, um sich das noch in Schilling vorstellen zu können. Für diese eventuell zu erbringenden Leistungen so viel Geld zu verlangen, das finde ich, gelinde gesagt, eine Zumutung, wenn nicht eine Unverschämtheit!

Aber nicht genug damit. Vor kurzem gab es auch noch ein Schreiben des Kuratoriums an eine Mieterin, weil dieses Kuratorium nämlich einen Negativsaldo mit 15 000,70 EUR für die Gartensiedlung bilanziert hat. Also werden die MieterInnen nun eine Steigerung dieser windigen Forderung für Betreuung und Hilfestellung erfahren. Ab 1.1.2003 gilt die Erhöhung bereits. Und jetzt möchte ich wissen, wo es das nicht mehr gibt. 

Was ist der Grund für dieses Minus? Eine schlampige Kalkulation der Kostenabrechnung dieser Anlage! In diesen Kosten dieser Gartensiedlung sind laut Schreiben die Verlustabdeckung der vergangenen Jahre - wo auch immer diese Verluste herkommen - sowie sämtliche sonstig anfallenden Kosten enthalten, jedoch nicht die jährliche Steigerung der Annuitätenrückzahlungen WBF gemäß dem Tilgungsplan der Wohnbauförderung. Aus dieser Aussage geht hervor, dass das Kuratorium FORTUNA, das die Gartensiedlung mit Mitteln der Wohnbauförderung errichtete, anscheinend von Beginn an nicht wirklich über die eigenen Kostenrechnungen Bescheid wusste. 

Das ist mit ein Grund, warum wir den Antrag auf dieses zinsenlose Darlehen ablehnen, was mir nicht ganz leicht fällt, das gebe ich zu, aber unter diesen Umständen muss ich es zur Kenntnis nehmen. 

Hier hat sie wohl Fortuna ein bisschen im Stich gelassen. Vielleicht weniger die Fortuna als ihr Management, das eine korrekte und verantwortungsbewusste Kostenaufstellung für sich selbst und die Mieter erarbeiten sollte. 

Im übrigen muss ich Ihnen sagen, ich ging zu dem Fortuna-Stand auf der „Senior aktuell“ und habe mich erkundigt. Über diesen Beitrag konnte man mir nichts sagen oder wollte es nicht, das weiß ich nicht. Ich weiß nur, dass für sonstige Dienste - jedenfalls hat man mir das gesagt - viertelstundenweise abgerechnet wird. 

Ja, jetzt komme ich noch einmal zurück auf das Projekt Schlosspark. Es ist wirklich ein beeindruckendes Projekt, das muss ich schon sagen, mit Restaurant, Hallenbad, Sauna, Dampfbad, Bibliothek, Gymnastikraum und, und, und. Naja, vielleicht haben die ganzen SPÖ-Vorstands- und Präsidiumsmitglieder vor, dort ihren wohlverdienten Ruhestand zu genießen. Ja ich kann Ihnen nur sagen, ich gönne es ihnen. 

Ich hoffe nur, dass man dieses Mal nicht vergisst, die jährliche Steigerung der Annuitätenrückzahlung gemäß dem Tilgungsplan der Wohnbauförderung in die Miete mit einzuberechnen, sonst gibt es ein böses Erwachen! Aber die SPÖ wird das schon richten. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter bitte. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Es geht bei diesem Geschäftsstück nicht um eventuelle Vorträge der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten, die es ja sowieso nicht mehr gibt. Es geht hier um ein zinsenfreies Darlehen für ein Projekt, wo die Seniorinnen und Senioren zeitgemäßes Wohnen und Betreuung vorfinden. Ich denke, gerade das Kuratorium FORTUNA, das eben zum Ziel hat und auch deswegen gegründet worden ist, Pensionisten ein schönes Zuhause zu bieten und dies mit seniorengerechten Betreuungseinrichtungen kombiniert, hat, glaube ich, doch seine Berechtigung. 

Wenn hier ein Beispiel aus dem 21. Bezirk zitiert worden ist, dann darf ich vielleicht ein Beispiel zitieren, wo sehr deutlich und klar der Bedarf nach solchen Wohnstudios, nach solchen Wohnanlagen deutlich wird und das auch aufgrund der starken Nachfrage seine Berechtigung hat. In Döbling gibt es vom Kuratorium FORTUNA ein Haus, das über etwas mehr als 300 Appartements verfügt. Und man höre jetzt zu: Es gibt über 1200 Vormerkungen, die in einem dieser jetzt nicht so schön dargestellten Häuser des Kuratoriums FORTUNA wohnen wollen! 

Ich denke, man kann unterschiedlicher Meinung sein, aber man sollte solche Einrichtungen nicht nur in eine Richtung kritisieren, denn ich glaube, sie leisten einen wesentlichen Beitrag zum Wohlbefinden der Menschen in unserer Stadt und gerade für jene Generationen, die viel für diese Stadt geleistet haben. 

In diesem Sinne ersuche ich Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 38 in der vorliegenden Fassung ist ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen. 

Postnummer 40. Sie betrifft die 3. Gemeinderatssub-ventionsliste 2003. Wir kommen hier gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen. 

Postnummer 17. Sie betrifft die Leistungsfinanzierung an das Psychiatrische Krankenhaus Ybbs an der Donau. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die ÖVP so angenommen. 

Postnummer 36. Sie betrifft den Abschluss eines Tauschvertrags zwischen der Stadt Wien und Herrn Dr Christian Lippert. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 30. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für die Bedeckung von Rücklagen. Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung mehr vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen so angenommen. 

Postnummer 31. Sie betrifft eine Akontosubvention für das Jahr 2003 für die Wiener Land- und Forstwirtschaft und ich ersuche die Frau GRin Zentner, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Brigitta Zentner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke, wir eröffnen die Debatte. Professore, du bist dran. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Ich möchte es kurz machen. Wie jedes Jahr lehnen wir die Agrarsubventionen ab und zwar deshalb, weil sie unökologisch sind, zum Teil doppelt subventioniert sind und mehr oder weniger Ungleichbehandlung verursachen. 

Ich möchte nur ganz am Schluss noch einmal darauf hinweisen, dass ein der Arbeiterkammer Wien nahestehendes Institut mir in jedem Punkt Recht gibt. Deswegen möchte ich Sie auffordern, sich endlich einmal die Agrarsubventionen in Wien zu überlegen und sich der Meinung der Arbeiterkammer anzuschließen! - Danke schön. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Klucsarits, bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! 

Wir haben heute über ein Geschäftsstück zu entscheiden, das eine weitere Voraussetzung für den Erhalt und die Sicherung der Landwirtschaft in Wien darstellt. 

Der heutige Beschluss ist aber nur ein Bestandteil dieser Sicherungsstrategie, die für Wien wichtig ist, weil sie sicherstellt, dass der Stellenwert der Wiener Landwirtschaft als Landschaftserhalterin und ebenfalls als Nahversorgerin gesichert wird. Kollege Maresch, das ist da drinnen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein wesentliches Anliegen dieses Schrittes, ein ganz großes Anliegen, um das zu verankern, ist ja das Wiener Landwirtschaftsgesetz. Sie alle wissen, es ist ein Gesetz, bei dem es Jahrzehnte gebraucht hat, bis es zustande gekommen ist. Erst als wir in der Regierung waren, ist es unseren damaligen VBgm Dr Görg gelungen, dass dieses Landwirtschaftsgesetz auch das Licht in diesem Hohen Haus erblickt hat. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das heißt aber nichts Gutes!) Das heißt, das ist etwas Gutes! (Beifall bei der ÖVP.)
Doch nun zum Akt selbst: Einer der Hauptbrocken des an die Bauern überwiesenen Geldes kommt ja aus dem ÖPUL der Bundesregierung. Gerade diese Subvention ist für die Landwirtschaft wichtig, weil sie vor allem die Ökologisierung der Landwirtschaft voranzutreiben hilft. Die Wiener Landwirtschaft ist sich da auch ihrer Funktion bewusst. Diese Mittel werden entsprechend und sinnvoll ausgeschöpft, was ja auch wichtig ist.

Ich darf in diesem Zusammenhang auf die Funktion der Wiener Landwirtschaft als Erhalterin des Grüngürtels um Wien verweisen. Diese Funktion wird auch in der Aktion der Ausweitung der Reststreifen von landwirtschaftlichen Nutzflächen deutlich wahrgenommen. Gerade durch diese Initiative unserer Bauern ist es gelungen, neue Grünflächen herzustellen und auch seltene Tierarten wieder ansässig zu machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Geh, geh, welche, Kollege? Sagen Sie mir eine einzige Tierart!)
Kollege Maresch, Sie machen das nur hinunter. Gerade Sie als Grüner - da wundert es mich, dass Sie die Bauern so hinuntermachen! Auf die Bauern kommen durch die EU-Erweiterung große Herausforderungen zu, ich glaube, da herrscht im Wesentlichen politischer Konsens. Gerade die Aufnahme von Ländern mit großer landwirtschaftlicher Produktion wie Ungarn und Polen in die EU wird den Preisdruck auf die Landwirtschaft, dem sie derzeit schon ausgesetzt ist, sicherlich noch erhöhen.

Doch von einem sind wir zutiefst überzeugt: Die Landwirtschaft, und insbesondere unsere Wiener Landwirtschaft, wird auf diese zukünftigen Belastungen bestens vorbereitet sein, und sie ist darauf vorbereitet. Deshalb ist diese Förderung für unsere Wiener Landwirte so wichtig - auch wenn Sie, Kollege Maresch, es hinuntermachen; aber das ist Ihre Sache.

Die Wiener Landwirtschaft ist ein guter Beleg dafür, dass diese landwirtschaftspolitische Linie total eingehalten wird. Es ist nämlich erkannt worden, dass das Überleben dieses Berufsstandes von Qualität und Flexibilität getragen wird. Daher fordere ich die Stadtverwaltung auf, diesen Weg zu unterstützen, etwa indem man der Landwirtschaft neue Erwerbszweige eröffnet und ihr in unserem Wiener Stadtgebiet auch weiterhin eine ausreichende landwirtschaftliche Fläche garantiert. (Beifall bei der ÖVP.)
Unter diesen Voraussetzungen geben wir dem vorliegenden Antrag gerne unsere Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Zimmermann. - Bitte, Herr Agrarsprecher.

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Geschätzte Damen und Herren!

Der vorliegende Akt, den wir heute zu beschließen haben, gibt jedes Jahr immer wieder Anlass zu einer Diskussion, vor allem mit dem Kollegen Maresch, obwohl man ihm - auch wenn er ein bisschen kritischer war - in manchen Dingen doch nicht Unrecht geben kann. Denn auch meine Fraktion, und damit natürlich auch ich, sind ebenfalls nicht unbedingt für das Gießkannenprinzip. Nur ist das auf einer anderen Ebene zu diskutieren und vor allem im Parlament zu überlegen, aber nicht bei uns in Wien. Ich weiß, dass auch andere Bundesländer das nicht so wollten. Das weißt du genauso gut wie ich ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau! Steiermark zum Beispiel!) Ja, natürlich, zum Beispiel die Steiermark, das haben wir schon einmal diskutiert. Ich kann es nur wiederholen, das stimmt: Auch die Steiermark und andere Bundesländer wollen das nicht so haben. Es ist aber im Bund nicht so gesehen worden, vor allem nicht im Landwirtschaftsministerium, daher müssen wir uns heute mit dem begnügen, was wir hier vor uns haben.

Wien ist nun einmal ein kleines agrarisches Land - in Österreich das kleinste -, trotzdem haben wir die Aufgabe, uns darum zu kümmern. Wenn wir das gesamte Stadtgebiet betrachten, zeigt sich, dass nahezu ein Viertel dieses Bereiches landwirtschaftlich vielfältig genutzt wird, zum Beispiel für Weinbau, zum Beispiel für Gemüsebau und natürlich auch als Ackerland. Dies umzusetzen, meine Damen und Herren, ist für uns besonders wichtig. Noch dazu sind immerhin 800 Betriebe von dieser Subvention betroffen, die wir heute zu beschließen haben.

Hier muss man auch dazusagen, dass es um Kofinanzierungen in mehreren Bereichen geht. Wir unterscheiden zwischen drei Bereichen. Der eine Bereich ist der, in dem die EU, der Bund und das Land Wien finanzieren, im zweiten Bereich finanzieren der Bund und das Land, und der dritte Bereich ist jener, in dem nur das Land finanziert. 

Ich glaube, das ist eine recht eine stolze Summe: In Wien zum Beispiel sind es rund 1,6 Millionen, meine Damen und Herren, die wir schon beschlossen haben. In weiterer Folge - das muss man ebenfalls erwähnen - werden dadurch EU-Mittel in Höhe von 2,5 Millionen EUR ausgelöst. Das heißt, würden wir das nicht beschließen, dann wären die 2,5 Millionen nicht vorhanden und könnten nicht umgesetzt werden. Ebenfalls rund 2 Millionen EUR werden auf Bundesebene umgesetzt. Aus dieser Voraussicht heraus würde ich meinen, man kann dem getrost zustimmen. 

Es geht im gegenständlichen Fall um Subventionen, die für 800 Betriebe wichtig sind, und vor allem geht es auch um die Wirtschaftskraft. Man darf eines nicht vergessen, immerhin werden hier, was die Wirtschaftskraft betrifft, 90 Millionen EUR allein in der Landwirtschaft in Wien umgesetzt. Das ist doch nicht so wenig!

Ich darf Ihnen zum Schluss, weil jetzt gerade Frühlingsbeginn ist, eine weitere Zahl mitgeben. Sie werden es nicht für möglich halten, aber in Wien werden Jahr für Jahr 50 Millionen Schnittblumen von unseren Wiener Gärtnern gezüchtet und in Wien vertrieben. Ich glaube, allein schon diese Zahl ist - jetzt abgesehen von den 25 000 Hektoliter Wein und 50 000 Tonnen Gemüse, die ebenfalls in Wien produziert werden - Grund genug, diesem Antrag zuzustimmen.

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich ersuche Sie noch einmal, diesem Antrag Ihre Zustimmung zu geben. Meine Fraktion wird das gerne tun. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 31 in der vorliegenden Fassung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 18. Sie betrifft das Plandokument 7371 im 12. Bezirk, KatG Altmannsdorf und Inzersdorf Stadt.

Hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Nun gelangen wir zur Postnummer 22. Sie betrifft das Plandokument 7498 im 17. Bezirk, KatG Neuwaldegg.

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, so angenommen.

Damit kommen wir zur Postnummer 24 der Tagesordnung. Sie betrifft das Plandokument 7422 im 11. Bezirk, KatG Simmering.

Ich erteile Herrn GR Dr Troch als Berichterstatter das Wort. (Zwischenruf der GRin Dr Sigrid Pilz.)
Frau Dr Pilz, wir können das Seniorenprojekt gleich diskutieren. - Herr GR Dr Troch, bitte.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. - Bitte. (GR Harry Kopietz: Werden Sie auch so kurz wie Kollege Maresch sein können? Geht das?)
GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Können tue ich, aber ob ich will, weiß ich nicht. Nein, da machen wir jetzt keinen Wettbewerb, da reden wir jetzt einmal ganz kurz oder ganz lang, je nachdem, über den Hüblerpark. Der Herr Vorsitzende weiß, was jetzt kommt. Ich bin ja an sich nicht in diesem Ausschuss, aber es ist mir trotzdem ein Anliegen, mich hier zum Wort zu melden. Denn es geht im Hüblerpark um die Institutionalisierung eines Provisoriums. Niemand hat etwas dagegen, wenn für die Dauer einer Baustelle für die U-Bahn ein Gebäude in einem Park errichtet wird, das dann wieder abgetragen wird. Jetzt trägt man aber das Gebäude nicht ab, sondern errichtet darin ein Gesundheits- und Sozialzentrum.

Die GRÜNEN freuen sich ja, wenn es genügend gut erreichbare Gesundheits- und Sozialzentren gibt. Wir freuen uns aber nicht, wenn dafür grüne Parks hergenommen werden und wenn sozusagen mit dem fast unschlagbaren Argument, dass es günstig ist, dass es erreichbar ist und dass es für die Senioren und Seniorinnen wunderbar liegt, der Park verbaut wird. Denn da könnte man viel in Parks verbauen, Herr Präsident Hatzl, das ist immer schön für diejenigen, die dann drinnen sind, und weniger schön für diejenigen, deren Grünflächen reduziert werden. Und wenn man ... (GR Johann Hatzl: Waren Sie vor 20 Jahren einmal in dem Park?)
In dem Park? Ich bin bei jedem Park dafür, dass er erhalten bleibt. (GR Johann Hatzl: Nein, waren Sie vor 20 Jahren schon einmal in dem Park?) Ob ich vor 20 Jahren schon Senior war? (GRin Josefa Tomsik: Ob Sie schon dort waren?) Nein. Dort war ich natürlich vor zehn ... (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aber man könnte dort, statt ein Bauwerk auf Dauer zu installieren ... (GR Johann Hatzl: Wenn Sie damals schon dort gewesen wären, dann würden Sie wissen, dass diese Fläche kein Teil des Parks war ...!) - Gut, jetzt wird es doch länger, Sie wollen es nicht anders. Wir machen kein Mittagessen aus, sondern ich sage schlicht und einfach, wie wir das sehen. Jedes Stück Grünland, das man im Park zurückgewinnen kann, ist ein gutes Stück Park. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN und der SPÖ.)

Was diese Gesundheits- und Sozialzentren betrifft, so ist es nicht wirklich notwendig, dass sie im Park sind. Es würde sich zum Beispiel anbieten, sie in einem Haus des Kuratoriums der Pensionistenhäuser unterzubringen. Denn dort wäre eine gewisse Synergie gegeben, dort könnte man die Infrastruktur besser verbinden. Es ist schlicht und einfach nicht vernünftig, hier Grünland, das allen Bürgern und Bürgerinnen zur Verfügung stehen soll, noch für ein weiteres Amt, das im Wesentlichen administrative Aufgaben zu bewältigen hat, zur Verfügung zu stellen.

In diesem Sinne hoffe ich, dass das Auditorium vielleicht überzeugt werden konnte, und teile mit, dass wir nicht zustimmen, sondern ablehnen werden. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundsdorfer: Ich danke schön. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich möchte mich ganz einfach an die Fakten halten. Im Zuge des U-Bahnbaus wurde jenes Haus um zirka zehn Millionen Schilling am Rande des Hüblerparks geschaffen, gleichzeitig wurde aber eine gleich große Fläche vom Park Richtung Schule als Park neu gewidmet. - Das zum Ersten.

Das kleine Bauwerk, um das es hier geht, nimmt tatsächlich die Fläche ein, auf der sich früher ein Freibad, ein betoniertes Kinderfreibad befand. Das war überhaupt keine Grünfläche, zu keiner Zeit! (Zwischenruf der GRin Dr Sigrid Pilz.) Das gibt es schon lange nicht mehr. Das ist nicht dadurch abgetragen worden, das war einfach eine betonierte Fläche. Vor allem wurde von zirka drei Hektar Park knapp ein Hektar, um den es mittlerweile geht, als Grünland, Spiel- und Sportplatz neu geschaffen.

Ich möchte auch darauf hinweisen, dass mit dem Zukunftsprojekt "Mehrwert Simmering" in bloß 100 Meter Entfernung von ebenjenem Hüblerpark mit dieser Einrichtung eine begrünte Promenade für Spaziergänger und Radfahrer geschaffen wird. Und in bloß 200 Meter Entfernung entsteht ein neuer, drei Hektar großer Landschaftspark mit See - in bloß 200 Meter Entfernung!

Ich kann auch sagen, für kein anderes Grätzel in Simmering gilt der Ausspruch "Es grünt so grün" so sehr wie für ebendiesen Bereich. Ich denke, die Lage direkt bei einer U-Bahnstation ist ideal für ein Gesundheits- und Sozialzentrum, in dem speziell Senioren, Behinderte, Frühpensionierte betreut werden, auch im Hinblick auf die Erreichbarkeit. Die ebenerdige Liegenschaft ist noch dazu äußerst behindertengerecht gestaltet.

Ich würde ganz einfach sagen, diese Nutzung als Gesundheits- und Sozialzentrum ist geradezu ein Paradebeispiel einer sinnvollen, nachhaltigen Verwendung von Steuergeldern. In diesem Sinn, und auch unter dem Aspekt der begrünten weiteren Ausgestaltung dieses Grätzels glaube ich (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber die war vorher ... Ausgestaltung!), es sollte auch engagierten grünen Herzen leicht sein, dieser nachhaltigen Nutzung guten Gewissens, guten grünen Gewissens zuzustimmen.

Ich ersuche um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 24 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 26. Sie betrifft das Plandokument 7492 im 22. Bezirk, KatG Stadlau.

Hier liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 27. Sie betrifft das Plandokument 7493 im 22. Bezirk, ebenfalls KatG Stadlau. 

Ich erteile Herrn GR Mag Schieder als Berichterstatter das Wort. - Bitte.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Maresch. - Bitte, Herr Professor.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Diesmal wird es nur unmerklich länger, weil ja der Tag schon fortgeschritten ist. Es geht erstens bei dem Aktenstück selbst wieder einmal um eine Garage, diesmal unter einem Sportplatz. Aber das allein hätte mich nicht hier herausgetrieben. Mit der Garage dort haben wir natürlich keine Freude, aber grundsätzlich geht es uns darum, den Punkt zu nutzen, um einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen.

Dabei geht es um eine weiterführende Untersuchung der Ergebnisse aus der SUPer NOW. Im Moment gibt es da ein Ergebnis, so scheint es zumindest, aber das ist kein Ergebnis aus der SUPer NOW, sondern das war nur mehr oder weniger ein Unterpunkt, der auch behandelt wurde, den die SPÖ aber in Rust goutiert hat. Uns geht es darum, hier Genaues herauszufinden, und daher möchte ich Ihnen diesen Antrag vorlesen: 

Die strategische Umweltprüfung "Entwicklungsraum Nordosten Wien" wurde aus Zeitmangel abgebrochen, bevor alle wichtigen aufgetretenen Fragen beantwortet werden konnten. Um die vorliegenden Ergebnisse der SUPer NOW optimal nützen zu können, sollen daher sowohl die Subvariante - ebendiese, die Sie in Rust ja goutiert haben - des Szenarios 4 als auch die erweiterte Variante des Szenarios 3, also eine Variante 3d, einer tiefer gehenden Untersuchung unterzogen werden. Erst dadurch können diese Varianten seriöserweise mit den berechneten Szenarien der SUPer NOW verglichen werden und als objektive Entscheidungsgrundlage dienen.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Wir glauben, dass es sich die Wiener und Wienerinnen verdient haben, nach dieser tollen SUPer NOW zumindest nicht abgekürzt irgendein Ergebnis präsentiert zu bekommen, und wir wollen, dass sowohl Ihre Ruster SPÖ-Variante als auch eine verbesserte Umweltvariante, nämlich die Variante 3, versehen mit einigen Umfahrungen der Ortskerne, untersucht wird. Deswegen unser Antrag, und ich bitte Sie, dem auch zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Einige abschließende Bemerkungen: Beim vorliegenden Plandokument 7493 geht es um das Obere Mühlwasser, um die Kaisermühlenstraße, die Alte Donau und den Herbergraben. Es geht dort auch um die Festsetzung der Flächenwidmung, vor allem für viele Kleingärtner, die dort ihre Erholung finden und ihr Leben eingerichtet haben.

Zu dem vorliegenden Antrag nur zwei Bemerkungen: Die eine ist, dass die Strategische Umweltprüfung für den Nordosten Wiens ja nicht abrupt abgebrochen worden ist, sondern ihr gesetztes Ende, auch ihr zeitlich und inhaltlich gesetztes Ende gefunden hat und dass auch Ergebnisse vorgelegt wurden. Die Bewertung der Ergebnisse ist heute und diese Woche Teil der Debatte im Gemeinderat und im zuständigen Gemeinderatsausschuss.

Dahin gehend sehe ich keinen Grund, diesen Antrag anzunehmen, möchte aber hinzufügen, dass es ja die Klubvereinbarung gibt, dass man einander wichtige Anträge bis 18 Uhr des Vortages zur Kenntnisnahme schickt. Da dies nicht geschehen ist, bleibt nur der Schluss offen, dass es anscheinend doch kein so wichtiges Anliegen der GRÜNEN ist. Sonst hätten sie es durchaus auch bis sechs am Abend schaffen können. 
In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum Akt. (Beifall bei der SPÖ. - GR Günter Kenesei: ... zum Wort melden!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist bereits geschlossen, daher ist zu dieser Postnummer keine Wortmeldung mehr möglich. Zur Geschäftsordnung ist es auch erst nachher möglich.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 27 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne Freiheitliche und ohne GRÜNE, angenommen.

Es liegt der schon erläuterte Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN vor. Darüber wird nun abgestimmt.

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht die erforderlich Mehrheit; der Antrag ist nur von den Antragsstellern unterstützt und somit abgelehnt.

Es kommt die Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Filmarchiv Austria.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlung einzuleiten. - Bitte.

Berichterstatterin Dr Elisabeth Vitouch: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet.

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Unterreiner. - Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Wir sind für die Kinoförderung, wir bekennen uns zur Idee der Kinoförderung. Ich möchte in Erinnerung rufen, es gibt diese Kinoförderung seit 1999, sie wurde in der Ära Marboe eingeführt und von Herrn StR Mailath-Pokorny fortgesetzt. Es geht um rund 10 Millionen S, die Jahr für Jahr ausgezahlt werden, auch heuer sind es - jetzt in Euro - wieder 727 000 EUR. Diese 727 000 EUR sollen auf 30 Kinos aufgeteilt werden. Es sind Traditionskinos, die man erhalten möchte, weil wir sie als Standorte erhalten wollen. - Das ist die gute Seite der Kinoförderung.

Heute sollen zwei Kinos mit zusätzlichen Förderungen bedacht werden, und zwar geht es um das Metrokino und das Gartenbaukino. Das Metrokino gehört jetzt dem Filmarchiv, das Gartenbaukino der Viennale. Dazu wollen wir sagen, dass wir auch der Subvention im Vorjahr zugestimmt haben, als es darum ging, diese beiden Kinos, die vom vorhergehenden Besitzer her tief verschuldet waren, aus dieser Verschuldung herauszuholen, damit die eine Zukunft haben. Auch da haben wir noch zugestimmt.

Aber jetzt geht es um eine sehr hohe Subvention, die eigentlich der Idee der Kinoförderung entgegenläuft, weil hier zwei Kinos eine zusätzliche Subvention bekommen und die anderen Kinos ins Hintertreffen geraten. Die Subvention soll jetzt nämlich 390 000 EUR ausmachen. Wenn wir das mit den 727 000 EUR für 30 Kinos vergleichen - wobei ja auch diese beiden schon bedacht sind -, kann man sich schon vorstellen, dass sehr viel Geld ausschließlich für diese zwei Kinos zur Verfügung gestellt werden soll. Das heißt, 30 müssen sich privat herumschlagen mit den Problemen, die sie nun einmal haben, und zwei bekommen zusätzliche Gelder.

Das ist nicht nur unfair, das ist, wie gesagt, eine Wettbewerbsverzerrung, und das läuft dem politischen Willen, die Kinos zu unterstützen, eigentlich entgegen. Noch dazu besteht zum Beispiel für das Kino, das vorher die Filme gespielt hat, die das Filmarchiv gezeigt hat, das Imperialkino, jetzt überhaupt die Gefahr der Schließung. Man erreicht daher mit dieser zusätzlichen Förderung überhaupt nicht, dass man die Kinostandorte schützt, sondern man hat sogar eine neue Gefahr heraufbeschworen. - Das ist der erste Grund, den wir nennen.

Der zweite Grund ist folgender: Es sollte jetzt das Viennale-Kino, also das Gartenbaukino - dafür wurden eigene Richtlinien festgelegt -, Filme spielen, die sonst in der Stadt nicht im Angebot sind, also ganz spezielle Filme. Es wurde ein eigener Kriterienkatalog ausgearbeitet. Als Ergänzung und als Korrektur sollten dort Filme gespielt werden, die in den anderen Kinos nicht laufen: historische Reprisen, österreichische Filme. Aber in Wirklichkeit stimmt das nicht. Es ist keine Programmalternative, sondern in diesem Kino werden die Filme gezeigt, die überall sonst auch gespielt werden. Daher besteht auch hier eine Wettbewerbsverzerrung.

Der dritte Grund, warum wir es ablehnen: Es ist so, dass die Kosten exorbitant sind. Allein wenn man sich die Personalkosten anschaut: Es sind 221 000 EUR, also 3 Millionen ATS, allein für die Personalkosten angesetzt. Man rechnet mit einem Kartenverkauf an 60 000 Besucher. Wenn man sich das anschaut, sieht man schon, dass hier anscheinend einige Freunde - das ist ein Verdacht von mir - gut versorgt werden, während andere Kinos, wie gesagt, zusperren müssen.

Ich fasse zusammen: Wir lehnen diese spezielle, zusätzliche Subvention ab, weil sie den Interessen der Kinoförderung entgegenwirkt, wegen der unsauberen Wettbewerbsverzerrung, wegen der inhaltlichen Programmierung, die zwar vorgegeben war, aber nicht eingehalten wird, und weil die Kosten viel zu hoch sind. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin Dr Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte jetzt nicht im Einzelnen auf Frau Mag Unterreiner eingehen. Ich könnte jeden einzelnen Punkt widerlegen, sowohl was das Programm des Gartenbaukinos betrifft als auch generell den Vorwurf, dass da eine Ungleichheit in der Förderung besteht. Vielleicht ist es ein bisschen so, wie Kurt Tucholsky es einmal formuliert hat: "Wenn ein kluger Wiener über eine Sache redet, dann nimmt man meistens an, er habe sie bis auf den Grund studiert. Aber meistens hat er nur jemandem zugeschaut, der sie studiert hat." Daraus kommen dann ganz konkret die Unschärfen.

Wenn ich auf das Gartenbaukino komme, meine ich, im Moment spielt man dort Roberto Benignis "Pinocchio" in italienischer Originalfassung und "Grande Successo" - ich möchte das nicht einen "Hit" nennen, weil mir das in Zeiten des Krieges nicht der richtige Ausdruck zu sein scheint. Die Handlung von "Pinocchio" setze ich als bekannt voraus. Manchmal würde ich mir auch in diesem Hause wünschen, dass die gute Fee herumginge und jedem, der lügt, die lange Nase wachsen ließe. Na, das würde ganz hübsch ausschauen! (Beifall bei der SPÖ.) Ich möchte niemanden der Lüge zeihen - dass man mich richtig versteht -, vielleicht sind es nur kleine Ungenauigkeiten. Es gibt ja auch Menschen, die sagen: Die Wahrheit ist eine Tochter der Zeit. Ich bin da anderer Meinung.

Ich freue mich sehr, dass das Filmarchiv Austria im Metrokino derzeit "Kino vor dem KZ" zeigt - das ist ein Filmschwerpunkt über Filmschaffende als NS-Opfer - und auch "Verehrt, verfolgt, vergessen - Schauspielerkarrieren zwischen Ruhm und Vernichtung", und damit sehr gut an die erfolgreiche Oskar-Werner-Retrospektive anschließt. Man braucht kein Prophet zu sein, um vorauszusagen, dass im September auch eine integrale Helmut-Qualtinger-Retrospektive und demnächst ein Willi-Forst-Schwerpunkt für volles Haus sorgen werden.

Ich darf zum Schluss noch eine kurze Filmempfehlung zum jetzt eben laufenden "Kino vor dem KZ" abgeben. Da sind solche Filme dabei - die Älteren unter uns werden sich daran erinnern - wie "Bomben auf Monte Carlo", "Bretter, die die Welt bedeuten", "Das Kabinett des Dr Caligari", aber auch "Das Kabinett des Dr Larifari", "Der Kongress tanzt" - auch das ist in Zeiten wie diesen nicht uninteressant -, "Die Drei von der Tankstelle", "Die Stadt ohne Juden", "Ein Lied geht um die Welt": hingehen und anschauen!

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 13 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 7. Sie betrifft eine Subvention an den Kulturverein Alsergrund.

Ich erteile der Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, zur Einleitung der Verhandlung das Wort. - Bitte. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Der 9. Bezirk, Alsergrund, ist bekanntlich ein Bezirk, in dem es wunderschöne Theater wie zum Beispiel das Schauspielhaus gibt. Aufgrund der dringlichen Situation der Theater in Wien und des Besucherrückgangs, den es zumindest laut der "Presse" gibt - aber ich glaube, das stellen auch die Evaluatoren fest, die im Augenblick dankenswerterweise die Theatersituation in Wien untersuchen -, ist das ein Thema, mit dem wir uns im Kulturausschuss gar nicht früh genug auseinander setzen können. Mit Besucherrückgang meine ich vor allem den Besucherrückgang im Sprechtheater.

Es gab damals in der Ära von Dr Marboe die meiner Ansicht nach wirklich gute Idee des Theater-Dienstags, die auch von allen unterstützt wurde, die Idee, so wie es den Kino-Montag gibt, einen Theater-Dienstag zu etablieren. Das ist eine Initiative, die im Prinzip formal noch aufrecht ist, aber überhaupt nicht mehr beworben wurde und den Wienerinnen und Wienern nicht bekannt ist.

Ich erlaube mir daher, zu diesem Thema einen Antrag einzubringen, der darauf hinausläuft, diese Initiative fortzuführen, weil der Aufwand, den wir in Wien für Theater ausgeben, in Relation dazu, dass dann doch die Chance besteht, dass wieder mehr Menschen am Theaterangebot in dieser Stadt teilhaben können, meiner Ansicht nach durchaus gerechtfertigt ist.

Ich bringe daher den Antrag ein: 

Der Gemeinderat möge beschließen, dass das Kulturamt der Stadt Wien aufgrund der sinkenden Besucherzahlen der Wiener Theater die Initiative Theater-Dienstag wieder ausreichend finanziell unterstützt.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Ich weiß, Sie alle wollen schon gerne nach Hause gehen, aber ich glaube, das Theater in Wien verdient sich Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des StR Dr Peter Marboe. - GRin Renate Winklbauer: Wir sind ja nicht eine Stunde später gekommen! - Weitere Zwischenrufe.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Die Demokratie ist keine Frage der Uhrzeit.

GRin Mag Marie Ringler (fortsetzend): Das sehe ich genau so. (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! In diesem Sinne ein paar Worte zu dem von meinem Kollegen Salcher eingebrachten Antrag: Wir werden diesem Antrag zustimmen. Ich sehe allerdings unsere Zustimmung hier als einen symbolischen Akt dafür, dass wir sehr dringend in eine Diskussion über die Theaterlandschaft in Wien eintreten müssen (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Symbolische Zustimmung gibt es nicht!), die über das hinausgeht, was wir derzeit tun, nämlich eine Studie in Auftrag zu geben, wobei drei Personen - ich glaube, sehr kompetente ExpertInnen - damit beauftragt worden sind, sich mit der Frage der Theaterlandschaft in Wien auseinander zu setzen. 

Ich denke auch, dass der Besucherrückgang im Theaterbereich nicht nur eine Frage der Werbung und der PR ist - sicherlich ist jede Initiative, die den Theatern oder anderen Kulturinstitutionen hilft, Publikum für sich zu interessieren, eine gute Sache -, sondern es geht auch um ästhetische und qualitative Fragen, denen wir uns hier stellen müssen.

Ich hoffe sehr, dass der Herr Stadtrat, der derzeit bedauerlicherweise kein Ohr fürs Theater hat, sondern mit einem Kollegen ein sicher wichtiges Nebengespräch führt ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich habe immer ein Ohr fürs Theater! Für mehrere Theater! Für alle Theater!) Ich hoffe, dass der Herr Stadtrat diese Anregung der Opposition sehr ernsthaft aufgreifen wird und dass wir in den nächsten Monaten das tun, was schon lange ausständig ist und was vielleicht auch die Stadt Wien davor retten kann, in eine Situation zu schlittern, wie wir sie derzeit in Deutschland erleben, nämlich den Niedergang, den finanziellen Niedergang großer Theater. Diese Diskussion wird schwierig, aber ich hoffe trotzdem, dass wir sie gemeinsam führen. 

Auch wenn jetzt Herr Präsident Hatzl den Herrn Stadtrat mit einem sicherlich auch sehr wichtigen Thema ablenkt, denke ich, dass es wichtig ist ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich kann dir zuhören und auch anderen! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN und der SPÖ.) Ich glaube, Herr Präsident Hatzl verdient sich mindestens ebenso viel ungeteilte Aufmerksamkeit wie die Theater und ich - oder? (Zwischenruf der GRin Ursula Lettner.)
In diesem Sinne: schönen Tag noch! (Beifall bei den GRÜNEN sowie des StR Dr Peter Marboe.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Ich erkläre die Debatte für geschlossen.

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstattern GRin Marianne Klicka: Es freut mich, dass zum Summer Stage Festival einhellige Zu-

stimmung gegeben ist. Es wird auch dieses Festival heuer wieder überlaufen sein, und man wird auch dort wieder keinen Platz bekommen, weil es sich so großen Zuspruchs erfreut.

Zum Beschluss- und Resolutionsantrag möchte ich sagen, dass wir den Antrag ablehnen werden. Es gibt nach wie vor sehr viele Aktivitäten. Es gibt nach wie vor im Bereich der "Sieben" die Bewerbung. Als wir vorigen Freitag in Graz waren, konnten wir die Werbung der "Sieben" auch auf den Fahrplänen der ÖBB sehen. Es werden diese Theater auch weiterhin seht gut besucht.

Es gibt unzählige Bühnen in Wien, und es ist, wenn man die Untersuchung auf das ganze Jahr 2001/2002 bezieht, natürlich so, dass im Sommer sehr viele Freiluftveranstaltungen stattfinden, die ebenfalls Publikum an sich ziehen. Daher ist bei einigen Bühnen der Rückgang sicherlich zu bemerken. Aber es ist auch unterschiedlich danach, welches Stück gespielt wird. Bei manchen Vorstellungen bekommt man wochenlang keine Karten, andere sind weniger gut besucht.

Ich ersuche Sie aber, dem vorliegenden Geschäftsstück Ihre Zustimmung zu geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für das Geschäftsstück Nummer 7 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Zur Abstimmung kommt nun der vorliegende Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP. 

Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist nur mit den Stimmen der ÖVP und der GRÜNEN, somit nicht ausreichend unterstützt und daher abgelehnt.

Somit ist die Tagesordnung erschöpft und die öffentliche Sitzung beendet.

(Schluss um 16.35 Uhr.)

